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Arbeiterjugend gegen rechts 

Die Gesamt-Jugend- und Aus¬ 
zubildendenvertretung von 
VW mobilisierte gegen einen 
Nazi-Aufmarsch. 
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Peter Gingold - unvergessen 

Von einem Empfang im Pa¬ 
riser Rathaus zu Ehren Peter 
Gingolds berichtet Dr. Ulrich 
Schneider. 
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Stolz auf den Vater 

Gespräch mit Laura 
Labanino, Tochter 
von Ramön, einem 
der „Miami 5“ 
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Solidarität mit dem Widerstand 

in der Türkei! 


Die Proteste gegen die Abholzung 
von Bäumen im Gezi-Park nahe des 
Taksim-Platzes im Istanbuler Stadtt- 
teil Besiktas sind längst zu einem Er¬ 
eignis geworden, das die Anliegen 
der Protestierenden in jeder Hinsicht 
überholt hat. Nach tausenden Ver¬ 
letzten und zwei Toten sowie mehr 
als 1.500 Verhaftungen durch die Aus¬ 
schreitungen seitens des türkischen 
Polizeiapparats ist die Bewegung zu 
einer landesweiten Massendemonst¬ 
ration in der Türkei geworden. 

Die AKP-Regierung setzt inzwischen 
fast jedes Mittel ein, um die Rechte 
der Volksbewegung einzuschränken. 
Tränengas und Terror gegen friedliche 
Menschen dienen nicht der Lösung 
der Probleme rund um den Taksim- 
Platz - und das ist auch nicht ihr Ziel. 
In Wirklichkeit kämpft die AKP-Re¬ 
gierung um ihr politisches Überle¬ 
ben - und somit für eine Politik, die 
auf Demokratieabbau, Privatisierun¬ 
gen staatlicher Betriebe, auf Repres¬ 


sion gegen die kurdische Bevölkerung, 
Gewerkschaften und andere gesell¬ 
schaftliche Kräfte setzt. Und nicht 
zuletzt setzt das Erdogan-Regime im 
Interesse imperialistischer Kräfte auf 
eine Kriegspolitik gegen das syrische 
Volk, um zur Regionalmacht im Na¬ 
hen und Mittleren Osten aufzusteigen. 
Die AKP propagiert, dass die türki¬ 
sche Gesellschaft ihr Heil im Islamis¬ 
mus suchen solle, und stellt zur Ab¬ 
lenkung ein großosmanisches Reich in 
Sicht. Jetzt sieht sie sich mit den Men¬ 
schen konfrontiert, die sich nicht län¬ 
ger gängeln lassen wollen. 

Die Kommunistische Partei der Tür¬ 
kei (TKP) ist sowohl Teil der Protest¬ 
bewegung als auch Ziel der Repressi¬ 
on der Staatsorgane. Auf ihre Büros 
haben Polizeiüberfälle stattgefunden, 
zahlreiche Mitglieder wurden verletzt 
und verhaftet. 

Die Deutsche Kommunistische Partei 
solidarisiert sich mit den Menschen, 
die in Istanbul sowie anderen türki¬ 


schen, kurdischen und europäischen 
Städten gegen die Repression durch 
den türkischen Staat protestieren! Die 
Bundesregierung muss ihren nach¬ 
drücklichen Protest erklären und der 
Erdogan-Regierung jede Unterstüt¬ 
zung entziehen! Insbesondere die zur 
Aggression gegen Syrien stationierten 
Patriot-Raketenabwehrsysteme der 
Bundeswehr müssen sofort abgezo¬ 
gen werden! 

Wir machen uns die Forderungen zu 
eigen, die die TKP formuliert hat und 
die im Einklang mit den hunderttau¬ 
senden Demonstrierenden stehen: 

1. Die Abriss- bzw. der Baupläne für 
den Gezi-Park und das Atatürk-Kul- 
turzentrum müssen sofort gestoppt 
werden - die AKP-Regierung muss 
abtreten. 

2. Alle festgenommenen Aktivisten 
müssen sofort und ohne Auflagen frei¬ 
gelassen werden! 

3. Die Ereignisse müssen durch Kom¬ 
missionen der Anwaltskammer über¬ 


prüft und die Amtsträger, die sich ge¬ 
gen das Volk schuldig gemacht haben, 
müssen sofort ihrer Ämter enthoben 
werden. 

4. Alle Versuche, das Informations¬ 
recht des Volkes einzuschränken, müs¬ 
sen sofort unterlassen werden. 

5. Alle Versammlungs- und Demons¬ 
trationsverbote und Einschränkungen 
müssen beseitigt werden. 

6. Die Hindernisse, die die freie und 
uneingeschränkte politische Mitwir¬ 
kung des Volkes einschränken, und 
alle antidemokratischen Bestimmun¬ 
gen des Parteiengesetzes müssen so¬ 
fort abgeschafft werden. 

7. Alle Bestrebungen, dem Volk eine 
einheitliche Lebensart vorzuschrei¬ 
ben, müssen sofort gestoppt werden. 

Erklärung des Sekretariats der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei 

Essen, 8. Juni 2013 


Thema der Woche 


Ein Brief aus 
der Türkei 

Seit dem 27. Mai herrscht in der Tür¬ 
kei Aufruhr. Seit Tagen sehen auch 
europäische Städte Demonstratio¬ 
nen, die das Anliegen der türkischen 
Landsleute unterstützen sollen. The¬ 
ma ist der Park am Taksim-Platz in 
Istanbul. Aber das war nur der Auf¬ 
takt ... 

Am Dienstag - bei Redaktionsschluss 
der UZ - war die Polizei bei der Räu¬ 
mung des Taksim-Platzes gewaltsam 
vorgegangen. Erdogan verkündete 
ein „Ende der Toleranz“. 

Seite 9 (siehe auch Seite 7) 


Jubel in Bottrop 

Am vergangenem Sonntag ist es erst¬ 
mals in Nordrhein Westfalen gelun¬ 
gen, mit einem Bürgerentscheid in 
Bottrop die Schließung eines Frei¬ 
bades als Bestandteil des sozialen 
Kahlschlages durch das Spardiktat 
„Stärkungspakt Stadtfinanzen“ zu 
verhindern. 

„Das Besondere daran ist, dass die 
DKP in Bottrop in dieser Ausein¬ 
andersetzung die Meinungsführer¬ 
schaft hatte und gleichzeitig mit der 
Bürgerinitiative eine beispielhafte 
Bündnispolitik entwickelte“, freute 
sich Michael Gerber, Fraktionsvor¬ 
sitzender der DKP im Rat der Stadt 
Bottrop. 

Michael Gerber war Initiator einer 
Unterschriftensammlung gegen die 
Schließung des Freibades und Ein¬ 
lader zur Gründung der Bürgerini¬ 
tiative Stenkhoffbad. Mit dem Start 
des Bürgerbegehren, des Bürgerent¬ 
scheids war Michael Gerber einer 
von drei Zeichnungsberechtigten des 
Bürgerentscheides. 

Am Sonntag knallten die Sektkor¬ 
ken vor dem Ratssaal. Mit 9 703 
Ja-Stimmen hat sich die Initiative 
durchgesetzt. Die Stadt muss auch 
zukünftig die Betriebskosten für das 
Freibad übernehmen. 3 489 Bottro- 
per stimmte gegen diese Forderung. 
Insgesamt beteiligten sich 13 192 Ab¬ 
stimmungsberechtigte, etwa 12 Pro¬ 
zent aller Wahlberechtigten an dem 
Entscheid. 


Die DKP im Internet 
www.dkp.de/ 

mit der Seite des Parteivorstan¬ 
des 

• www.dkp-online.de/ 

mit der Seite der UZ 

• www.unsere-zeit.de/ 

mit dem neuen Newsportal 

• news.dkp.de 


Inszenierung für den US-Präsidenten 

Obama wird auf seinem Berlin-Besuch am Brandenburger Tor reden 


Am 18. Juni kommt US-Präsident Ba¬ 
rack Obama nach Berlin. Eigentlich 
sollte es, neben ein wenig Dialog über 
das transatlantische Bündnis in politi¬ 
scher wie ökonomischer Hinsicht, vor 
allem ein Zeremoniell gehen: Obamas 
Rede am Brandenburger Tor. Durch 
die Enthüllungen der sogenannten 
„Überwachungs-Affäre“ erhält der 
Besuch deutlich mehr politische Bri¬ 
sanz. 

Laut „Washington Post“ greifen US- 
Geheimdienste mit dem Spähpro¬ 
gramm Prism weltweit auf Millionen 
Nutzerdaten von Internet-Konzernen 
wie Google, Facebook oder Apple 
zu - zur „Terrorabwehr“ versteht sich. 
Bekannt wurde Prism durch Aussa¬ 
gen des ehemaligen Geheimdienst- 


Mitarbeiters Edward Snowden. Nach 
diesem wird nun auf Druck der USA 
international gefahndet. Sein letzter 
bekannter Aufenthaltsort war Hong¬ 
kong. Er gilt den Herrschenden der 
USA als „Hochverräter“,. 

Präsident Obama verkündete indes in 
einer Erklärung, dass das Programm 
Prism keineswegs die Bürgerrechte 
beschneide. Es sei auch nur im Ver¬ 
dachtsfalle auf die Daten zugegriffen 
worden. Besonders glaubwürdig ist 
seine Darstellung jedoch nicht. Da¬ 
tenschützer weltweit warnen vor der 
„Totalüberwachung“. Der internatio¬ 
nale Druck auf Obama wächst, so dass 
auch Kanzlerin Merkel sich genötigt 
sieht, das Thema beim Berlin-Besuch 
des US-Präsidenten anzusprechen. 


Dabei hätte es so schön für Obama 
werden können - die perfekte Insze¬ 
nierung war schon vorbereitet. 

50 Jahre nach John F. Kennedys popu¬ 
lär gewordener Rede vor dem Bran¬ 
denburger Tor (23. Juni 1963 - „Ich 
bin ein Berliner“), in der Kennedy 
den Kommunismus „ein böses und 
ein schlechtes System“ nannte, West- 
Berlin als „Insel der Freiheit“ bezeich- 
nete und den Kampf „zwischen der 
freien Welt und dem Kommunismus“ 
beschwor. 

Und 26 Jahre nach Ronald Reagans 
Rede am Brandenburger Tor (12. Juni 
1987 - „Mister Gorbatschow - reißen 
Sie diese Mauer nieder!“) will Oba¬ 
ma am 19. Juni in Kennedys und Re¬ 
agans Fußstapfen treten und ebenfalls 


eine Rede vor dem Brandenburger Tor 
halten. 

Diese Inszenierung tut dem US-Kapi- 
tal Not, denn der Hegemonieanspruch 
der USA verblasst. Unpopuläre Krie¬ 
ge wie in Afghanistan, Irak oder Li¬ 
byen, Terrorangriffe aus der Luft mit 
Kampfdrohnen, und die jüngsten Of¬ 
fenlegungen über Überwachungsakti¬ 
vitäten der US-Behörden nähren die 
Zweifel an der Selbst-Bezeichnung der 
USA als „Reich der Freiheit“. 

Und ein Ende ist nicht in Sicht: Ein 
Krieg gegen Syrien steht bevor. Liba¬ 
non und Iran sind mögliche weitere 
Angriffsziele für den US-Imperialis- 
mus und seine Verbündeten. Hinzu¬ 
kommt eine zunehmende Stärkung 
der sogenannten BRICS-Staaten 
(Brasilien, Russland, Indien, China 
und Südafrika) - allen voran China - 
auf wirtschaftlicher Ebene, aber auch 
kulturell. 


Die Einreihung zwischen die „Helden“ 
des Kalten Krieges soll ein Zeichen 
dagegen setzen. Und die bürgerlichen 
Medien der BRD nehmen die symbo¬ 
lische Vorlage gerne auf. Der Spiegel 
titelt mit „50 Jahre nach Kennedy - 
Barack Obama und die Deutschen - 
Der verlorene Freund“. Obama wird 
als Popstar gefeiert und Kennedy als 
Held dargestellt. Dem Heft beigefügt 
ist eine DVD über Kennedys Leben. 
Ob der Besuch des US-Präsidenten zu 
einer Show wird oder mit harten politi¬ 
schen Fakten gefüllt wird, hängt maß¬ 
geblich davon ab, wie wir - die Öffent¬ 
lichkeit - und speziell die Berlinerin¬ 
nen Obama empfangen werden. Als 
strahlende Ikone mit Jubelstürmen 
und Tränen in den Augen oder mit 
Demos und Protestaktionen gegen 
Totalüberwachung, gegen Krieg und 
Drohnenterror. 

MHad 
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Castkolumne von Erika Beltz 

Solidarisch mit den 
Beschäftigten 


Massenprotest im Einzelhandel 

Menschenkette der verdi-Kolleginnen und -Kollegen durch die Münchener Einkaufsmeile 



Es geht nicht nur um den Gehalts¬ 
tarif, der zum 31. März auslief; die 
Unternehmer blasen zum General¬ 
angriff. Mit der bundesweiten Kündi¬ 
gung des Manteltarifs zum 30. April 



2013 wollen sie erkämpfte Standards 
aufheben. Neben anderen Ver¬ 
schlechterungen sollen die Zuschlä¬ 
ge für Spätöffnung und Nachtarbeit 
gestrichen und den Verkäuferinnen 
damit bis zu 300 Euro monatlich ge¬ 
nommen werden. Dagegen wehren 
sich die Beschäftigten mit vollem 
Recht. 

Die Arbeitsbedingungen wurden in 
den letzten Jahren durch Ausdeh¬ 
nung der Öffnungszeiten bis zur 
Sonntagsarbeit ständig verschlech¬ 
tert; jetzt wird versucht, den finan¬ 
ziellen Ausgleich hierfür zu kappen. 
Die DKP kämpfte schon Ende der 
80er Jahre gegen die Aushöhlung 


Am Samstag, 15. Juni 2013 will die 
NPD ihren jährlichen Bayerntag er¬ 
neut in Mainleus OT Schwarzach, 
Landkreis Kulmbach abhalten. Ge¬ 
plant ist vormittags ein Landespartei¬ 
tag und nachmittags ein Sommerfest 
mit Rednern und Nazi-Musik. Kommt 
alle, um den Nazis zu zeigen, dass wir 
sie nicht haben wollen. Für Rassismus, 
Faschismus und Antisemitismus ist in 
unserer Gesellschaft kein Platz. 

Es macht keinen Sinn zu schweigen, 
wenn Nazis vor Ort Veranstaltungen an¬ 
kündigen! Wunsiedel, Warmensteinach 
oder Gräfenberg zeigen, dass man aktiv 
werden und gemeinsam Flagge zeigen 
muss gegen die Umtriebe der Nazis! 


des Ladenschlussgesetzes, die mit 
dem „langen Donnerstag“ begann. 
Dies ist nämlich ein „Arbeitnehmer¬ 
schutzgesetz“, das den Beschäftigten 
ihren Feierabend und freie Sonn¬ 
tage sicherte, und nicht etwa eine 
Regelung des Wettbewerbs. (Heute 
schlicht „Hessisches Ladenöffnungs¬ 
gesetz“ genannt). 

Wir stellten bereits damals fest, dass 
verlängerte Öffnungszeiten keine 
einzige Mark mehr an Kaufkraft 
bringen, wohl aber für die Einzel¬ 
händler, insbesondere die kleineren 
Geschäfte, die Betriebs- und Perso¬ 
nalkosten steigen. Für diese Fehlent¬ 
scheidungen sollen jetzt die Beschäf¬ 
tigten bluten. Sie verdienen unsere 
volle Solidarität! 

Besonders betroffen sind die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen von Karstadt; 
hier hat die Geschäftsleitung ange¬ 
kündigt, sich bis 2015 an keine Tarif¬ 
verträge zu halten. Mit dieser Will¬ 
kür wird eine weitere Tür zu einem 
Niedriglohnsektor geöffnet. Die Be¬ 
schäftigten haben seit 2004 auf mehr 
als 650 Millionen Euro verzichtet, 
um die drohende Pleite abzuwen¬ 
den. Trotzdem hat Berggruen, der 
den Konzern für einen Euro gekauft 
hat, 2 000 Arbeitsplätze gestrichen. 
Die Kolleginnen und Kollegen sind 
mit ihrer Gewerkschaft verdi kampf¬ 
bereit. Sie wollen sich auf keine Ver¬ 
schlechterungen einlassen und for¬ 
dern vielmehr eine nachhaltige Ver¬ 
besserung der Einkommen: Einen 
Euro je Stunde mehr und für die 
Auszubildenden 0,50 Euro je Stun¬ 
de mehr. Hierfür wünschen wir ihnen 
die nötige Kraft und Ausdauer und 
die Solidarität der Kunden. 


Deshalb ruft der DGB Oberfranken 
Ost gemeinsam mit dem Bündnis 
„Schwarzach ist bunt“ am 15. Juni 2013 
ab 15.00 Uhr zu einer Demo mit Men¬ 
schenkette unter dem Motto: „Demo¬ 
kratie wahren - hinschauen und han¬ 
deln gegen Rechtsextremismus“ auf. 
Ab 10.00 Uhr wird es Mahnwachen 
an der Kreuzung „Alte Straße“ auf 
Höhe Höhlein-Parkplatz geben. Mot¬ 
to: „Zum Gedenken der Opfer des 
Naziterrors - 80 Jahre Machtergrei- 
fung“. 

Lasst uns gemeinsam aufstehen und 
den Nazis zeigen, dass wir in unserer 
Gesellschaft keinen Platz für sie haben. 

DGB Oberfranken Ost 


D er Münchner Streik- und Akti¬ 
onstag von ver.di am 7. Juni 2013 
begann mit einem kleinen Re¬ 
kord: Über 500 Kolleginnen und Kol¬ 
legen hatten sich am Vormittag in die 
Streiklisten im Gewerkschaftshaus ein¬ 
getragen, so viele wie seit fast 25 Jahren 
nicht mehr. 

So kamen zur anschließenden Demo 
und Kundgebung auf dem Münchner 
Karlsplatz/Stachus rund siebenhun¬ 
dert Kolleginnen und Kollegen. Vie¬ 
le hatten ihre Mittagspause zu einer 
Streikaktion gemacht, 
ver.di reagierte mit diesen Streikakti¬ 
onen, die auch in NRW, Baden-Würt¬ 
temberg und Rheinland-Pfalz stattfan¬ 
den, auf die Unternehmerprovokation 
den Manteltarifvertrag zu kündigen 
und gravierende Verschlechterungen 
bei den Arbeitsbedingungen der Kol¬ 
leginnen und Kollegen einzuführen 
und unterstrichn ihre Forderung nach 
6,5 Prozent mehr Lohn. 

Geplant sei, so Hubert Thiermeyer, 
Fachbereichsleiter Einzelhandel bei 
ver.di in Bayern, eine totale Flexibi¬ 
lisierung, die Streichung von Zuschlä¬ 
gen und Bezahlung von 20 Stunden 
bei 70 Stunden Verfügbarkeit für die 
Firma. 

Ein unübersehbares Meer aus Kolle¬ 
ginnen und Kollegen mit neongelben 
verdi-Westen skandierte immer wie¬ 
der: „Gute Arbeit - gutes Geld“ und 
„fair heißt mehr“ 

Mit Ihren den Transparenten sicht¬ 
bar die Kolleginnen und Kollegen von 
Karstadt, Tengelmann, H&M, Zara, 


XXXLutz, real, esprit, netto, Kaufland 
oder Hugendubel. 

Heiner Birner, ver.di-Geschäftsführer 
in München, betonte die Vermögensun¬ 
gleichheit in Deutschland: In Deutsch¬ 
land gibt es neun Billionen Euro pri¬ 
vates Vermögen. Eine kleine Schicht 
von zehn Prozent besitzt davon zwei 
Drittel. Gleichzeitig gelten 12 Millio¬ 
nen Menschen in Deutschland als arm. 
Drei Millionen davon sind Kinder. 
Stefanie Nutzenberger, ver.di-Bundes- 
vorstand, Fachbereich Handel, wies den 
Vorwurf zurück, ver.di treibe Macht¬ 
spiele und sagte: Ja, es geht um Macht, 
aber nicht um Spiele. 

Die Macht der Unternehmer führe 
dazu, dass in Deutschland Dumping¬ 
löhne mit jährlich 1,5 Milliarden Euro 
durch unsere Steuergelder aufgestockt 
werden müssen. 

Bei Karstadt haben die Kolleginnen 
und Kollegen auf insgesamt 650 Milli¬ 
onen Euro Lohn verzichtet. Jetzt sagen 
wir zum angeblichen Investor Berg¬ 
gruen: Her mit dem Geld für die not¬ 
wendigen Investitionen. 

Seit Januar dieses Jahres sind 20 000 
Kolleginnen und Kollegen allein beim 
ver.di-Fachbereich Handel Mitglied ge¬ 
worden, und ohne Tarifvertrag werden 
wir Unruhe und Konflikte in die Be¬ 
triebe tragen. 

Gewerkschaftssekretär Hubert Thier¬ 
meyer gratulierte den Kolleginnen und 
Kollegen, von denen die meisten zum 
ersten Mal an einem Streik teilgenom¬ 
men haben: „Ihr seid das Gesicht des 
Handels, ohne euch läuft nichts in die¬ 


ser teuersten Einkaufsmeile Europas 
und heute habt ihr Mut zum Streik ge¬ 
zeigt, ihr habt den Arsch in der Hose, 
wie man hier sagt“. 

Der Handel, so Thiermeyer, bringe Ar¬ 
mut und Reichtum hervor. Von den 10 
reichsten Menschen Deutschlands ha¬ 
ben fünf ihr Vermögen im Bereich des 
Handels zusammengerafft. Gleichzei¬ 
tig wissen viele Kolleginnen und Kol¬ 
legen im Handel nicht, wie man mit 1 
000 oder 1500 Euro brutto in München 
leben soll. 

Orhan Akmann, ver.di-Sekretär und 
Stadtrat der Partei „Die Linke“ erin¬ 
nerte an die Geschichte dieser Fuß¬ 
gängerzone: Schon 1953 lieferten sich 
hier Kolleginnen und Kollegen des Ein¬ 
zelhandels eine große Straßenschlacht 
mit der Polizei. Damals ging es um das 
Ladenschlussgesetz. Wer heute erneut 
den Ladenschluss verlängern und die 
Schutzrechte der Kollegen abschaffen 
will, wird sich bei den anstehenden 
Wahlen eine blutige Nase holen. 

Am Schluss der Kundgebung gab es 
dann noch eine Premiere. 

In der umsatzstärksten Fußgängerzone 
Europas zwischen Stachus und Mari¬ 
enplatz wurde eine Menschenkette ge¬ 
bildet, mit der Passanten auf die An¬ 
liegen der Kolleginnen und Kollegen 
aufmerksam gemacht wurden. 

Die Grundstimmung der teilnehmen¬ 
den Kolleginnen und Kollegen: Wir 
haben Kraft gezeigt und wir kommen 
wieder, um unsere Forderungen durch¬ 
zusetzen. 

Walter Listl 


Wir wollen keine Nazis in Oberfranken! 


IG Metall verurteilt Polizeiübergriffe 


In einer Resolution hat der Beirat der IG Metall die Einschränkung der Mei- 
nungs- und Demonstrationsfreiheit durch den Polizeieinsatz hei der Blockupy - 
Demonstration am 1 . Juni 2013 in Frankfurt verurteilt. 

Der Beirat ist das höchste Beschlussgremium der IG Metall zwischen den Ge¬ 
werkschaftstagen. 

Dazu erklärte IG Me¬ 
tall-Bezirksleiter Armin 
Schild (zuständig für Hes¬ 
sen, Rheinland-Pfalz, das 
Saarland und Thüringen): 

„Das demokratisch garan¬ 
tierte Grundrecht auf De- 
monstrations- und Mei¬ 
nungsfreiheit ist ein hohes 
Gut das geschützt werden 
muss. Die Einkesselungen 
von 1 000 Demonstran¬ 
ten über Stunden und die 
unverhältnismäßige Här¬ 
te gegenüber zahlreichen 
Demonstranten kann und 
will die IG Metall nicht 
hinnehmen. Die Entschei¬ 
dungsträger müssen für 
dieses Vorgehen die Ver¬ 
antwortung übernehmen 
und gegebenenfalls politi¬ 
sche und personelle Kon¬ 
sequenzen ziehen. 

Dass nach der Verbotsor¬ 
gie gegen Blockupy im 



vergangenen Jahr auch 2013 die Pro¬ 
teste erst juristisch durchgesetzt wer¬ 
den müssen und anschließend durch 
die Exekutive verhindert werden, 
rückt das Demokratieverständnis der 
Stadt Frankfurt und des Landes Hes¬ 
sen in ein fatales Licht. Die IG Me¬ 
tall setzt sich für ein soziales und de¬ 
mokratisches Europa ein und fordert 


eine faire und auf Argumente gestütz¬ 
te Auseinandersetzung mit der Block- 
upy-Bewegung. Die falsche Politik der 
Regierung Merkel, die im Süden Euro¬ 
pas große Teile der Bevölkerung in Ar¬ 
mut stürzt, ist das Problem und nicht 
der Protest dagegen.“ 

Die IG Metall-Bezirksleitung Mitte 
wird Ministerpräsident Volker Bouf- 


fier und Frankfurts Oberbürgermeis¬ 
ter Peter Feldmann in einem Brief zu 
einer gründlichen Untersuchung der 
Vorfälle bei der Blockupy-Demons- 
tration auffordern. 

Sie erwartet von ihnen eine öffentli¬ 
che Aufarbeitung und gegebenenfalls 
politische Konsequenzen bei den ver¬ 
antwortlichen Entscheidungsträgern. 


Für das Recht auf Meinungs- und Demonstrationsfreiheit 

Am 31. Mai und i. Juni 2013 fanden in Frankfurt am Main die Protesttage der Blockupy-Bewegung statt. Die Kritik von 
Blockupy zielt auf die demokratisch nicht legitimierte Macht der Banken sowie die fatalen Folgen der neoliberalen Aus- 
teritätspolitik in vielen Ländern Europas, durch die Gewerkschaftsrechte beschädigt, soziale Rechte demontiert und 
immer mehr Menschen, vor allem der jungen Generation, in Arbeitslosigkeit und Perspektivlosigkeit getrieben werden. 
In überzogener Härte und Aggression hat die Polizei in Frankfurt am Samstag den gerichtlich genehmigten Demonst¬ 
rationszug gestoppt und blockiert. Mehrere hundert Menschen wurden durch die Polizei eingekesselt und für Stunden 
gegen ihren Willen festgehalten. Die IG Metall kritisiert das Vorgehen der politischen und polizeilichen Führung. So wird 
das demokratisch garantierte Grundrecht auf Demonstrations- und Meinungsfreiheit eingeschränkt und zugleich die 
einzelnen Polizistinnen und Polizisten in falschen und unnützen Konfrontationen aufgerieben. 

Der Beirat der IGM fordert: 

- die lückenlose Aufklärung der Planungen und Entscheidungen, die zu dieser Polizeistrategie geführt haben; 

- die Entscheidungsträger in die politische Verantwortung zu nehmen und entsprechende Konsequenzen personeller 
und politischer Art zu ziehen; 

- eine offene und faire Auseinandersetzung mit den Argumenten der „Blockupy-Bewegung“. Die IG Metall weiß sich ei¬ 
nig mit allen, die für eine gute Zukunft Europas streiten: Wir stehen zu Europa! Aber wir wollen kein Europa der Banken 
und des Sozialabbaus. Wir wollen ein soziales und demokratisches Europa der Arbeitnehmerrechte und der Solidarität. 

Frankfurt, den 4. Juni 2013 Beirat der IG Metall 
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Gegen den „Tag der deutschen Zukunft“ 

Außerordentliche Jugendversammlung der Volkswagen-GJAV 



A m vergangenen Samstag 
(1. Juni) organisierte die GJAV 
(Gesamt-Jugend- und Auszubil¬ 
dendenvertretung) von Volkswagen, 
erstmals seit 2008, wieder eine außer¬ 
ordentliche Jugendversammlung in 
Wolfsburg. 

Sie wurde organisiert, um ein Zeichen 
gegen den an diesem Tag von Neona¬ 
zis geplanten „Tag der deutschen Zu¬ 
kunft“ zu setzen. Den Auszubildenden 
und Studierenden im Praxisverbund 
(StiP) sollte so ermöglicht werden, 
sich an den vielfältigen Aktionen ge¬ 
gen den Naziaufmarsch zu beteiligen. 
Eingeladen waren alle Auszubildenden 
und StiP der sechs traditionellen Wer¬ 
ke, sowie der Werke in Chemnitz und 
Zwickau, des Werkes in Osnabrück 
(ehemals Karmann) und der Autovi¬ 
sion. 

Im Vorfeld gab es viele und teilweise 
heftige Diskussionen mit den Azubis, 
die sich keinen Antifaschismus ver¬ 
ordnen 
lassen 
woll¬ 


ten. Aber in den Diskussionen, in de¬ 
nen wir an ihre Erfahrungen und Be¬ 
wusstseinsstände anknüpfen konnten, 
wurde dann doch überwiegend Zu¬ 
stimmung für diesen Tag gefunden. 
Nach langen Verhandlungen unter¬ 
stützte auch das Unternehmen das 
Bestreben der GJAV nicht nur ideolo¬ 
gisch, sondern auch praktisch, indem 
es allen Azubis und StiP einen Aus¬ 
gleichstag gewährte. 

Die einzelnen Standorte organisier¬ 
ten Busse und reisten nach Wolfsburg. 
Um 10 Uhr begann die Versammlung, 
eröffnet durch den Sprecher des Ge¬ 
samtbildungsausschusses, Gerardo 
Scarpino und der Vorsitzenden der 
GJAV, Debora Aleo. Scarpino leitete 
das bestimmende Thema ein, indem er 
auf die multikulturelle Geschichte von 
Volkswagen und die antifaschistische 
Tradition nach 1945 im Konzern ein¬ 
ging und die Angereisten für ihr Kom¬ 
men lobte. Aleo sprach über den bei 
Volkswagen erreichten Ab¬ 
schluss der M Tarifverhand 
lungen. 


Danach sprach der Bezirksleiter der 
IG-Metall Niedersachsen und Sach¬ 
sen-Anhalt, Hartmut Meine und er¬ 
gänzte den Beitrag zur Tarifverhand¬ 
lung. Dabei machte er deutlich, dass 
die IG-Metall in der kommenden Ta¬ 
rifrunde 2015, sich der tarifpolitischen 
Forderungen der VW GJAV anneh¬ 
men und eine überproportionale Stei¬ 
gerung der Ausbildungsvergütungen 
fordern werde. Dies wurde von den 
rund 5 000 Versammlungsteilnehmern 
mit einem kräftigen Applaus begrüßt. 
Ihm folgte der Vorsitzende des Welt¬ 
konzernbetriebsrates, Bernd Oster¬ 
loh, der die Initiative der GJAV lobte 
und klar Position gegen Rassismus und 
Neofaschismus bezog. 

Dann folgte der Personalleiter für 
die Berufsausbildung bei Volkswagen 
(Group Academy), Ralph Linde, der 
in seinem Redebeitrag auch noch ein¬ 
mal auf die Unterstützung einer sol¬ 
chen Veranstaltung durch das Unter¬ 
nehmen hinwies. 

Im Anschluss hielten die Vorsitzenden 
der einzelnen Werke ihre Berichte. Da¬ 
bei ging es u. a. um die neue Kampagne 
der IG-Metall „Revolution Bildung“, 
die Verwicklung 
des Staates und 
der Geheim¬ 
dienste in 
die 


neofaschistische Szene am Beispiel 
der NSU und um die antifaschistischen 
Aktivitäten der Interessenvertretung 
bei Volkswagen, sowie um Respekt 
und Toleranz bei Volkswagen. 

Im Anschluss an die Versammlung, 
war es den Azubis und StiP freigestellt 
sich noch an der Kundgebung der IG- 
Metall und des Bündnisses gegen den 
TddZ zu beteiligen. Diesem Aufruf der 
Gesamt-Jugend- und Auszubildenden¬ 
vertretung und der IG-Metall folgten 
etwa 3500 bis 4000 Teilnehmer der 
Jugendversammlung. 

Nach der Kundgebung fuhren die Azu¬ 
bis und StiP wieder gemeinsam heim, 
oder beteiligten sich vereinzelt noch 
an den Blockadeversuchen rund um 
die Route der Neonazis. 

Dass eine solche Versammlung in die¬ 
sem Rahmen stattfinden konnte, ist 
nicht zuletzt vor allem der starken In¬ 
teressenvertretung bei Volkswagen zu 
verdanken. TR 
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Außerordentlicher 
Gewerkschaftstag der IGM 

Der Beirat der IG Metall hat im Rah¬ 
men seiner Sitzung am 4. Juni in Frank¬ 
furt einen außerordentlichen Gewerk¬ 
schaftstag für das Jahr 2013 beschlos¬ 
sen. Auf dem Gewerkschaftstag 2011 
in Karlsruhe hatte die IG Metall eine 
weitere Verjüngung des Vorstands 
angekündigt. Der Beschluss im Bei¬ 
rat schafft die dafür notwendigen sat¬ 
zungsrechtlichen Voraussetzungen. 
Der außerordentliche Gewerkschafts¬ 
tag findet am 24./25. November 2013 in 
Frankfurt am Main statt. 

Hochwasser und Hartz-IV 

Die Bundesregierung soll für einen un¬ 
bürokratischen Umgang gerade auch 
mit Hochwasser-Opfern sorgen, die 
Sozialleistungen beziehen. Dies for¬ 
dert der arbeitsmarkt- und sozialpo¬ 
litische Sprecher der Unionsfraktion, 
Karl Schiewerling: „Die Hochwasser- 
Katastrophe in Ost- und Süddeutsch¬ 
land stellt für alle Opfer eine besonde¬ 
re Härte und Herausforderung dar. Die 
Hochwasser-Opfer sollen dabei unbü¬ 
rokratische Hilfe seitens des Bundes 
und der Länder erhalten. Dabei dürfen 
jedoch gerade für Menschen im Bezug 
von Sozialleistungen keine besonderen 
Härten entstehen, wenn sie auf Spen¬ 
den oder Hilfszahlungen angewiesen 
sind. Die Bundesregierung ist deshalb 
aufgefordert, dafür zu sorgen, dass Zu¬ 
wendungen im Rahmen der Soforthilfe 
für Schäden oder Nachteile im Zusam¬ 
menhang mit dem Jahrhundert-Hoch¬ 
wasser nicht auf SGB-II-Leistungen 
angerechnet werden.“ Normalerweise 
müssten solche Zuwendungen als be¬ 
sondere Einnahmen für die Bezieher 
von Hartz IV angerechnet werden. 

Privathaushalt darf kein 
Sonderarbeitsmarkt sein 

Die Ratifizierung des Übereinkom¬ 
mens der Internationalen Arbeitsorga¬ 
nisation (ILO) über menschenwürdige 
Arbeit von Hausangestellten begrüß¬ 
te DGB-Vorsitzender Michael Som¬ 
mer: „Damit sind aber die anhalten¬ 
den Missstände in Deutschland nicht 
beseitigt. Die Politik muss Regelun¬ 
gen finden für die 700 000 Menschen, 
die in diesem informellen Sektor tätig 
sind. Das Ziel muss sein, auch im Pri¬ 
vathaushalt zu sozialversicherungs¬ 
pflichtiger Beschäftigung zu kommen.“ 


Produktionsstandort Opel Bochum verteidigen! 

Die Belegschaft wartete vergeblich auf Antworten um Erhalt ihrer Arbeitsplätze 


Mehr als 1 000 Kolleginnen und Kol¬ 
legen nahmen an der Belegschafts Ver¬ 
sammlung am 10. Juni 2013 im Opel- 
Werk I teil. In der fast vier Stunden 
dauernden Versammlung von 8.00 bis 
14.00 Uhr erhoffte sich die Belegschaft 
Antworten auf ihre Fragen, verbindli¬ 
che Zusagen und Perspektiven für die 
Zukunft zu erhalten. 

Zum ersten Mal in der Bochumer 
Opel-Geschichte nahm kein Vertreter 
des Vorstands an der Belegschafts Ver¬ 
sammlung teil, sondern ließ sich durch 
Werksleiter Gellrich vertreten. Enttäu¬ 
schung auch bei den Bochumer Kolle¬ 
ginnen und Kollegen über die Absage 
des Gesamtbetriebsratsvorsitzenden 
Dr. Wolf gang Schäfer-Klug. Das Wort 
vom Kneifen machte die Runde. 

Mit großer Spannung war der Verlauf 
der BelegschaftsverSammlung im Bo¬ 
chumer Opel Werk I erwartet worden. 
Viele Fragen der Kolleginnen und Kol¬ 
legen blieben bis zu diesem Tag unbe¬ 
antwortet. Aber auch die Versamm¬ 
lung brachte keine Klarheit. Die Zu¬ 
kunft tausender Kolleginnen bleibt 
ungewiss. Und wertvolle Zeit ist be¬ 
reits verstrichen. 

Eigentlich hätte es nur die Tagesord¬ 
nungspunkte auf dieser Belegschafts¬ 
versammlung geben dürfen: 

Der Produktionsstandort Opel Bo¬ 
chum darf nicht vernichtet werden. 
Die angekündigte Werksschließung 
muss zurückgenommen werden. Die 
Kolleginnen und Kollegen und ihre 
Gewerkschaft IG Metall müssen die 
Arbeitsplätze, die nicht nur am Opel- 
Standort Bochum bedroht sind, son¬ 


dern zehntausendfach in der gesam¬ 
ten Region, mit allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln verteidigen. 

Der Zafira muss weiter in Bochum in 
drei Schichten produziert werden. 
Berufsausbildungsplätze müssen er¬ 
halten werden - Ausbildungskapazi¬ 
täten ausgebaut und somit erweitert 
werden. 

Am 15. Mai 2013 hat der Opel-Vor¬ 
stand erklärt, dass die Zafira-Produk- 
tion nach Rüsselsheim verlagert wer¬ 
den soll. Noch im Jahr 2012 hatten Be¬ 
triebsräte, Vertrauensleute und die IG 
Metall Hessen solch eine Vorgehens¬ 
weise niemals akzeptieren wollen. 
Nun muss auch von hier aus das erste 
Signal der Solidarität an die betroffe¬ 
nen Bochumer Kolleginnen und Kolle¬ 
gen gesendet werden. Es sollte endlich 
begriffen werden, dass die Schließung 
des Bochumer Opel Werkes nur der 
Anfang einer Konzernstrategie ist, die 
sich ausschließlich am Profit und am 
Wohlergehen einer Handvoll geldgei¬ 
ler GM-Aktionäre orientiert. 

Keine Astra-Produktion ab 2015 in 
Rüsselsheim. Das ist der Preis. Der 
Astra soll nun in Gliwice/Polen ge¬ 
baut werden. Hier ist die Produktion 
billiger, damit die Profitrate unendlich 
höher. Die neuen Produktionspläne 
von GM und von der Opel-Führung 
machen eines deutlich: Der eigent¬ 
liche Gewinner der Schließung des 
Opelwerks in Bochum ist nicht Rüs¬ 
selsheim, sondern das polnische Werk 
Gliwice. Gewinnen und profitieren 
werden allerdings ausschließlich nur 
die GM-Aktionäre. 


Die Belegschaften in den einzelnen 
Produktionsstätten werden von GM 
und seiner Führungscrew national und 
international weiter geschickt gegen¬ 
einander ausgespielt. Dabei hat selbst 
Osteuropa den „Charme“, produkti¬ 
onsgünstig zu sein, längst eingebüßt, 
denn Asien und Afrika sind noch pro¬ 
fitabler. 

Die Zeit läuft der Opel-Belegschaft in 
Bochum davon. Eine Einigungsstelle 
verhandelt seit dem 27. Mai 2013 in 
Bochum. 

Worauf aber will man sich einigen? 
Worauf wollen sich der lange Arm 
von GM in Form von Vorstand und 
Geschäftsführern auf der einen Seite 
und die Interessenvertreter von fast 
4000 Kolleginnen und Kollegen, die 
IG Metall (Betriebsräte und Vertrau¬ 
ensleute) einigen? Auf „ Abfindun¬ 
gen“? Auf Auflösung des Berufsaus¬ 
bildungsbereiches? Auf die kampflose 
Aufgabe des Produktionsstandortes in 
Bochum? Auf Vorruhestand mit Ren¬ 
tenabschlägen? 

Auf die Aufgabe der gesamten Regi¬ 
on? 

Die „Zeche“ werden die nächsten Ge¬ 
nerationen bezahlen. Der Verlust von 
weiteren ca. 40 000 Arbeitsplätzen in 
der Region wird die bereits jetzt schön 
gefärbten Arbeitslosenzahlen drastisch 
ansteigen lassen. 

Offene Briefe, in der sich Gewerk¬ 
schaftskollegen und BR-Vorsitzende in 
verantwortungsvoller Position gegen¬ 
seitig in die Pfanne hauen, sind keine 
Lösung, wenn es um die Bewältigung 
einer zyklischen Überproduktionskri¬ 


se geht, die alles seit 1929 in den Schat¬ 
ten stellen könnte. 

Es wird viel davon abhängen, wie sich 
die Gewerkschaften in Zukunft posi¬ 
tionieren. 

GM erzielte laut Medienberichten 
2011 einen Nettogewinn von knapp 8 
Mrd. Dollar. 2012 waren es noch 4,9 
Mrd. Dollar. 

Angesichts solcher Gewinne Standor¬ 
te und Produktionsstätten zu schließen 
ist menschenverachtend. Die Würde 
der Arbeiter und Angestellten wird mit 
Füßen getreten. Aber diese völlig halt¬ 
lose und verbrecherische Logik muss 
durchbrochen werden. Eine Möglich¬ 
keit wäre die Senkung der Arbeitszeit 


auf 30 Stunden bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich. Die Arbeit muss 
auf alle Arbeitenden und Arbeitslosen 
verteilt werden. Unser Lebensstandard 
würde nicht sinken - aber die Profite. 
Viele weitere Schritte sind erforder¬ 
lich. Letztendlich kämpfen wir für 
die Überwindung des Kapitalismus. 
Für eine sozialistische Gesellschafts¬ 
ordnung ohne Armut, Hunger und 
Krieg. 

Für eine Welt in der die Banken und 
Konzerne endlich nicht mehr das Sa¬ 
gen haben, sondern die, die alle Werte 
schaffen, die Arbeiter, die Angestell¬ 
ten, die Bauern, alle werktätigen Men¬ 
schen. D.H.B. 





4 Freitag, 14. Juni 2013 


Innenpolitik 


unsere 


zeit Q£d 


„Kein Dialog mit 
Staatsterroristen!“ 

Die rund 500 Teilnehmer der Demons¬ 
tration vom DGB-Haus zur Kundge¬ 
bung am Landtag in Düsseldorf waren 
sich einig: Mit Vertretern des Staatster¬ 
rors in der Türkei darf es keinen Dia¬ 
log geben. In einer Solidaritätsresolu¬ 
tion forderten sie die Bundesregierung 
auf, „politischen Druck auf die AKP- 
Regierung auszuüben und sich von die¬ 
ser undemokratischen Vorgehensweise 
zu distanzieren“ 

Zu der Veranstaltung hatte ein breites 
Bündnis um das Düsseldorfer Türkei- 
Zentrum mit dem Thema „Solidarität 
mit den Protesten in der Türkei - Tak- 
sim ist überall“ aufgerufen. Die Trans¬ 
parente und Fahnen spiegelten diese 
breite Vielfalt wider. Die „Tagesthe¬ 
men“ der ARD berichteten nicht über 
diese Kundgebung, sondern über eine 
anschließende Demonstration des Ver¬ 
eins „Atatürk Bildungs- und Kultur¬ 
zentrum e.V. Duisburg“ vom Düssel¬ 
dorfer Burgplatz zum Landtag. 
Rechtsanwalt Ercan Kanar, Vorsitzen¬ 
der des Istanbuler Menschenrechtsver¬ 
eins (IHD), charakterisierte voller Elan 
die augenblickliche Situation in der 
größten Stadt der Türkei, die von Ein¬ 
schüchterungen und staatsterroristi¬ 
schen Praktiken gekennzeichnet werde. 
Nihat Öztürk, Erster Bevollmächtigter 
der IG Metall Düsseldorf-Neuss, soli¬ 
darisierte sich mit dem Protest in zahl¬ 
reichen türkischen Städten. Er verur¬ 
teilte die Eingriffe der Regierung in 
viele Bereiche der Privatsphäre, die 
Sanktionen gegen Journalisten und die 
Unterstützung des Staatsterrors. Mit 
Erdogan dürfe es so lange keinen Di¬ 
alog geben, wie er die demokratischen 
Rechte der Bürger missachte. 
Muzaffer Gürenc, Musiker und Lieder¬ 
macher, ergänzte politisch und musika¬ 
lisch engagiert das Programm mit Zei¬ 
len von Nazim Hikmet. 

Uwe Koopmann 

Kontrolle auch vor Ort 

„Abgeordnete müssen der Polizei im 
Einsatz auf die Finger schauen können, 
sonst wird die parlamentarische Kon¬ 
trolle zum stumpfen Schwert“, erklärt 
die innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“ im Bundestag die 
Antwort der Bundesregierung auf eine 
Kleine Anfrage zum „Polizeieinsatz bei 
Protesten gegen Rechtsextremismus in 
Berlin-Schöneweide“ (Drs. 17/13 632). 
Die Abgeordnete weiter: 

„Aus Sicht der Bundesregierung ist es 
nicht erforderlich, Abgeordneten das 
Passieren von Polizeisperren zu ermögli¬ 
chen. Das Kontrollrecht über die Exeku¬ 
tive beschränke sich lediglich auf das Fra¬ 
ge- und Informationsrecht im Parlament. 
Dies ist eine sehr eingeschränkte Vorstel¬ 
lung von parlamentarischer Kontrolle, 
die nicht den praktischen Erfordernis¬ 
sen entspricht. Denn wenn Handlungen 
der Exekutive - konkret: Polizeieinsätze 
gegen Demonstranten - auf der Straße 
stattfinden, muss es Abgeordneten mög¬ 
lich sein, ihr Kontrollrecht vor Ort wahr¬ 
zunehmen. Andernfalls wären die Abge¬ 
ordneten auch für das Verfassen von par¬ 
lamentarischen Anfragen allein auf die 
Schilderungen Dritter angewiesen. 
Unsere Wähler erwarten, dass wir hier¬ 
für den Elfenbeinturm Bundestag ver¬ 
lassen und uns selber ein Bild machen. 
Bei dem Polizeieinsatz zum Schutz ei¬ 
nes Naziaufmarsches wurden Abgeord¬ 
nete des Bundestages und des Berliner 
Abgeordnetenhauses im Unterschied 
zu Journalisten nicht durch Polizeisper¬ 
ren gelassen. Auch von den Frankfurter 
Occupy-Protesten Ende Mai berichten 
Abgeordnete, dass sie am Passieren von 
Polizeisperren gehindert wurden.“ 

Nein zum neuen 
Heimatschutz in NRW! 

Das Essener Friedensforum ruft auf 
zu einer Kundgebung gegen den öf¬ 
fentlichen Aufstellungsappell der soge¬ 
nannten Regionalen Sicherungs- und 
Unterstützungskräfte. Damit wird die 
Trennung von ,innerer und äußerer Si¬ 
cherheit 4 werbewirksam weiter aufge¬ 
löst. Die Funktion der Außenverteidi¬ 
gung, die die Bundeswehr laut Grund¬ 
gesetz innehat, soll aufgelöst werden. 
Kundgebung gegen den öffentlichen 
Aufstellungsappell am 14. 6.13,17 Uhr, 
am Haupteingang der Zeche Zollverein. 


CSU - reaktionärer Taktgeber 

Landtagswahlen in Bayern 


D ie Landtags wählen in Bayern 
finden eine Woche vor den Bun¬ 
destagswahlen statt. Eine Zu¬ 
sammenlegung beider Termine hielt 
der bayerische Ministerpräsident Horst 
Seehofer für unangemessen, da „wir“ 
das „älteste, stärkste und erfolgreichste 
Land in Deutschland“ 1 sind. Der pas¬ 
sende Wahlkampf-Slogan: „Bayern. 
Das Land.“ „Bayern ist kein Land wie 
jedes andere. Im Gegenteil. Bayern ist 
der Inbegriff von einem Land!“ salba¬ 
derte der CSU-Generalsekretär Alex¬ 
ander Dobrindt. 2 

Weil bei den letzten Landtagswahlen 
2008 die CSU mit 43,4 Prozent das ers¬ 
te Mal seit 1970 unter die 50-Prozent- 
Marke fiel und eine Koalition mit der 
FDP eingehen musste, bemüht man 
die altbekannte Keule des Patriotis¬ 
mus und präsentiert sich als der Wahrer 
der guten alten Traditionen, der Wer¬ 
te, der bäuerlichen Rechtschaffenheit. 
So hat Seehofer für nach der Wahl die 
Einrichtung eines „Heimat-Ministeri¬ 
ums“ angekündigt. Das soll „der Hei¬ 
mat mehr Rechte geben, dass sie sich 
selbst verwaltet“ 3 . 

Auf demselben kleinen Parteitag der 
CSU im März 2013, auf dem Seeho¬ 
fer dieses Wahlkampfkrampfminis¬ 
terium ankündigte (für das Bayerns 
Bürger dann im Falle eines Obsiegens 
der CSU bezahlen dürfen) kündigte 
CSU-Bundesinnenminister Friedrich 
einen Gesetzentwurf an, den er dann 
auch im Mai der Innenministerkonfe¬ 
renz vorlegte und den er garnierte mit 
der Ankündigung, dass die Ausweisung 
von Salafisten nicht erst dann möglich 
sein solle, wenn sie Straftaten begangen 
haben, sondern auch bei solchen, „die 
sich religiös fanatisiert haben“. Dann 
könnten zum Beispiel „Hassprediger“ 
des Landes verwiesen werden, „wenn 
sie unangenehm auffallen“ 4 . 

Im Oktober 2010 forderte die CSU ei¬ 
nen Zuwanderungsstopp für Ausländer 
aus der Türkei und arabischen Ländern. 
„Es ist doch klar, dass sich Zuwanderer 
aus anderen Kulturkreisen wie aus der 
Türkei und arabischen Ländern insge¬ 
samt schwerer tun 44 verkündete See¬ 


hofer. Und im Klartext am Politischen 
Aschermittwoch: „Wir werden uns ge¬ 
gen Zuwanderung in deutsche Sozial¬ 
systeme wehren - bis zur letzten Patro¬ 
ne.“ 5 Alexander Dobrindt zum Thema: 
„Diejenigen, die gestern gegen Kern¬ 
energie, heute gegen Stuttgart 21 de¬ 
monstrieren, die müssen sich dann auch 
nicht wundern, wenn sie übermorgen 
irgendwann ein Minarett im Garten 
stehen haben.“ 6 Aktuell geht es gegen 


die Sozialschmarotzer - und damit sind 
nicht die sich und ihre Frauen und Kin¬ 
der mit Steuergeldern selbst bedienen¬ 
den Abgeordneten gemeint. Im Visier 
hat Bundesinnenminister Friedrich so¬ 
genannte Armutsflüchtlinge aus Bulga¬ 
rien und Rumänien. Dass die Sozialhil¬ 
fe bekommen „sei eine Beleidigung für 
den gesunden Menschenverstand“ 7 
Den äußersten rechten Rand bedient die 
CSU immer wieder mit ausländerfeindli¬ 
chen Sprüchen und Maßnahmen, so z.B. 
bei der 1998 von dem damaligen bayeri¬ 
schen Ministerpräsidenten Edmund Sto¬ 
iber zusammen mit Wolfgang Schäuble 
initiierten Unterschriftensammlung ge¬ 
gen die doppelte Staatsbürgerschaft. 

Am rechten Arm die Muskeln ... 

Im Zusammenhang mit den NSU-Mor- 
den wird gerne die CSU als „auf dem 
rechten Auge blind“ beschrieben - eine 


fatale Verharmlosung. Die Fahrtrich¬ 
tung gab Franz-Josef Strauß 1970 vor: 
„Man muss sich der nationalen Kräfte 
bedienen, auch wenn sie noch so reak¬ 
tionär sind. (...) Mit Hilfstruppen darf 
man nicht zimperlich sein.“ 8 Folgerich¬ 
tig wurden diese Hilfstruppen gedeckt. 
Die bayerische Regierung stemmte sich 
vehement gegen ein Verbot der Wehr¬ 
sportgruppe Hoffmann (aus deren Rei¬ 
hen der Attentäter des Anschlags auf 


das Oktoberfest 1980 stammte), und 
Strauß höhnte nach deren Verbot durch 
die Bonner SPD-FDP-Koalition im Ja¬ 
nuar 1980, man solle Hoffmann doch 
„in Ruhe lassen“, wenn er „sich vergnü¬ 
gen will, indem er am Sonntag auf dem 
Land mit einem Rucksack und einem 
mit Koppel geschlossenen ,battledress 4 
spazieren geht“ 9 . 

Hans-Peter Uhl von der CSU, Innenex¬ 
perte der Unions-Fraktion im Bundes¬ 
tag, beklagte sich 2010 über die durch 
Ausländer verursachten „fremden 
Geräusche, Gerüche und Anblicke“ 10 , 
und verkündete bei einer Podiumsdis¬ 
kussion des Jesuitenordens, dass man 
den Nazis am besten dadurch begeg¬ 
net, indem man keine Ausländer ins 
Land lässt. „Eine gute und vernünftige 
Einwanderungspolitik muss zum Ziel 
haben, dass keine Kampfgruppen am 
rechten Rand entstehen.“ Den NSU- 


Untersuchungsausschuss lehnte er ab, 
weil dieser ein „Kampfinstrument der 
Opposition gegen die Regierenden“ 11 
sei. Bayerns Innenminister Joachim 
Herrmann glänzte 2011 angesichts der 
NSU-Morde durch seinen Hinweis, 
Bayern habe bei rechtsextremistisch 
motivierten Gewalttaten „die niedrigs¬ 
ten Fallzahlen aller Länder“. Mit Da¬ 
ckelblick gibt man jetzt zu, dass man 
„die tödlichen Gefahren gewaltbereiter 
Rechtsextremisten offensichtlich un¬ 
terschätzt“ 12 habe. Dass es rechts von 
der CSU noch etwas gibt konnte man 
sich wohl gar nicht vorstellen. 

Dagegen geht was! 

Gegenüber der CDU hat die CSU die 
Besonderheit, dass sie sich nicht als 
Honoratiorenpartei, sondern als Mas¬ 
senpartei etablierte und auch heute 
noch auf rückständigen bäuerlichen 
Strukturen und Traditionen fußen¬ 
des zählebiges Gedankengut für sich 
instrumentalisieren kann (und wo¬ 
mit sie bei den Landtagswahlen 2005 
von den 91 Direktmandaten 90 hol¬ 
te). Was keineswegs im Widerspruch 
dazu steht, dass man sich das große 
Geld, insbesondere zu erwähnen die 
Rüstungsindustrie, durch politische 
und ökonomische Schmankerl ins 
Land holte. 

Wir müssen verhindern, dass die CSU 
wieder mehr Stimmen einfährt und sich 
damit bundesweit als Herrschaftsmo¬ 
dell von Reaktion und Kapital anprei¬ 
sen kann. UggV/Renate Münder 

I http ://www. nord bay e rn. d e/ressorts/sc hlagzei- 
lenseite/csu-getrennte-termine-fur-bundes-und- 
landtagswahl-2013-1.1 723274 

2bild.de, 16.3.2013 

3 sueddeutsche.de, 24.3.2013 

4 welt.de, 17.3.2013 und Der Tagesspiegel on¬ 
line, 24.5.2013 

5 spiegel.de, 10.3.2011 

6 Dpa, 27.8.2012 

7 junge weit, 30.4./1.5.2013 

8 Spiegel, 12/1970 

9 Spiegel, 43/2011 

10 Siehe http://www.youtube.com/ 
watch?v=ERxUW_aT nAM 

II freitag.de, 16.1.2012 
12 BR online, 21.3.2013 



Die Flut und ihre Folgen 

Höhere Schäden als 2002 - Hochwasser in Zukunft häufiger 


Tagelange Regenfälle haben zu einem 
Hochwasser geführt, dessen Zeugen 
wir in den letzten Wochen geworden 
sind. Entlang der Donau, der Elbe 
und einiger kleiner Flüsse kam es zu 
Dammbrüchen und erheblichen Über¬ 
schwemmungen. Tausende Menschen 
mussten vor den Fluten in Sicherheit 
gebracht werden. 

Wie hoch die Schäden ausfallen, ist 
noch unklar. Eric Schweitzer, Präsi¬ 
dent des Deutschen Industrie- und 
Handelskammertages (DIHK), rech¬ 
net mit einer höheren Schadenssumme 
als nach dem Hochwasser im Jahr 2002. 
Damals betrug sie rund elf Milliarden 
Euro, sagte Schweitzer gegenüber der 
Rheinischen Post. Allein Sachsen rech¬ 
net mit einem Finanzbedarf von mehr 
als zwei Milliarden Euro für die Besei¬ 
tigung der Flutschäden. 

Indessen hat die Bundesregierung an¬ 
gekündigt, 100 Millionen Euro Sofort¬ 
hilfe zur Verfügung zu stellen. Weite¬ 
re 100 Millionen Euro sollen über ein 
Kreditprogramm der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) vergeben wer¬ 
den, meldete spiegel-online. Im Jahr 
2002 hatten Bund und Länder dage¬ 
gen einen Aufbaufond mit einem Vo¬ 
lumen von 7,1 Milliarden Euro aufge¬ 
setzt. 

Ob die Betroffenen der Flut weitere 
Hilfe erwarten können, ist zurzeit noch 
unklar. Tausende seien nicht gegen 
Hochwasserschäden versichert, heißt 
es weiter auf spiegel-online. Nach dem 
Hochwasser von 2002 wären in den 
betroffenen Orten kaum bezahlbare 
Policen angeboten worden. Wer noch 
versichert ist, muss damit rechnen, kei¬ 
nen Versicherungsschutz in Anspruch 
nehmen zu können. Sachsens Minis¬ 


terpräsident Stanislaw Tillich (CDU) 
hat deshalb kürzlich im Bundesrat die 
Versicherungskonzerne gebeten, den 
Flutopfern keine Schadensfallkündi¬ 
gung auszusprechen und ihnen den 
Versicherungsschutz nicht zu versagen. 
Hartz-IV-Empfänger könnten beson¬ 
ders hart betroffen sein. Ihnen wer¬ 


den bereitgestellte finanzielle Hilfen 
als Einkommen angerechnet und vom 
Arbeitslosengeld II abgezogen. Die 
Bundesagentur für Arbeit hat nach 
Angaben der Initiative „gegen-hartz“ 
noch nicht die Frage geklärt, ob Zu¬ 
wendungen aus den Hilfsprogrammen 
angerechnet würden. Bis zum Redak¬ 
tionsschluss der UZ gab es keine Än¬ 
derung daran. 

Die Jahrhunderthochwässer häuften 
sich in den letzten Jahrzehnten, sagte 
der Greenpeace-Klimaexperte Kars¬ 


ten Smid, und nach Prognosen des 
Deutschen Instituts für Wirtschafts¬ 
forschung (DIW Berlin) nehmen sie 
in Zukunft weiter zu. Insbesondere 
komme es in Süd-, Südwest- und Mit¬ 
teldeutschland zu einem Anstieg der 
Niederschläge im Winter und Früh¬ 
jahr und führe öfter zu Hochwasser. So 


hatte auch der Deutsche Wetterdienst 
(DWD) Ende Mai darauf hingewiesen, 
dass mancherorts im Boden schon so 
viel Wasser gespeichert sei, wie seit 50 
Jahren nicht mehr. Schuld daran seien 
die massiven Niederschläge im Früh¬ 
jahr gewesen. Weitere Niederschläge 
hätten vom Boden nicht auf genommen 
werden können und so sei es unweiger¬ 
lich zum Hochwasser gekommen. 
Kritik am deutschen Missmanage¬ 
ment beim Hochwasserschutz kommt 
derweil aus Österreich. Wirtschaftsmi¬ 


nister Reinhold Mitterlehner sagte, es 
hätte langfristige Fehlentwicklungen 
gegeben, die auch von Experten mit¬ 
getragen wurden. So habe sich heraus¬ 
gestellt, dass es nicht richtig sei, Flüsse 
in Korsetts zu zwingen oder auf Auen- 
gebiete zu verzichten. So erleichtere 
zwar die Begradigung von Flüssen de¬ 
ren Schiffbarkeit, erhöhe aber 
gleichzeitig das Hochwasserri¬ 
siko. 

„Wir müssen Überflutungs¬ 
flächen freihalten, wir müssen 
dem Wasser Raum geben“, sagt 
Karsten Smid. Immer höhe¬ 
re und stärke Deiche bringen 
nicht genügend Sicherheit. „Je 
höher die Deiche, desto höher 
ist das Risiko hinter den Dei¬ 
chen, wenn sie den Wasser¬ 
massen nicht mehr Stand hal¬ 
ten oder einfach überlaufen 44 , 
so Smid weiter. 

Doch die Schaffung von Über¬ 
flutungsflächen wird hinausge¬ 
zögert. So hat die internatio¬ 
nale Elbe-Schutzkommission 
nach der Flut von 2002 vorge¬ 
schlagen, 35 000 Hektar Land 
für Auen-Renaturierung und 
Deichrückverlegung zu nutzen. Bis¬ 
her wurden davon allerdings weniger 
als fünf Prozent realisiert. Dass die¬ 
se Maßnahmen viel zum Hochwas¬ 
serschutz beitragen können, zeigt das 
Projekt im brandenburgischen Lenzen. 
Dort wurden 420 Hektar Land in Auen 
umgewandelt. Beim Hochwasser 2011 
sorgten sie für einen um 35 Zentimeter 
niedrigeren Wasserpegel und je niedri¬ 
ger die Hochwasserwelle ist, desto ge¬ 
ringer ist der Druck auf die Deiche. 

Bernd Müller 
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Jetzt schlägt’s 13! 

Kommunalberatung der DKP Rheinland-Westfalen, Köln, 15. Juni 


Peter Gingold - ein kommunistischer 
Antifaschist in Frankreich unvergessen 


„Reformvorhaben strategisch gestal¬ 
ten: Das Beispiel der Strompreisbrem¬ 
se“ - so lautet ein Vortrag mit Power¬ 
Point, datiert vom 15. Mai 2013. Ein 
Dr. Henrik Brinkmann von der Ber¬ 
telsmann-Stiftung hat ihn ins Netz ge¬ 
stellt. Er macht Werbung für seinen 
sogenannten Reformkompass, wenn 
er das Scheitern der Strompreisbrem¬ 
se in knapper Form schildert. Schon 
die erste Seite teilt mit, was den Au¬ 
tor offen frohlocken lässt und Interes¬ 
senten locken soll: „Kanzleramt gibt 
Strompreisbremse auf“, die Schlag¬ 
zeile der taz vom 13. Mai. Offenbar 
zielt derartige Politikberatung der 
Bertelsmann-Stiftung auf Lobbyisten 
der Energiekonzerne und andere Gal¬ 
genvögel. 

Brinkmanns kurze Chronik der Strom¬ 
preisbremse 

28. Januar: Altmaier stellt Konzept vor 
04. Februar: SPD stellt Konzept vor 
12. Februar: Grüne stellen Konzept vor 
14. Februar: Bund-Länder-Gesprächs- 
kreis EEG-Reform 
21. März: Energiegipfel im Kanzleramt 
21. April: „Merkel stoppt die Strom¬ 
preisbremse“ 

Dann folgen offenbar die Tipps, die im 
Internet selbstverständlich nicht veröf¬ 
fentlicht werden. Dr. Brinkmann fragt: 
„Ist die Strompreisbremse ein Beispiel 
für gelungenes Agenda Setting? Geht 
das überhaupt noch: politische Prozesse 
strategisch gestalten? Kann man aus ge¬ 
lungenen, nicht gelungenen, laufenden 
und abgeschlossenen Reformprozessen 
lernen?“ Diese und andere Fragen in¬ 
teressieren uns aber vom Standpunkt 
derjenigen, denen die Energiepreise da- 
vonlaufen. Sie stiegen in den vergange¬ 
nen drei Jahren laut Verbraucherportal 
Verivox bei einem durchschnittlichen 
jährlichen Stromverbrauch von 4 000 
Kilowattstunden (kWh) von 22,81 Cent 
pro kWh (2010) auf derzeit 27,60 Cent 
(2013). 191,60 Euro mehr am Jahresen¬ 
de. Das wird Thema sein im Arbeits¬ 
kreis „Mietnebenkosten: Müll, Gas, 
Strom“ bei der Kommunalberatung der 
DKP Rheinland-Westfalen, am kom¬ 
menden Samstag, 15. Juni. 

Aber es stellt sich auch die Frage, wel¬ 
ches Schicksal wird das Wahlkampf- 


Die rassistische Splitterpartei „Pro 
Köln“ will auch weiterhin an der Para¬ 
de anlässlich des diesjährigen Christo- 
pher Street Day (CSD) in der Domstadt 
teilnehmen, die dort am 7. Juli, organi¬ 
siert vom „Kölner Lesben- und Schwu- 
lentag“ (KLuST), stattfinden soll. Zwar 
hatten sich die Mitglieder des KLuST 
kürzlich dazu durchgerungen, die rech¬ 
te Partei vom CSD auszuschließen, 
„Pro Köln“ kündigte jedoch an, die Teil¬ 
nahme juristisch durchsetzen zu wollen. 
Im Rahmen des bundesweit teilneh¬ 
merstärksten CSD erinnern einmal im 
Jahr mehrere tausend Menschen an das 
militante Aufbegehren sogenannter se¬ 
xueller Minderheiten im Juni 1969 in 
der New Yorker Christopher Street, in 
der sich Lesben, Schwule und Transse¬ 
xuelle damals erstmalig militant gegen 
eine Serie brutaler Polizeiübergriffe 
und Razzien zur Wehr setzten. 

Die Entscheidung der KluST-Mitglie- 
der, die extrem rechte Partei auszu¬ 
schließen, war erst aufgrund des öf¬ 
fentlichen Drucks, den maßgeblich 
linke Homosexuellengruppen und 
Antifaschisten ausübten, zustande ge¬ 
kommen. So hatten sich etwa mehrere 
dutzend Menschen einem Aufruf des 
linken Düsseldorfer Ratsherren Frank 
Laubenburg angeschlossen und betont, 
einen Auftritt der Rechten „aktiv ver¬ 
hindern“ zu wollen. 

„Wir sind es uns selbst schuldig, aber 
auch den in Deutschland verfolgten 
Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Trans¬ 
sexuellen, Intersexuellen und Trans- 
gendern und den hier lebenden Men¬ 
schen mit Migrationshintergrund, die 
oftmals rassistischer Hetze bis hin zu 
Terroranschlägen ausgesetzt sind, uns 
dem Ansinnen und der Ideologie von 


Kommunalberatung 
der DKP Rheinland-Westfalen 
Alte Feuerwache, Melchiorstraße 3, 
50670 Köln (U-Bahn Ebertplatz, S-Bahn 
Hansaring), 10.00 Uhr bis 17.00 Uhr 


thema Mietpreisbremse erleiden? Vor 
einer Woche (am 7. Juni) hat die rot¬ 
grüne Regierung von Nordrhein-West¬ 
falen einen Gesetzentwurf zur Eindäm¬ 
mung rasant steigender Mieten in den 
Bundesrat eingebracht. Die Vorlage 
sieht vor, dass die Kappungsgrenze bei 
Mieterhöhungen bundesweit von 20 
auf 15 Prozent gesenkt und der Erhö¬ 
hungszeitraum von drei auf vier Jahre 
verlängert wird. Vermieter sollen jähr¬ 
lich nur noch neun Prozent der Kosten 
einer Modernisierung auf den Mieter 
abwälzen können. Bei Neuvermie¬ 
tungen soll die Miete nicht mehr als 
zehn Prozent über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete liegen dürfen. Schon 
Anfang Mai hatte Angela Merkel eine 


Begrenzung von Neumieten befürwor¬ 
tet. Dieses Thema wird für den Arbeits¬ 
kreis „Wohnungsmarkt und Mietprei¬ 
se“ von Interesse sein, wenn es darum 
geht, Forderungen aufzustellen, die in 
Bewegungen für bezahlbaren Wohn- 
raum münden sollen. 

„Der ,Europäische Fiskalpakt’ ist am 
2. März 2012 vereinbart, als Gesetz für 
die Bundesrepublik am 29. Juni 2012 
verabschiedet worden und schließlich 
im September 2012 in Kraft getreten. 
Am Fiskalpakt orientieren sich die 
,Schuldenbremsen’ der öffentlichen 


,Pro Köln 4 offensiv entgegenzustellen“, 
heißt es in der Erklärung, die unter 
anderem von verschiedenen Mitglie¬ 
dern aus DKP und Partei „Die Linke“, 
dem Bundesvorsitzenden der Vereini¬ 
gung der Verfolgten des Naziregimes - 
Bund der Antifaschisten (VVN-BdA), 
Heinrich Fink, dem Schwulenaktivisten 
und Bruder der RAF-Mitbegründerin 
Gudrun Ensslin, Gottfried Ensslin, so¬ 
wie dem bekannten Hamburger Pfarrer 
Christian Arndt unterstützt wird. 



CSD MIT 

NAZIS 



Auch DKP queer wandte sich in einer 
eigenen Stellungnahme gegen die Ver- 
einnahmungsversuche der rassistischen 
Kulturkrieger und kündigte an, sowohl 
beim CSD als auch bei allen anderen Auf¬ 
marschversuchen „Widerstand gegen die 
Auftritte von islamophoben sowie anti¬ 
kommunistischen Organisationen“ leis¬ 
ten zu wollen. Kritik übten die lesbischen 
und schwulen Kommunisten dabei auch 
an ihrer eigenen Community. So war es 
in den vergangenen Jahren mehrfach zu 
rassistischen Ausfällen mancher homo¬ 
sexueller Berufsfunktionäre - darunter 
auch Mitglieder des KLuST - gekommen. 
„Dass ,Pro Köln 4 jetzt glaubt an der 
CSD-Parade teilnehmen zu können, 


Haushalte in Europa. Die Vertrags¬ 
parteien verpflichten sich zur Verrin¬ 
gerung ihrer Schulden, sobald sie über 
60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
betragen. 

Der Deutsche Städtetag beklagte im 
September 2012, dass Fiskalpakt und 
Schuldenbremsen die Bundesländer 
zwinge, ,ihre Defizite auf die kommu¬ 
nale Ebene zu verlagern und damit den 
Konsolidierungszwang auf die Kommu¬ 
nen abzuwälzen.’ Das ruiniert die kom¬ 
munalen Haushalte. Tatsächlich handelt 
es sich um einen Umverteilungsmecha¬ 
nismus von Arm zu Reich, um einen ge¬ 
waltigen neuen Schub der Aneignung 
fremder Arbeit, fremden Eigentums, 
fremden Kapitals.“ - das sagte der Par¬ 
teitag der DKP in Mörfelden im Be¬ 
schluss zur Kommunalpolitik. 

Uns interessiert (im AK „Kommuna¬ 
le Finanzen“), wie wir Angela Merkel 
in die Quere kommen können. Merkel 
hat mit den Worten „Das ist im übri¬ 
gen für Sie sehr viel verpflichtender als 
für andere staatliche Ebenen“ den ver¬ 


sammelten Bürgermeistern des Städte¬ 
tages am 24. April die Kürzungspläne 
ans Herz gelegt. So sollen wir für die 
Bankenrettungsschirme aufkommen. 
Diese und andere kommunale Proble¬ 
me werden Mitglieder der DKP Rhein¬ 
land und andere Interessierte beraten. 
Weitere Arbeitskreise mit folgenden 
Themen sind geplant: 

★ Privatisierungen und der Kampf da¬ 
gegen, Rekommunalisierung 

★ Kitas, Ganztag, Gesamtschulen 

★ Verkehrspolitik, der Kampf um ein 
Sozialticket. 


kann als logische Konsequenz dar¬ 
auf gesehen werden, dass der KLuST 
keinen klaren Standpunkt vertritt. 
Wer sich nicht klar von der extremen 
Rechten abgrenzt, sondern ihr sogar 
Anknüpfungspunkte bietet, darf sich 
nicht beschweren, wenn diese dann 
von ,Pro Köln 4 genutzt werden“, kriti¬ 
sierte auch das links-alternative Köl¬ 
ner Bündnis „Queergestellt“ vor we¬ 
nigen Tagen. Außerdem warf „Queer¬ 
gestellt“ den Organisatoren der 
schwul-lesbischen Parade vor, schon 
im CSD-Programmheft 2004 Positio¬ 
nen von „Pro Köln“ unkommentiert 
abgedruckt zu haben. 

Die islamfeindliche Splittergruppe 
dürfte es sich indes kaum nehmen las¬ 
sen, zumindest zu versuchen, am CSD 
teilzunehmen. Dies, obwohl die An¬ 
biederung der Rechten an Schwule 
und Lesben in anderen Parteigliede¬ 
rungen von „Pro Deutschland“ kei¬ 
neswegs auf Gegenliebe stoßen dürfte. 
So hatte etwa „Pro München“ in einer 
Wahlkampfzeitung gefordert, dass „in 
der Öffentlichkeit provozierend auftre¬ 
tende Schwule, Perverse und Abartige“ 
nicht länger „als Vorbilder Kindern und 
Jugendlichen vorgehalten werden“ soll¬ 
ten. Auch „Pro Köln“ selbst war in der 
Vergangenheit mehrfach durch massi¬ 
ve Stimmungsmache gegen schwul-les¬ 
bische Selbsthilfeprojekte aufgefallen. 
Hingegen sind im Wahlkampf zu den 
letzten Abgeordnetenhauswahlen und 
B ezirks verordnetenversammlungen 
in Berlin mit Alexander Schlesinger 
und Peter Warnst gleich zwei schwule 
Männer als Kandidaten für den Berli¬ 
ner Landesverband von „Pro Deutsch¬ 
land“ als Kandidaten angetreten. 

Markus Bernhardt 


Anders als in der BRD gewinnt man 
den Eindruck, dass die Erinnerung an 
Widerstandskämpfer in Frankreich ein 
Anliegen der ganzen Gesellschaft ist. 
Anlässlich der Präsentation der franzö¬ 
sischen Übersetzung der Erinnerungen 
von Peter Gingold unter dem Titel „Ja¬ 
mais resignes!“ hatte der Pariser Bür¬ 
germeister Bertrand Delanoe zu einem 
Empfang in den Festsaal des Rathauses 
eingeladen und 200 Gäste aus Wissen¬ 
schaft, Politik und Gesellschaft kamen, 
unter ihnen Mitglieder und Freunde 
der Familie Gingold, Vertreter großer 
historischer Institute und wissenschaft¬ 
licher Einrichtungen, z.B. die Leiterin 
der Maison Heinrich Heine, Professo¬ 
ren von Pariser Universitäten und ein 
Vertreter des deutsch-französischen 
Jugendwerks sowie Mitglieder von an¬ 
tifaschistischen und Veteranenorgani¬ 
sationen. Am selben Tag konnte man 
bereits eine halbseitige Besprechung 
des Buches in der „rHumanite“ lesen. 
In den Ansprachen wurden Peter Gin¬ 
gold und seine Erinnerungen gewür¬ 
digt. Sein Bruder Siegmund und seine 
Tochter Alice sprachen aus der Sicht 
der Familie, Anne Jollet, verantwortli¬ 
che Herausgeberin der Fachzeitschrift 
Cahiers d’histoire, formulierte Grund¬ 
fragen der Geschichtspolitik und des 
Umgangs mit der Geschichte der Ar¬ 
beiterbewegung und des antifaschisti¬ 
schen Kampfes. Als Bundessprecher 
der VVN-BdA und Generalsekretär 
der FIR unterstrich Ulrich Schneider 
die Bedeutung des Internationalismus 
in Peters Selbstverständnis und die Be¬ 
deutung der Vermächtnisse der Zeit¬ 
zeugen für die nachgeborenen Gene¬ 
rationen. Der Konservator des nationa¬ 
len Museums des Widerstandskampfes 
Guy Krivopissko erinnerte an weitere 
Deutsche in der Resistance und unter¬ 
strich die Bedeutung des Erinnerns 


„Sie wollen Kapitalismus ohne Demo¬ 
kratie, wir wollen Demokratie ohne 
Kapitalismus!“ 

Diese Aussage des Blockupy Koor¬ 
dinierungskreis wird in der entspre¬ 
chenden Pressemitteilung u.a. ergänzt 
durch: „Der Widerstand gegen die so¬ 
zialen Folgen der Krisenpolitik, gegen 
die Verelendung und die Hoffnungs¬ 
losigkeit, in die dadurch Millionen 
Menschen gestürzt wurden, und der 
Widerstand gegen die Beschneidung 
demokratischer Rechte sind nicht von¬ 
einander zu trennen, sondern gehören 
unmittelbar zusammen.“ 

Organisiert von einem kleinen Kreis 
Aktiver, wurde eine Woche nach 
dem brutalen Verhindernwollen der 
Blockupy-Demonstration durch den 
schwarzen Block der Polizei, eine De¬ 
monstration auf der Route vom 1. 6. 
durchgeführt. Noch am Freitag wurde 
im Internet eine angestrebte Teilneh¬ 
merinnenzahl von 1 000 genannt. Auf 
dem Baseler Platz kamen die Anwe¬ 
senden dieser Zahl nahe. Attac, Pira¬ 
tenpartei, DKP, Falken und Jusos, so¬ 
lid waren dabei. Vertreterinnen aus 
Gewerkschaften des DGB waren zu 
sehen. Mitglieder der Grünen wurden 
sehr kritisch nach ihrer Haltung zur 
Polizeigewalt und der Regierungspo¬ 
litik in Hessen befragt. Doch an die¬ 
sem Tag wurde nicht in den oft übli¬ 
chen Blöcken der Organisationen ge¬ 
gangen, und so machte der Zug wohl 
auch auf bisher Unentschlossene einen 
einladenden Eindruck. Der Demozug 
wuchs ständig an - insgesamt waren 
es dann zirka 8 000 Menschen, die ge¬ 
gen den Abbau demokratischer Rechte 
und gegen die Macht der Banken pro¬ 
testierten. In den Reden, auf Plakaten 
und Transparenten war überall Kapi¬ 
talismuskritik zu hören und zu lesen. 
Ein friedlicher und phantasievoller 
Protest, der Verursacher und Profiteure 
der Krisenpolitik benannte, aber auch 
die Gewalt der Vorwoche thematisier¬ 
te. Und wie am 1.6. war internationale 
Solidarität dabei, aktuell besonders mit 
den Demonstrationen in der Türkei. 


an den antifaschistischen Kampf in 
Frankreich, während Maurice Clinq 
(FNDIRP) bewegend erzählte, wie er 
als Vertreter der FNDIRP gemeinsam 
mit Peter Gingold in antifaschistischen 
Projekten Jugendlichen die histori¬ 
schen Erfahrungen des Widerstands 
weitergeben konnte. Erfreulich und 
erstaunlich war aus bundesdeutscher 
Perspektive das völlig unverkrampfte 
Verhältnis aller Redner einschließlich 
des Vertreters des Pariser Bürgermeis¬ 
ters gegenüber einem deutschen kom¬ 
munistischen Widerstandskämpfer. 
Auch Antifaschismus heute wurde the¬ 
matisiert. Siegmund Gingold verurteil¬ 
te in seiner Rede leidenschaftlich den 
Mord an einem jungen Antifaschisten 
wenige Tage zuvor in Paris und die ge¬ 
samte Versammlung erhob sich ihm zu 
Ehren zu einer Schweigeminute. In der 
abschließenden Aussprache erinnerten 
Teilnehmende an das Berufsverbot für 
Silvia Gingold. Silvia nutzte die Gele¬ 
genheit, den französischen Freunden 
noch einmal für ihre Solidarität zu 
danken. Für ungläubiges Staunen hat¬ 
te bereits die Tochter Alice gesorgt, als 
sie in ihrem Beitrag darauf aufmerk¬ 
sam machte, dass der hessische Verfas¬ 
sungsschutz über Silvia Gingold schon 
allein deshalb „Erkenntnisse“ unter der 
Überschrift „Linksradikalismus“ sam¬ 
mele, weil sie mit einem „führenden 
Funktionär der VVN-BdA 4 eine Lese¬ 
reise mit dem Buch von Peter Gingold 
durch Bayern gemacht habe. 

Den Abschluss des Abends bildete ein 
informelles Zusammensein der Gäste 
im Pariser Büro der FNDIRP, wo man 
bei Getränken und einem kleinen Im¬ 
biss noch lange Zeit zusammensaß und 
über gemeinsame Erlebnisse mit Peter 
Gingold sowie die heutigen Aufgaben 
der antifaschistischen Bewegung rede¬ 
te. Ulrich Schneider 


Sich überall und gemeinsam für die 
Rechte der Bevölkerungen einzuset¬ 
zen, wurde von einem Vertreter der 
DIDF gefordert. Ulrich Wilken, Lan¬ 
desvorsitzender „Die Linke“, verurteil¬ 
te die Polizeigewalt. Er machte deut¬ 
lich, dass die Verantwortlichen für diese 
Gewalt in den Glaspalästen der Ban¬ 
ken und bei den Regierenden zu finden 
sind. Jane Zahn, Urban Priol und an¬ 
dere Künstlerinnen unterstrichen mit 
ihrer Kultur die Forderungen der De¬ 
monstration. Die Polizei hielt sich an 
diesem Tag im Hintergrund - das mach¬ 
te ihren Einsatz jedoch nicht vergessen. 
„Die Linke“ im hessischen Landtag for¬ 
dert andere Parteien auf, der Einset¬ 
zung eines Untersuchungsausschusses 
zuzustimmen. Der Frankfurter DGB- 
Vorsitzende Fiedler hat in seiner Rede 
hervorgehoben, dass auch die Polizei 
von den Sparmaßnahmen betroffen sei 
und sich Polizisten mit den Protesten 
gegen Sozialabbau solidarisieren soll¬ 
ten. Viele Rednerlnnen sprachen sich 
für die Kennzeichnung von Polizisten 
im Dienst aus. Für uns sollte das Fazit 
lauten, weitere möglicherweise ähnli¬ 
che Aktionen der Polizei aufmerksam 
wahrzunehmen. 

Diese Demonstration bestätigte die 
Aussage des Blockupy Koordinie¬ 
rungskreises: „Wir sind bei den Akti¬ 
onstagen von Blockupy 2013 unserem 
Ziel, Teil einer großen, gemeinsamen 
europäischen und globalen Bewegung 
zu werden, einen weiteren Schritt nä¬ 
her gekommen. Auch auf diesem Weg 
werden wir weitermachen und die Dis¬ 
kussionen und die gemeinsamen Aktio¬ 
nen mit unseren internationalen Freun¬ 
dinnen fortsetzen und intensivieren ... 
Wir werden in Kürze zu gemeinsamen 
Beratungen einladen, um einen großen 
internationalen und partizipativen Vor¬ 
bereitungsprozess für die Mobilisie¬ 
rung gegen die geplante Eröffnung der 
neuen EZB 2014 einzuleiten.“ Daran 
sollten sich Kommunistinnen als Teil 
der kapitalismuskritischen Bewegung 
noch mehr als bisher beteiligen. 

Bettina Jürgensen 



Protest gegen rechte Vereinnahmungsversuche 

Linke Homogruppen rufen zu „aktivem Widerstand“ gegen Beteiligung von „Pro Köln“ beim CSD auf 


Blockupy 2.0 

8 ooo am dritten Protesttag am 8. Juni 
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Infame Spielerei auf der Rom: Faschistischer 

Klaviatur der Heuchelei Bürgermeister abgewählt 

Sozialdemokraten erfolgreich bei Bürgermeisterwahlen in Italien 


Rassismusdebatten im griechischen Parlament 


D as griechische Parlament de¬ 
battiert seit Wochen Gesetzes¬ 
vorschläge, die Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit unter Strafe 
stellen sollen. Damit erklärt die Sama¬ 
ras-Regierung ihre Absicht, den Rah¬ 
menbeschluss des EU-Parlamentes aus 
dem Jahr 2008 umzusetzen. „Bestimm¬ 
te Formen und Ausdrucksweisen“ von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 
so heißt es dort, seien zu verbieten. 
Seit Anfang Mai liegt den Abgeord¬ 
neten die Gesetzesvorlage des Justiz¬ 
ministers Roupakiotis vor. Von sozi¬ 
aldemokratischer Seite erfolgte eine 
nur unwesentlich veränderte Eingabe, 
und auch SYRIZA hat einen eigenen 
Vorschlag angekündigt. 

Leichen im Keller 

Nicht wenige Kolleginnen und Genos¬ 
sinnen des klassenbewussten Teiles im 
Widerstand äußern ihr Unverständnis 
über so viele schöne Worte von Men¬ 
schenwürde und Toleranz. Jorgos I., 
Bauarbeiter und Aktivist der Gewerk¬ 
schaftsfront PAME, merkt mit einer 
abfälligen Handbewegung an: „Die 
ziehen uns das Fell über die Ohren 
und reden von Menschlichkeit.“ Und 
er nennt Fakten: 

- Im griechischen Manolada werden 
auf den Erdbeerplantagen griechischer 
Großbauern mit Wissen und Duldung 
der staatlichen Organe Erdbeerpflü¬ 
cker aus Bangladesch unter menschen¬ 
unwürdigen Bedingungen ausgebeutet. 
Wenn sie ihren kargen Lohn fordern, 
kann es ihnen wie kürzlich passieren, 
dass sie durch bewaffnete „Sicherheits¬ 
kräfte“ des Großagrariers ohne Rück¬ 
sicht auf Leib und Leben angegriffen 
werden. 

- Die griechischen Regierungen - ob 
konservativ oder sozialdemokratisch 
dominiert - kürzen und streichen im 
Auftrag des internationalen und nati¬ 
onalen Großkapitals wesentliche Tei¬ 
le der Daseinsvorsorge, billigend in 
Kauf nehmend, dass Millionen von 
Menschen, insbesondere auch Kinder 
in die Armut getrieben werden, 60 Pro¬ 
zent der Jugendlichen keine berufliche 
Perspektive, fast ein Drittel der arbeits¬ 
fähigen Menschen keinen Arbeitsplatz 
haben. 

- Im Rahmen von Frontex beteili¬ 
gen sich griechische Regierungen 
seit vielen Jahren an der Verfolgung 
von Flüchtlingen aus Ländern der so¬ 
genannten Dritten Welt. Sie dulden 
Übergriffe der Polizei auf die von ih¬ 
nen als „Illegale“ Deklarierten. 

- Seit 2013 scheut sich die Regierungs¬ 
koalition aus Konservativen und Sozi¬ 


aldemokraten nicht, Junta-Erlasse aus 
den Schubladen hervorzuholen, um 
den Widerstand zu brechen. So unter¬ 
schrieb Regierungschef Samaras beim 
Streik der Metroarbeiter eine Verfü¬ 
gung zum Streikverbot, die sich auf ei¬ 
nen Erlass aus der Junta-Zeit bezog. 

- All dies bildet das Einfallstor für den 
Terror in den Stadtteilen der Metro¬ 
polen durch die Faschisten der Chrysi 
Avgi, nicht selten geduldet oder sogar 
unterstützt durch Teile der Polizei. 
Grundlage für die zu beobachtende 
autokratische Formierung der griechi¬ 
schen Gesellschaft sei der tatsächliche 
und befürchtete Massenwiderstand als 
Antwort auf die Plünderung der arbei¬ 
tenden Bevölkerung durch das inter¬ 
nationale und nationale Monopolka¬ 
pital, so resümiert Jorgos abschließend. 
Politisch zu verantworten hätten die¬ 
se gesellschaftliche Realität mit viel 
Verstand und Bewusstheit dieselben 
Herren und Damen, die nun im grie¬ 
chischen Parlament Beschlussvorlagen 
mit großen Worten aus dem Arsenal 
der frühbürgerlichen Aufklärung über 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
debattierten, ergänzt ein Genosse der 
KKE. 

Das Märchen der 
„Zwei Extreme“ 

Genauso wie es den EU-Verantwortli¬ 
chen bei der Diskriminierung kriegeri¬ 
scher Auseinandersetzungen nicht um 
die Verurteilung der NATO-Angriffs- 
kriege in Serbien, Afghanistan, Irak 
oder Libyen geht. Da sei es um Men¬ 
schenrechtsinterventionen gegangen. 
Dazu wurde eigens ein Internationa¬ 
ler Strafgerichtshof eingerichtet, nicht 
zu verwechseln mit dem Internationa¬ 
len Gerichtshof, dem Hauptrechtspre¬ 
chungsorgan der UN im niederländi¬ 
schen Den Haag. Genauso meint die 
Bekämpfung bestimmter Formen und 
Ausdrucksweisen von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit offensichtlich 
mitnichten all die eingangs beschrie¬ 
benen Realitäten. Sie zu verändern, 
reichte allemal das bestehende gesetz¬ 
liche Regelwerk aus, wenn die Herren 
und Damen dies denn wollten. Das al¬ 
lerdings bestreitet die Kommunistische 
Partei Griechenlands entschieden. Sie 
sieht vielmehr im EU-Beschluss und 
den aktuellen Parlamentsdebatten ei¬ 
nen neuerlichen Versuch, „Verbrechen 
der totalitären kommunistischen Regi¬ 
mes“ zu verurteilen und den Faschis¬ 
mus mit dem Kommunismus gleichzu¬ 
setzen. 

Dass es ihm weniger darum geht, den 
faschistischen Terror einzudämmen, 


hat Ministerpräsident Samaras in sei¬ 
nem Antwortschreiben auf die Kritik 
des Dichters Nanos Valaoritis unmiss¬ 
verständlich zum Ausdruck gebracht, 
in dem er die „massenhafte illegale 
Migration“ als Ursache der faschisti¬ 
schen Aktivitäten nannte. Und wört¬ 
lich weiter: „Der ideologische Terror 
der letzten Jahre, nicht über das Mi¬ 
grantenproblem zu sprechen und alle 
zu diskriminieren, die darüber reden, 
hat ebenfalls zur Stärkung der Neona¬ 
zis geführt“. 

So öffnet die Regierung das Einfalls¬ 
tor für neue Pogrome gegen Migran- 
tlnnen mit Duldung und Unterstüt¬ 
zung durch staatliche Gewalt. Mit ei¬ 
ner „Theorie der Extreme“ wird die 
Doktrin des Totalitarismus bedient, 
statt ohne Wenn und Aber gesetzlich 
und in der politischen Praxis auf die 
Verurteilung der rassistischen Verbre¬ 
chen und der faschistischen Umtriebe 
zu fokussieren. Im Gegenteil: Auf ei¬ 
nen bereits vor 20 Jahren der Regie¬ 
rung übermittelten Polizeibericht, der 
die Zusammenarbeit von Teilen der 
Polizei mit Chrysi Avgi beschreibt, 
u.a. Waffenschiebereien beklagt, gab 
es zu keinem Zeitpunkt bis heute eine 
politische Handlungskonsequenz. Der 
Bericht wurde ignoriert, niemand dis¬ 
ziplinarrechtlich verfolgt, geschweige 
denn vor Gericht gestellt. 

Faschismus ohne Monopol¬ 
kapital = Luftnummer 

Alle, die verschweigen, so die KKE, 
dass der „Faschismus nicht im luftlee¬ 
ren Raum entsteht und kein Resultat 
antisozialen Verhaltens oder einer Per¬ 
sönlichkeitsstörung, sondern eine am 
meisten reaktionäre Strömung inner¬ 
halb des bürgerlichen politischen Sys¬ 
tems ist“, vernebeln die Köpfe. Er „ist 
ein ,Extrem 4 innerhalb des kapitalisti¬ 
schen Systems, er ist die goldene Re¬ 
serve des Kapitalismus und der Mo¬ 
nopole.“ 

Die KKE betont mit aller Deutlich¬ 
keit: „Die rassistische faschistische 
Ideologie und Praxis kann nur vom 
Volk isoliert werden, in jedem Betrieb 
und Wohnort, wenn das Niveau des 
Arbeiter- und Volkskampfes steigen 
wird und die Volksmassen die Macht 
der Monopole zur Zielscheibe haben.“ 
Einem wie auch immer gearteten par¬ 
lamentarischen Beschluss gegen die 
Gefährlichkeit „zweier Extreme“ wird 
sich die KKE verweigern. Sie wird 
alle Entwürfe genau prüfen und sich 
schließlich im beschriebenen Sinne po¬ 
sitionieren. 

Udo Paulus 


Beim Ballotagio, der Stichwahl zu den 
Kommunal- und Bürgermeisterwahlen 
am vergangenen Wochenende in Itali¬ 
en, hat die Demokratische Partei (PD), 
ihren Spitzenplatz behauptet und stellt 
in allen 16 Großstädtenund der Mehr¬ 
heit der Gemeinden den Bürgermeis¬ 
ter und die meisten Stadtverordneten. 
Obwohl nur in 563 Städten und Ge¬ 
meinden rund fünf Millionen zur Wahl 
gerufen waren, wird das Ergebnis als 
eine Abfuhr für die Partei Volk der 
Freiheit (PdL) Berlusconis aber auch 
die Ablehnung der von der PD mit ihr 
eingegangenen Regierungskoalition 
gesehen. Deutliches Zeichen der PD- 
Sieg in Rom, wo die Sozialdemokra¬ 
ten den populären Chirurgen Ignazio 
Marino ins Rennen schickten, der dem 
bisherigen Amtsinhaber, Giovanni 
Alemanno, einer der übelsten Faschis¬ 
ten, eine schwere Niederlage beibrach¬ 
te. Der international renommierte Me¬ 
diziner am Transplantationszentrum 
in Cambridge, Professor in Pittsburgh 
und Philadelphia, der 2002 die erste 
Lebertransplantationan einem Patien¬ 
ten durchführte, der heute noch lebt, 
erreichte 63,9 Prozent. 

Jahrgang 1955, seit 2006 Senator, ge¬ 
hörte der frühere Linksdemokrat 2007 
zu den Mitbegründern der heutigen 
PD. 

Der abgewählte Alemanno aus der 
PdLdes Mediendiktators hatte bei 
seinem Einzug ins Capitol 2008 
noch 53,7 Prozent Stimmen erhalte. 
2001 bis 2006 Minister Berlusconis, 
war er viele Jahre Leiter der Jugend¬ 
front Gioventu der Mussolininachfol¬ 
gerpartei MSI, der Kaderreserve der 
schwarzen Terrorbanden, und eng mit 
den Naziskins (wie sich die Skinheads 
in Italien nennen) liiert. Nach seiner 
Wahl ließ er sich von Tausenden Fa¬ 
schisten mit der „Duce“-Enkelin 
Alessandra Mussolini an der Spitze, 
auch sie eine Favoritin Berlusconis, 
mit Führergruß und Siegheil-Rufen 
feiern. Seine ersten Amtshandlungen 
waren die Verherrlichung des lang¬ 
jährigen MSI-Führers und Mussolini- 
Staatssekretärs Giorgio Almirante, 
der einen Genickschusserlass gegen 
Partisanen erlassen hatte, und rassis¬ 
tische Angriffe auf Sinti- und Roma- 
Lager vor der Hauptstadt. 
Alemannos Abwahl ist symptoma¬ 
tisch für die Abfuhr, die Berlusconis 
PdL erhielt. Belegte sie bei den Par¬ 
lamentswahlen in der Abgeordneten¬ 
kammer noch den zweiten Platz hin¬ 
ter der PD und kam im Senat auf ein 
Patt mit ihr, erhielt sie jetzt nur in drei 
Städten über zehn Prozent. Eine Nie¬ 
derlage erlitt Berlusconi auch in sei¬ 


ner Heimatstadt Mailand. Während 
die PD-Basis so ihren Unmut über 
das Zusammengehen mit dem wegen 
Steuerbetrug und Bestechungsaffären 
zu einer Gefängnisstrafe verurteilten 
Ex-Premier ausdrückte, erklärte Mi¬ 
nisterpräsident Letta (PD) im Inter¬ 
view für die „Repubblica“ vom Sonn¬ 
tag jetzt, das zunächst als „Regierung 
auf Zeit“ ausgegebene Kabinett über 
die volle fünfjährige Legislaturfüh¬ 
renzu wollen und verstieg sich dazu, 
es als „Regierung der breiten Über¬ 
einstimmung“ und einer „Revolution“ 
zu feiern. Damit würden, so Meinun¬ 
gen in Rom, erneut die Chancen einer 
Abkehr vom Bündnis mit Berlusconi 
verspielt. 

Auf dem absteigenden Ast befindet 
sich auch die Protestbewegung Cin- 
que Stelle (Fünf Sterne - M5S) Bep- 
pe Grillos. Der Kandidat des einstigen 
Starkomikers kam in Rom im ersten 
Wahlgang abgeschlagen aufl2,8 Pro¬ 
zent. Insgesamt hat M5S gegenüber 
22,5 Prozent bei den Parlamentswah¬ 
len über die Hälfte seiner Wähler ver¬ 
loren und erreichte in den meisten 
Städten und Gemeinden nicht einmal 
zehn Punkte. Grillos Anhänger dürf¬ 
ten sich bei einer Wahlbeteiligung von 
62,4 Prozent vor allem unter die Nicht¬ 
wähler begeben haben. 

Als Ursache wird vor allem die Ent¬ 
täuschung gesehen, dass Grillo mit 
der Ablehnung einer PD-Regierung 
nicht nur deren Koalition mit Berlus¬ 
conis PdL Vorschub leistete, sondern 
auch die Rechten in der PD stärkte. 
Aus Protest gegen diesen Kurs haben 
zwei Abgeordneten M5S verlassen. 
Grillo reagierte mit wütenden typisch 
anarchistischen Attacken auf das Par¬ 
lament, das er eine „leere Schachtel“ 
nannte, das sich auflösen sollte. Gleich 
mehrere Politiker, darunter die Parla¬ 
mentspräsidentin Laura Boidrin (PD), 
verglichen die Äußerungen mit Paro¬ 
len Mussolinis und Hitlers bei der Be¬ 
seitigung dieses wichtigen Elements 
parlamentarischer Demokratie. 
Inzwischen schwelt die juristische Aus¬ 
einandersetzung mit Berlusconi wei¬ 
ter. Gegen den Ex-Premier, der im Mai 
wegen Steuerbetrugs in Millionenhö¬ 
he und weiterer Delikte in zweiter In¬ 
stanz bereits zu vier Jahren Haft verur¬ 
teilt wurde, hat die Staatsanwaltschaft 
in Palermo die Eröffnung eines weite¬ 
ren Verfahrens angekündigt. 

Er soll einen Senator zum Wechsel in 
seine PdL mit drei Millionen Euro be¬ 
stochen und damit 2008 den Sturz der 
Mitte Links-Regierung bewerkstelligt 
haben. 

Gerhard Feldbauer 


Strategien gegen Demokratieabbau in der Krise 

Erfolgreiches 22. Seminar der „Partei der Arbeit“ in Brüssel 


Vom 31. Mai bis zum 2. Juni fand in 
Brüssel das 22. Internationale Kom¬ 
munistische Seminar statt, ausgerich¬ 
tet von der Partei der Arbeit Belgiens 
(PTB/PvdA). 

Daran nahmen fast sechzig Parteien 
teil, die meisten davon solche, mit de¬ 
nen auch die DKP Beziehungen un¬ 
terhält. 

Das Seminar stand unter dem Mot¬ 
to „Angriffe auf die demokratischen 
Rechte und Freiheiten innerhalb der 
weltweiten kapitalistischen Krise - 
Strategien und Antworten“. 

Viele Beiträge befassten sich mit der 
kapitalistischen Krise im Allgemei¬ 
nen, was zu zahlreichen Doppelungen 
führte, denn die Sicht der vertretenen 
Kommunistischen und Arbeiterpartei¬ 
en auf die Situation des Kapitalismus 
ist recht einmütig. Sie wird als Über¬ 
produktionskrise gesehen, gekoppelt 
mit den verschiedenen Auswirkungen 
der kollateralen Schwierigkeiten, die 
innerhalb des Kapitalismus nicht zu 
lösen sind: Finanzsystem, Umweltzer¬ 


störung oder Arbeitslosigkeit, insbe¬ 
sondere der Jugend. 

Das Seminarthema legte den Fokus 
daher auf die mit diesen Problemen 
einhergehenden Beschränkungen de¬ 
mokratischer Rechte als der Art und 
Weise der angeblichen Bewältigung 
der kapitalistischen Krise durch die 
Herrschenden von Kapital und ihren 
Regierungen. Dabei geht es eben nicht 
um die Einbeziehung der Protestieren¬ 
den (oder auch derer, die es noch nicht 
tun), sondern um deren Ausgrenzung, 
bis hin zur Entmündigung. Was in an¬ 
deren Kontinenten teils erst mühevoll 
erkämpft wird, war in den meisten 
europäischen Ländern ein demokra¬ 
tischer Standard, der jetzt abgebaut 
wird. Dass das auch in Deutschland 
geschieht, war bei den parallel zum Se¬ 
minar stattfindenden Blockupy-Akti¬ 
onen in Frankfurt etwas bildhafter als 
gewöhnlich zu sehen. Daher fand der 
am ersten Seminartag von der DKP 
eingebrachte Resolutionsentwurf zur 
Solidarität mit den Protestierenden 
(siehe letzte UZ bzw. news.dkp.de) 


einmütige Zustimmung der Anwe¬ 
senden. Daneben gab es auch weite¬ 
re individuell initiierte Solidaritätsbe¬ 
schlüsse, wie zur Ermordung des Ge¬ 
neralsekretärs der tunesischen PPDU, 
zum Südsudan oder gegen die NATO- 
Besatzung im Kosovo. 

Des Weiteren lagen den Parteien sechs 
zentrale Resolutionen des Seminars 
vor: zur Situation in Lateinamerika, 
zur Solidarität mit Kuba und den Mi¬ 
ami 5, zur Lage in Syrien, zu den Aus¬ 
einandersetzungen in Istanbul, zur 
Solidarität mit den palästinensischen 
politischen Gefangenen und - im Ver¬ 
gleich zum Seminarthema - konkret 
zu den Angriffen auf die demokra¬ 
tischen Rechte in der Europäischen 
Union. Eine gemeinsame, längere Re¬ 
solution war im Vorhinein an die be¬ 
teiligten Parteien verteilt worden, die 
entsprechend diskutiert werden konn¬ 
te. Die Resolutionen werden in Kürze 
von der Partei der Arbeit ins Internet 
gestellt (www.icseminar.org). 
Kontroverse Debatten gab es vorwie¬ 
gend aus Ländern, aus denen mehre¬ 


re Parteien eingeladen waren, wie aus 
Dänemark, Spanien oder Russland. In 
anderen Fällen ist die Bewertung der 
jeweiligen Regierung unterschiedlich, 
an der Frage orientiert, ob die jeweili¬ 
ge Regierung aufgrund antiimperialis¬ 
tischer Außenpolitik dem fortschrittli¬ 
chen Lager zugerechnet werden kann, 
auch wenn sie innenpolitisch Sozial- 
und Rechteabbau betreibt. Diese Fra¬ 
ge wird die KPen noch länger beschäf¬ 
tigen, denn es gibt nach wie vor keine 
einmütige Strategie gegen den Impe¬ 
rialismus. Das umso mehr, wie diese 
jeweils auch von den zutiefst unter¬ 
schiedlichen Bedingungen in den Län¬ 
dern abhängig ist. 

Interessante Beiträge kamen auch in 
diesem Jahr wieder aus afrikanischen 
Staaten wie Benin oder dem Südsu¬ 
dan, wo sich die ehemalige KP Sudans 
nach der Staatsteilung vor zwei Jah¬ 
ren entsprechend auf eine Teilung der 
Partei geeinigt hat. Die Partei der Ar¬ 
beit hat zu den afrikanischen Ländern 
aufgrund der Kolonialgeschichte weit 
bessere Kontakte als die DKP. 


Solche Seminare dienen deshalb auch 
der Aufnahme von zunächst losen 
Kontakten, die unsere Kenntnisse von 
den Parteien und Kämpfen dieser Re¬ 
gionen verbessern helfen. Der Beitrag 
der DKP befasste sich - exemplarisch 
an der Neonazimordserie - mit der 
scheinbar neutralen Rolle des Staates 
zwischen „rechts“ und „links“, wobei 
es gilt, diejenigen Teile des Staatsap¬ 
parats, die an dessen Neutralität glau¬ 
ben und bereit sind faschistische Akti¬ 
vitäten zu unterbinden, situativ in den 
Kampf gegen rechts einzubinden. Das 
auch, um auf diese Weise zu verhin¬ 
dern, dass die erzwungene staatliche 
Aktion gegen rechts in der Folge ge¬ 
gen links verwendet wird. In der fol¬ 
genden Diskussion zeigte sich, dass 
eine kleine Minderheit der Parteien 
nicht an irgendeine Art von Zusam¬ 
menarbeit mit solchen Kräften glaubt, 
die nicht von vornherein antikapita¬ 
listisch gesinnt sind. Die Mehrzahl je¬ 
doch drückte ihre Zustimmung zu der 
Herangehensweise der DKP aus. 

Günter Pohl 
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Massenproteste in der Türkei - 
aber kein „türkischer Frühling“ 

Interview mit Kemal Okuyan, Chefredakteur der linken Tageszeitung „Sol“ und Mitglied des ZK der türkischen KP 



D ie tagelangen Massenproteste 
in der Türkei, die sich von einer 
Protestdemonstration gegen die 
Abholzung eines Parks in Istanbul zu¬ 
gunsten eines Einkaufszentrums nach 
brutalem Eingreifen der Polizei auf die 
Hauptstadt Ankara und andere Städ¬ 
te ausgeweitet haben, ließen Fragen 
nach den Hintergründen und der po¬ 
litischen Einordnung aufkommen. In 
manchen Medien war sogar von einem 
„türkischen Frühling“ oder von einer 
„revolutionären Situation“ die Rede. In 
einem am 3. Juni veröffentlichten In¬ 
terview hat Kemal Okuyan, Chefredak¬ 
teur der türkischen Tageszeitung „Sol“ 
(„links“) und Mitglied des Zentralko¬ 
mitees der Kommunistischen Partei 
der Türkei (TKP), einige interessante 
Einschätzungen dazu geäußert Wort¬ 
laut bei http://www.solidnet.org/turkey- 
communist-party-of-turkey/4031-cp-of- 
turkey-interview-on-the-dev elopments- 
in-turkey-en. 

Eingangs unterstrich der Interview¬ 
te, dass niemand das Ausmaß dessen, 
was sich mit den Protesten gegen die 
Erdogan-Politik innerhalb weniger 
Tage in die Breite entwickelt hat, vor¬ 
hergesehen habe, weder die Regie¬ 
rung noch die „etablierte“ Opposition, 
aber auch nicht die Linke. Das politi¬ 
sche und ideologische Klima der Tür¬ 
kei unterscheide sich jetzt beträchtlich 
von dem vier oder fünf Tagen vorher, 
zwar nicht völlig, aber doch in einem 
nicht zu unterschätzenden Ausmaß. Es 
sei der Höhepunkt einer Reaktion auf 
unglaublich hohem Niveau gegen die 
AKP-Regierung und besonders gegen 
Erdogan. Gegen ihn habe sich ein Ge¬ 
fühl des Hasses in dem gleichen Maß 
angesammelt und verfestigt, wie der 
Regierungschef seine Arroganz und 
Straffreiheit zur Schau stellte. 

Doch die Vorgänge dürften darauf 
nicht reduziert werden. Erdogan habe 
als „Katalysator mit Multiplikator- 
Effekt“ gewirkt. Das dürfe aber nicht 
so verstanden werden, „dass es kei¬ 
ne ideologischen Bezüge gab“. Die 
Bewegung habe den Charakter einer 
„Abrechnung mit den grundlegenden 
Merkmalen“ der reaktionären Menta¬ 
lität der AKP angenommen. 

Ein „Mittelklasse“-Phänomen? 

Es könne auch nicht einfach gesagt 
werden, dass es „eine Reaktion der 
Mittelklasse“ war. Einen „Mittelklas¬ 
se-Charakter“ habe es zwar gegeben, 


aber zugleich auch eine ernsthafte Mo¬ 
bilisierung in den Nachbarschaften der 
Arbeiterklasse, besonders in Istanbul 
und Ankara. 

Vor allem müsse aber die ideologisch¬ 
politische Wirkung beachtet werden 
Die Linke habe Anlass, über einige 
Dinge neu nachzudenken. Es sei ein 
Fehler, einfach nur Etiketten zu vertei¬ 
len. Jahrelang habe die Linke auf die¬ 
se Kräfte herabgeblickt und Etiketten 
wie „weiße Türken“ für sie verwendet. 
Aber nun hätten sich Zehntausende, 
die als „Mittelklasse“ etikettiert wur¬ 
den, faktisch auf einer „antikapitalis¬ 
tischen Achse“ zusammengefunden - 
nicht zuletzt, weil die meisten von 
ihnen Menschen sind, deren Arbeit 
ebenfalls ausgebeutet wird. 

Außerdem seien Struktur und Proble¬ 
me der türkischen Arbeiterklasse zu 
beachten. Da gebe es Limits, die Masse 
der Arbeitenden, die mit Arbeitslosig¬ 
keit konfrontiert und verunsichert sind, 
am Arbeitsplatz zu organisieren. „Wir 
haben die Arbeiterklasse in Gewerk¬ 
schaftsstrukturen überführt, aber diese 
stehen noch nicht auf solidem Grund. 
Das ganze Land hat sich erhoben und 


die Gewerkschaften waren nirgends zu 
finden. Da gibt es kein Werkzeug, das 
die Arbeiterklasse als Führer aktivie¬ 
ren, sie zur dominierenden Kraft ma¬ 
chen kann.“ 

Im weiteren Verlauf verwies der kom¬ 
munistische Journalist darauf, dass 
beim Aufkommen dieser Bewegung 
auch gewisse Differenzen innerhalb 
der herrschenden Kreise eine Rolle 
gespielt haben dürften. Schon seit län¬ 
gerem seien Versuche festzustellen, 
auf Erdogans Politik einzuwirken. Die 
EISA auf der einen Seite, aber auch 
Fethullah Gülens Sekte andererseits 
(Anm. d. Red.: Gülen ist Anführer ei¬ 
ner einflussreichen islamistischen Be¬ 
wegung) versuchten, Erdogan sowohl 
in der Außen- wie in der Innenpolitik 
wieder für sie kontrollierbar zu ma¬ 
chen. In diesem Sinn sei auch der in 
den imperialistischen Massenmedi¬ 
en benutzte Begriff des „türkischen 
Frühlings“ zu verstehen, nämlich als 
Botschaft an Erdogan. Letztendlich 
planten diese Kreise zwar wohl nicht, 
Erdogan zu ersetzen, aber sie wollten 
ihm damit „auch seine Grenzen in Er¬ 
innerung bringen“. 


Ein Aufstand des Volkes 

Auf die Frage, ob die Bedeutung der Er¬ 
eignisse damit charakterisiert sei, ant¬ 
wortete der Befragte: „Absolut nicht. 
Niemand sollte dieser Bewegung eine 
Rolle zuweisen. Dies ist ein Aufstand 
des Volkes. Die Menschen sind wütend. 
... Das ist eine soziale Bewegung. Ei¬ 
nige politische Kräfte versuchen, die¬ 
se Bewegung nicht für eine neue Zu¬ 
kunft nutzbar zu machen, sondern nur 
die Regierung damit einzuschüchtern. 
Aber die Bewegung wird dabei nicht 
stehen bleiben. Die jüngsten Ereignis¬ 
se haben zu einer organisierten Bewe¬ 
gung des Volkes beigetragen“. 

Wie vorbereitet war die Linke? 

Im weiteren Verlauf des Interviews 
ging Okuyan auf die Frage ein, wie 

vorbereitet die türkische Linke auf die 
Ereignisse war. Antwort: „Die politi¬ 
schen Kräfte der Linken mit ernsthaf¬ 
tem Anliegen waren nicht in der Lage, 
die Ereignisse zu führen. Aber die Be¬ 
wegung ist der Linken nicht fremd. In 
vielen Orten hat die organisierte Lin¬ 
ke das Volk angeführt. Da gab es ei¬ 


nige, die über das Eingreifen der Lin¬ 
ken nicht glücklich waren. Sie fühlen 
sich mit politischen Identitäten, Partei¬ 
fahnen und Bannern nicht wohl. Das 
ist nicht überraschend, wenn man die 
Spontaneität der Bewegung berück¬ 
sichtigt. Andererseits verlangt das Volk 
aber an den meisten Orten die Koordi¬ 
nierung durch eine Organisation. Wenn 
man das Ausmaß der Ereignisse be¬ 
rücksichtigt, ist der direkte Beitrag der 
organisierten Linken begrenzt, aber die 
Entschlossenheit des Volkes hängt von 
den Linken ab“. Es gebe da auch einen 
„intellektuellen Ego, der auf die Idee 
einer organisierten Linken allergisch 
reagiert“. Diese Leute möchten die 
Bühne für sich monopolisieren. Doch 
die Linke solle sie dennoch unterstüt¬ 
zen, allerdings nicht jene, die linker Po¬ 
litik und der Idee von irgendeiner Art 
von politischer Organisation überhaupt 
feindlich gegenüber stehen. 

Fußballfans und Alkohol 

Schließlich wurde dem Interviewten 
noch die Frage nach „zwei Elementen 
in dieser Bewegung“, nämlich Fußball¬ 
fans und Alkohol, gestellt. Okuyan ant¬ 
wortete, dass die Teilnahme von Fuß¬ 
ballfans zwar zusätzliche Energie in die 
Bewegung gebracht, aber auch Proble¬ 
me hervorgerufen habe. Befreundete 
Frauen hätten beispielsweise sexisti¬ 
sche Parolen kritisiert. Doch die sozi¬ 
alistische Bewegung müsse hier versu¬ 
chen, ihre eigene Kultur durchzusetzen. 
Das gelte auch für das Thema Alkohol: 
„Seit Erdogan versucht, alkoholische 
Getränke zu verbieten, ist Alkohol ein 
Anliegen von Freiheit geworden. Aber 
dies sollte politisiert werden. Man kann 
nicht gegen Unterdrückung kämpfen, 
indem man Bierflaschen in den Hän¬ 
den hält. Deshalb halte ich die Ent¬ 
scheidung der TKP, keine alkoholi¬ 
schen Getränke während der Demons¬ 
trationen zu trinken, für sehr wichtig.“ 
Das Interview endete mit der Frage, ob 
die Ereignisse als eine „revolutionäre 
Krise“ einzuschätzen sind. Antwort: 
„Nein. Natürlich ist dies ein Ausbruch 

einer starken sozialen Energie. Das 
ist hinsichtlich Umfang und Wirkung 
machtvoll. Aber es gibt einige marxis¬ 
tische Kriterien, um eine Situation als 
revolutionäre Krise zu definieren. Da¬ 
von sind wir weit entfernt. Zumindest 
vorerst.“ 

G. Polikeit 


Selbstverwaltung der Arbeiter 

Erfahrungsbericht aus einer besetzen Fabrik in Argentinien 


„Die Krise drängt das Bewußtsein der 
Arbeiter zu radikalen Reformen“, meint 
der Arbeiter und Gewerkschafter Raul 
Godoy am 25. Mai im IG-Metall-Haus 
im Stadtteil Kreuzberg in Berlin. Er 
kennt sich aus, wenn es um diesen wi¬ 
dersprüchlichen Begriff „radikale Re¬ 
form“ geht. Vor über einem Jahrzehnt 
übernahmen er und 230 andere Fabrik¬ 
arbeiter die Kontrolle über die Produk¬ 
tion bei Zanon Fliese in Argentinien 
(Patagonien). Das Unternehmen war 
wie 2 000 andere Fabriken im Land 
2001 dazu verurteilt als Folge der Kri¬ 
se zu schließen. Damals war diese Fa¬ 
brikbesetzung keine Ausnahme. Im gan¬ 
zen Land wurde versucht Fabriken zu 
halten, sie unter Arbeiterkontrolle zu 
stellen. 

Bei Zanon haben alle die gleichen 
Rechte und Pflichten. Godoy verwies 
darauf, dass dies eine der ersten Ent¬ 
scheidungen war, die damals von den 
Arbeitern getroffen wurden. „Obwohl 
ich da nicht zustimme, weil ich denke, 
dass jeder so viel bekommen sollte, wie 
er braucht.“ Die Organisations-und Ac- 
counting-Funktionen (Rechnungswe¬ 
sen), die vor der Besetzung durch das 
Fabrik-Management wahrgenommen 
wurden, wurden von den Arbeitern 


übernommen. Es gibt ein Rotationssys¬ 
tem, damit niemand zu lange in einer 
Funktion bleibt. „Die Verantwortung 
wird von Interessen geleitet und nicht 
für Geld übernommen“. Eingeführt wur¬ 
den in der Fabrik soziale und gesund¬ 
heitliche Dienstleistungen. Manchmal 
organisieren sie Rockkonzerte für Ju¬ 
gendliche, die von der Idee, „Konzerte 
ohne Polizei in der Fabrik ohne Chefs“ 
begeistert sind. Die Idee ist, den Geist 
der Zusammenarbeit zu vermitteln. 
Zunächst wurden die Fliesen von 
Zanon nur von anderen linken Grup¬ 
pen gekauft, „aber es kam eine Zeit, 
da alle Kameraden uns unterstützten 
und Zanon-Fliesen in ihrem Hause 
verbauten - wir produzieren rund 400 
000 Quadratmeter pro Monat.“ Inzwi¬ 
schen gibt es mehr Kunden, aber die Zu¬ 
kunft der Fabrik ist noch immer unge¬ 
wiss: „Es ist sehr schwierig, unsere Öko¬ 
nomie des Widerstands zu erneuern. Wir 
haben immer noch die gleichen Maschi¬ 
nen wie vor zehn Jahren.“ 

Um die Fliesen gab es vor dem ersten 
Verkauf auch rechtliche Probleme, die 
Arbeiter hatten doch keinerlei Papie¬ 
re. „Mit Kirchner haben Menschen 
wieder Vertrauen in Institutionen ge¬ 
wonnen, und wir haben deshalb uns als 


Genossenschaft eintragen lassen. Das 
an sich verändert noch nicht den Ka¬ 
pitalismus, aber es ist ein Weg, um ge¬ 
gen ihn zu kämpfen.“ Allerdings hat er 
Kritik an der aktuellen Regierung. „Es 
hat sich eine Menge in den letzten zwei 
Jahren verändert.“ Er verwies auf die 
bei Demonstrationen im vergangenen 
Jahr Getöteten und auf Gewerkschaf¬ 
ter im Gefängnis „wie Pedraza, der zu¬ 
erst von Kirchner als Gewerkschaftler 
gelobt wurde, und nun im Gefängnis 
ist.“ 


Zum Schluss rief Raul Godoy die Bo- 
chumer Opel-Kollegen auf, das Gleiche 
wie die Arbeiter von Zanon zu tun, und 
schickte einen Gruß der Solidarität an 
die griechischen Kollegen, die die Fa¬ 
brik Vio.me besetzt haben. 

Im Detail kann man sich seine Antwor¬ 
ten auf die Fragen der Anwesenden 
am 25. Mai auf dem Blog: http.V/raulgo- 
doyzanoneuropa. wordpress. com/ anhö¬ 
ren. Carmela Negrete 


Rekord-Arbeitslosigkeit 
in Frankreich 

Der Anteil der Arbeitslosen ist auf 
den höchsten Stand der vergangenen 
15 Jahre angestiegen. Im ersten Quartal 
2013 lag die Quote bei 10,4 Prozent, das 
waren 0,3 Prozentpunkte mehr als im 
vierten Quartal 2012. Die französische 
Statistikbehörde rechnet bis zur Jahres¬ 
mitte mit einem Anstieg auf 10,6 Pro¬ 
zent. Offiziell sind 3,26 Millionen Men¬ 
schen arbeitslos gemeldet. 

EU spendet 400 Millionen 

Die EU stellt weitere 400 Millionen 
Euro für die „humanitäre Hilfe in Sy¬ 
rien und den benachbarten Ländern“ 
bereit. Das Geld wird zusätzlich zu den 
bisher für die indirekte Unterstützung 
der Assad-Gegner gegebenen 840 Mil¬ 
lionen Euro eingesetzt. Gleichzei¬ 
tig lässt die EU jegliche Maßnahmen 
vermissen, das Zustandekommen der 
geplanten Syrien-Konferenz zu unter¬ 
stützen. 

Selbstmord am Hindukusch 

Wieder ist ein Soldat der Bundeswehr 
in Afghanistan ums Leben gekommen. 
Laut offiziellen Angaben wurde der 
24-jährige Stabsgefreite schwer ver¬ 
letzt im Feldlager Masar-i-Sharif auf¬ 
gefunden. Er sei unverzüglich ins Laza¬ 
rett gebracht worden, wo aber nur sein 
Tod festgestellt werden konnte. Erste 
Ermittlungen deuten auf einen Selbst¬ 
mord des Soldaten hin. 



Raul Godoy zu Besuch in einer Fabrik in Barcelona. 
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„Antworten der DKP auf die 
Krise“ sind eine gute Leitlinie 

UZ-lnterview mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP zu den 
Ergebnissen des 20. Parteitages 



„Wir müssen die Errungenschaften der 
Arbeiterbewegung verteidigen“ 


UZ: Patrik, mit dem dritten Tag in Han¬ 
nover wurde der 20. Parteitag der DKP 
beendet, wie bewertest Du seine Ergeb¬ 
nisse? 

Patrik Köbele: Erstens bin ich recht 
stolz auf meine Partei. Beginnend mit 
dem 19. Parteitag hat sie, in einem Pro¬ 
zess der im Wesentlichen von der Basis 
der Partei kam, deutlich gemacht, dass 
die DKP als kommunistische Partei im 
Sinne der Ideen von Marx, Engels und 
Lenin weiterentwickelt werden soll. 
Den Thesen des früheren Sekretariats 
wurde eine klare Absage erteilt. 

Stolz bin ich auch auf den intensiven 
Diskussionsprozess, der den Entwurf 
des Leitantrages „Antworten der DKP 
auf die Krise“ an den 20. Parteitag so 
qualifiziert hat, dass er eine gute Leit¬ 
linie für die Politikentwicklung und das 
Eingreifen der Partei in der kommen¬ 
den Phase ist. Dazu wurden durch Par¬ 
teigliederungen 217 Anträge gestellt, 
das Gros davon wurde durch den Par¬ 
teitag eingearbeitet. Die Berliner Be¬ 
zirksorganisation hat dadurch ihre an¬ 
fängliche Meinung, dass der Leitantrag 
nicht zu qualifizieren sei korrigiert und 
sie und der Parteitag bewiesen dann die 
Souveränität auch die Berliner Hand¬ 
lungsorientierung in den Leitantrag 
zu integrieren. Auch mit seinen restli¬ 
chen Beschlüssen hat der Parteitag ein 
großes Arbeitspensum bewältigt und 
wichtige Beschlüsse gefasst mit denen 
wir unsere Arbeit im Bereich der Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftspolitik und 
der Kommunalpolitik weiterentwi¬ 
ckeln und Irritationen im Verhältnis 
zur SDAJ beseitigen, um nur einiges 
zu nennen. 



UZ: Nun gibt es aber die Aussage, dass 
der Leitantrag statutenwidrig zustande 
gekommen sei. 

Patrik Köbele: Argumentiert wird 
hier mit der angeblich zu kurzen Zeit 
der Diskussion eines längeren Ände¬ 
rungsantrags. Dieser stand aber fast 3 
Monate zur Diskussion und seine Be¬ 
standteile noch wesentlich länger. Aber 
egal, wer so etwas behauptet muss kon¬ 
sequent sein und die Schiedskommissi¬ 
on anrufen. 

UZ: Ein anderer Beschluss, der zur Eu¬ 
ropäischen Linkspartei (EL), sorgt aber 
für Wirbel... 

Patrik Köbele: Ja, auch, wenn ich das 
eher für einen Sturm im Wasserglas 
halte. Der Beschluss des Parteitags 
sagt, dass in Delegationen zu EL-Par- 
teitagen künftig die unterschiedlichen 
Positionen in der DKP vertreten sein 
sollen. Er sagt, beobachtende Mitglied¬ 
schaft heißt nicht im Vorstand der EL 


mitzuarbeiten und nicht deren Symbo¬ 
le zu verwenden, wenn es nicht expli¬ 
zit eine gemeinsame Aktion mit der EL 
ist. Darüber hinaus wollen wir die un¬ 
terschiedlichen Positionen kommunis¬ 
tischer Parteien zum Verhältnis zur EL 
Zusammentragen, um sie in unserem 
Diskussionsprozess zu berücksichtigen 
und dann beim 21. Parteitag eine Ent¬ 
scheidung zu treffen. Mit Wirbel meinst 
Du vielleicht den Auftritt eines zweiten 
DKP-Blocks mit EL-Symbolen bei der 
Blockupy-Demo in Frankfurt. Da hast 
Du recht. Das war ein gezielter Bruch 
des Parteitagsbeschluss der wohl auch 
provozieren soll. 

UZ: Was wird er denn provozieren? 

Patrik Köbele: Keine administrativen 
Maßnahmen, aber sicher die Erkennt¬ 
nis in der Partei, wie manche Genos¬ 
sinnen und Genossen mit Parteitagsbe¬ 
schlüssen umgehen. 

UZ: Das Kriterium der Wahrheit ist die 
Praxis - wie beurteilst Du das Eingrei¬ 
fen der Partei in die aktuellen Auseinan¬ 
dersetzungen? 

Patrik Köbele: Da gibt es sicher Un¬ 
terschiede - aber vielerorts greift die 
Partei ein. Bei Blockupy in Frankfurt 
standen die Genossen des DKP-Blocks 
fast bis Mitternacht in der Auseinan¬ 
dersetzung. Dort und bei anderen Akti¬ 
vitäten dieses Wochenendes haben wir 
weit mehr als tausend Probe-UZ ver¬ 
teilt. Bei Soliaktionen mit den Kämp¬ 
fen in der Türkei ist die Partei dabei, in 
Bottrop hatte die DKP eine führende 
Rolle beim Erfolg im Bürgerentscheid 
für den Erhalt des Stenkhoffbads - wir 
haben ein ausstrahlendes neues Nach¬ 
richtenportal (über www.dkp.de bzw. 
news.dkp.de). Wir beginnen mit der 
Reorganisation unserer Bildungsarbeit 
und haben erste Pläne für die Betriebs¬ 
und Gewerkschaftsarbeit. 

UZ: Heißt das, dass die Diskussion be¬ 
endet ist? 

Patrik Köbele: Keinesfalls - einige Dis¬ 
kussionsprozesse müssen sogar intensi¬ 
viert werden. Mit der ersten PV-Tagung 
haben wir dazu aufgerufen die Diskus¬ 
sion zu den EU- und Kommunal wählen 
2014 zu führen. Die 2. PV-Tagung ori¬ 
entiert auf die Diskussion zu einer Mit¬ 
gliederkampagne und dem Vorschlag 
nächstes Jahr ein UZ-Pressefest durch¬ 
zuführen. Wir bereiten für den Herbst 
die theoretische Konferenz zu unserer 
Gewerkschaftspolitik vor. 

UZ: Also eitel Freude, Sonnenschein? 

Patrik Köbele: Nein, das nun auch 
nicht. Es ist schon so, dass Genossinnen 
und Genossen, die nun von einer Mehr¬ 
heitsposition zu einer Minderheitsposi¬ 
tion in der Führung der Partei gewor¬ 
den sind, auch Probleme im Umgang 
damit haben. Positionen, wie „Mit den 
Anderen“ lohnt sich die theoretische 
Debatte nicht" oder die Orientierung 
auf Beratungen der Genossinnen und 
Genossen, „die sich nicht mehr durch 
die gegenwärtige Mehrheit im Partei¬ 
vorstand repräsentiert sehen“, beinhal¬ 
ten die Gefahr das es zur Verfestigung 
von fraktionellen Tendenzen kommt. 
Ich glaube aber, dass die Partei in Ih¬ 
rer Gesamtheit das nicht will. 

Das Interview führte Wera Richter 


Professor Dr. Heinrich Fink ist Bun¬ 
desvorsitzender der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes-Bund der 
Antifaschisten (VVN-BdA) und ehe¬ 
maliger Rektor der Humboldt-Univer¬ 
sität zu Berlin. 

UZ: Vor allem rechtskonservative Po¬ 
litiker aus CDU und CSU und ihnen 
nahestehende „ Leitmedien “ überbieten 
sich aktuell in Forderungen, DDR-Sym- 
bole zu verbieten. Wie erklären Sie sich 
derartige Vorstöße? 

Heinrich Fink: Der Hass des Establish¬ 
ments auf die Deutsche Demokratische 
Republik ist auch mehr als zwei Jahr¬ 
zehnte nach der Annexion der DDR 
ungebrochen. Anders sind die wut¬ 
schnaubenden Kommentare mancher 
Journalisten und Politiker nicht zu er¬ 
klären. 

Vor allem in Zeiten der Wirtschafts¬ 
krise und der stetig aggressiver auftre¬ 
tenden deutschen Außenpolitik scheint 
vielen etablierten Politikern daran ge¬ 
legen zu sein, den Menschen sogar zu 
verbieten, sich nur daran zu erinnern, 
dass es mit der DDR den ersten Sozia¬ 
lismusversuch in der Geschichte dieses 
Landes gab. 

Im Gegensatz zur BRD ist von der 
DDR niemals Krieg ausgegangen. 
Auch waren die Menschen nicht einer 
solchen Existenzangst ausgesetzt wie 
es heutzutage der Fall ist. Trotz all ih¬ 
rer Schwächen stand die DDR für eine 
engagierte Friedenspolitik, soziale Si¬ 
cherheit, die Gleichstellung von Män¬ 
nern und Frauen und ein fortschrittli¬ 
ches und gerechtes Gesundheitssystem. 
Diese Errungenschaften sind übri¬ 
gens der Mehrheit der aus dem Os¬ 
ten stammenden Menschen noch im¬ 
mer bewusst. Zwar können die heute 
Herrschenden sozialistische Symbole 
verbieten, das Leben und die Erinne¬ 
rungen der in der DDR aufgewachse¬ 
nen Menschen können sie jedoch nicht 
auslöschen. 

UZ: Trotzdem wäre ein Verbot sozialis¬ 
tischer Symbolik, sollte sich die Forde¬ 
rung durchsetzen, ein herber Schlag für 
die politische Linke ... 

Heinrich Fink: Dem ist sicherlich so. 
Ich glaube jedoch nicht, dass sich ein 
solches Verbot so einfach durchsetzen 
lässt. Schließlich äußern sich mittler¬ 
weile auch zunehmend Menschen, die 
sich der DDR nicht sonderlich verbun¬ 
den fühlten und es trotzdem ablehnen, 
dass deren Symbolik verboten werden 
soll und in der öffentlichen Debatte 
faktisch mit faschistischen Symbolen 
gleichgestellt wird. 

Ich gehe davon aus, dass die Bundes¬ 
regierung auch mit dem Protest Russ¬ 
lands und anderer Länder zu rechnen 
haben wird, sollte es tatsächlich zu Ge¬ 
setzesentwürfen kommen, die ein Ver¬ 
bot etwa von Hammer und Sichel zum 
Ziel haben. 

Der Zynismus der herrschenden Poli¬ 
tik wird daran übrigens mehr als deut- 


Ein Gespräch mit Heinrich Fink 

lieh. Ein Land wie die BRD, in der 
neofaschistische Terrororganisationen 
wie der „Nationalsozialistische Unter¬ 
grund“ (NSU) mit der Duldung, wenn 
nicht gar Alimentierung des Staates, 
ungestört Migranten ermorden und 
Bombenanschläge verüben kann, soll¬ 
te - freundlich formuliert - den Mund 
halten, wenn es um die Bewertung der 
DDR geht, die maßgeblich von antifa¬ 
schistischen Widerstandskämpfern und 
ehemaligen KZ-Häftlingen aufgebaut 
wurde. 

UZ: Ist die Verbotsdebatte denn nicht 
die ganz praktische Folge der sogenann¬ 
ten Extremismustheorie, die vielleicht 
treffender als staatliche Extremismus¬ 
doktrin zu bezeichnen wäre? 

Heinrich Fink: Die Gleichsetzung von 
Linken und Faschisten findet auf allen 
Ebenen der Gesellschaft statt, obwohl 
diese Gleichsetzung nicht nur wahr¬ 
heitswidrig, sondern auch absolut un¬ 
wissenschaftlich ist. 

Während seit der Annexion der DDR 
über 180 Menschen von Faschisten er¬ 
mordet wurden, gibt es kein einziges 
Opfer sogenannter „linker Gewalt“. Im 
Übrigen stellt sich die Frage, warum die 
Opfer von Neonazis in der BRD in den 
Statistiken erst seit dem Zeitpunkt der 
Einverleibung der DDR gezählt wer¬ 
den? Gab es etwa vorher keine mörde¬ 
rische Nazigewalt in Westdeutschland? 

UZ: Der CDU-Bundestagsabgeord- 
nete und Vorsitzende der Jungen Uni¬ 
on, Philipp Mißfelder, hat gefordert, 
dass das „ Tragen von DDR-Symbolen 
(...) gänzlich verboten werden“und im 
Strafrecht dem Tatbestand der „ Verwen¬ 
dung von Kennzeichen verfassungswid¬ 
riger Organisationen “ zugeordnet wer¬ 
den solle... 

Heinrich Fink: Vor allem die CDU wäre 
gut beraten, ihre eigene Geschichte auf¬ 
zuarbeiten, anstatt sich um die Historie 
der politischen Linken und der Arbei¬ 
terbewegung zu bemühen. So sollten 
die sogenannten Christdemokraten sich 
einmal um die vielen Nazis kümmern, 
die nach der Befreiung vom Faschismus 
in der CDU aktiv waren. Auch heute 
scheinen Gliederungen der CDU noch 
über deutliche Demokratiedefizite zu 
verfügen. So erklärte etwa der Stadtver¬ 
band der CDU im sächsischen Coswig 
anlässlich des diesjährigen Jahrestages 
der Befreiung vom Faschismus, dass der 
8. Mai 1945 „kein Tag der Befreiung“ 
sei. In besagter Erklärung heißt es au¬ 


ßerdem, dass „auch unzählige deutsche 
Frauen und Mädchen, die während der 
,Befreiung 4 von Angehörigen der Ro¬ 
ten Armee vergewaltigt wurden“, „gro¬ 
ßes Leid erfuhren“. Dafür sei unter 
anderem die „sowjetische Hasspropa¬ 
ganda“ verantwortlich, wird dort wei¬ 
ter fabuliert. Dies sind Aussagen, die 
die neofaschistische NPD nicht anders 
formulieren würde. 

Um aber zurück zum Ausgangspunkt 
der Frage zu kommen: Herr Mißfelder 
hat von der gesamten Thematik ganz 
augenscheinlich keine Ahnung. So ist 
beispielsweise das Tragen des Emblems 
der Freien Deutschen Jugend (FDJ) 
bereits jetzt im Gebiet der alten BRD 
untersagt, da die Organisation dort 
bereits 1951 verboten worden war. Ein 
Verbot existiert somit sogar in Teilen 
bereits. 

UZ: Sollte es aufgehoben werden? 

Heinrich Fink: Selbstverständlich! 

UZ: Wie kann sich die politische Linke 
gegen ihre zunehmende Diffamierung 
und die gegen sie gerichtete Verbotspo¬ 
litik zur Wehr setzen? 

Heinrich Fink: Wir müssen eine brei¬ 
te Debatte über den tatsächlichen Zu¬ 
stand dieser vermeintlichen Demokra¬ 
tie befördern. Wie es tatsächlich um die 
grundgesetzlich verbriefte Versamm¬ 
lungsfreiheit und das Recht auf freie 
Meinungsäußerung bestellt ist, konn¬ 
te bei den Aktionen der „Blockupy“- 
Bewegung Anfang Juni in Frankfurt 
am Main beobachtet werden. Mehre¬ 
re Tausend Polizisten haben dort die 
Grund- und Freiheitsrechte der Bür¬ 
ger im wahrsten Sinne des Wortes mit 
Füßen getreten. 

Es liegt nun an uns, die Errungenschaf¬ 
ten der Arbeiterbewegung zu verteidi¬ 
gen. Das heißt auch, dass wir verhin¬ 
dern müssen, das noch mehr Straßen, 
die etwa nach Rosa Luxemburg oder 
Clara Zetkin benannt sind, umbenannt 
werden und deren Vermächtnis weiter 
aus dem öffentlichen Bewusstsein ge¬ 
tilgt wird. In Berlin müssen wir aktuell 
den Schutz für das Ernst-Thälmann- 
Denkmal organisieren, welches wieder 
einmal vom Abriss bedroht wird. 
Fernab dessen müssen die unterschied¬ 
lichen Spektren der Linken in Deutsch¬ 
land näher zusammenrücken. Wer 
meint, ein Verbot sozialistischer Sym¬ 
bole beträfe ihn nicht wirklich, darf sich 
auf ein böses Erwachen einstellen. 

Das Gespräch für die UZ führte Markus Bernhardt 



Von Heinrich Fink erschien zuletzt: Wie die Humboldt-Universität gewendet wurde - Erin¬ 
nerungen des ersten frei gewählten Rektors. Verlag Ossietzky, Hannover 2013,128 Seiten, 
12,50 Euro 

Eine Petition gegen das Verbot von DDR im Symbolen findet sich unter http://www.change. 
org/de/Petitionen/verbot-von-ddr-symbolen-wir-sagen-nein 

Die VVN-BdA lädt für 28. und 29. Juni zu einer geschichtspolitischen Konferenz in die Berli¬ 
ner Humboldt-Universität ein. An der Tagung, die unter dem Motto „Lizenz zum Terror - Das 
Jahr 1933. Vorgeschichte, Geschichte und Geschichtsbild“ steht, werden unter anderem die 
Schriftstellerin Elfriede Brüning, die Historiker Kurt Pätzold, Hannes Heer, Alexander Bahar, 
Klaus Kinner und Ludwig Elm, der Publizist Otto Köhler, sowie die WN-BdA-Bundesvorsit- 
zenden Heinrich Fink und Cornelia Kerth teilnehmen. 


Foto: Karikatur: Bernd Bücking 
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Bilder oben: Barrikadenbau in Istanbul auf dem Taksim-Platz, 5. Juni 2013. 



Bild oben: Die Idylle trügt... Das Camp im Gezi-Park. 

Bild unten: Polizeieinsatz auf dem Taksim-Platz, der am Dienstag von der Polizei 
mit brulater Gewalt geräumt wurde. 



Brief aus der Türkei 


S eit dem 27. Mai herrscht in der 
Türkei Aufruhr. Seit Tagen se¬ 
hen auch europäische Städte De¬ 
monstrationen, die das Anliegen der 
türkischen Landsleute unterstützen 
sollen. Thema ist der Park am Taksim- 
Platz in Istanbul, von den Istanbulern 
liebevoll „Gezi-Park“ (= Ausflugs¬ 
park) genannt. Touristen ist der Tak- 
sim mehr bekannt als Verkehrskno¬ 
tenpunkt, für Einheimische ist er die 
letzte grüne Oase mitten in der Stadt, 
mit Wiesen, Bäumen, Teegarten. Di¬ 
rekt daneben liegt das beeindrucken¬ 
de Gebäude des AKM (Atatürk Kül- 
tür Merkezi=Atatürk Kultur Zentrum, 
als Oper genutzt), wegen angeblicher 
Bauschäden seit Jahren geschlossen 
und nun für den Bauplan abgerissen 
werden soll. 

Angefangen hat es mit einer kleinen 
Aktion von Baumschützern, die ge¬ 
gen die Abholzung für die schon län¬ 
ger geplante Bebauung des Taksim- 
Platzes demonstrierten. Seit Novem¬ 
ber 2012 zieht sich um den Gezi Park 
zur Gewöhnung eine ca. vier Meter 
hohe Blechwand, die die künftige 
Baustelle markieren soll. Aufreger 
war bisher eher nur das Verkehrscha¬ 
os, das dadurch verursacht wird. Der 
1. Mai 2013 ließ den Zorn der Men¬ 
schen aber hochkochen. Erst 2010 
hatten die Istanbuler nach 33 Jah¬ 
ren den Taksim für ihre 1. Mai-De¬ 
mo zurückerobert. Hunderttausende 
kamen trotz massiver Polizeibehin¬ 
derung. Die Demo zum 1. Mai 2013 
allerdings sollte wegen „der Baustel¬ 
le“ am Taksim nicht stattfinden dür¬ 
fen. Bei Protestaktionen dagegen gab 
es durch den brutalen Polizeieinsatz 
mehrere Verletzte. 

Und nun wieder Wasserwerfer, Trä¬ 
nengas, mit Knüppeln wahllos prü¬ 
gelnde Polizisten gegen fröhlich de¬ 
monstrierende Menschen, die ihren 
Park nicht hergeben wollen für noch 
ein Einkaufszentrum, noch eine Mo¬ 


schee, noch mehr Hotels... Seit dem 
28. Mai wurden türkeiweit mehr als 
1 700 Personen festgenommen, min¬ 
destens drei Menschen getötet, zahl¬ 
lose krankenhausreif verletzt, vier er¬ 
blindeten durch das scharfe Tränengas. 
Dennoch ist die Verteidigung des Ge- 
zi-Parks nur der Anlass für den Auf¬ 
ruhr in der Türkei. Seit Erdogan der 
Regierung vorsteht, führt er sich auf 
wie ein Alleinherrscher. Das Parla¬ 
ment ist seine persönliche Schwatz¬ 
bude. Die AKP, seine hauseigene Par¬ 
tei, nennt er gern Ak-Partei. Ak, das 
heisst hell, strahlend, rein. Ihr Symbol 
ist denn auch eine riesige leuchten¬ 
de Glühbirne. Erdogan werden beste 
Kontakte zum Großkapital nachge¬ 
sagt, auf ausländischen Konten soll er 
privat Millionen horten. Dies ist natür¬ 
lich auch vorteilhaft für die Mitglieder 
der AKP. Offenbar hat Erdogan be¬ 
schlossen, Istanbul mit den geplanten 
Baumaßnahmen wieder zur Metropo¬ 
le der Türkei zu machen. Die verhasste 
Hauptstadt Ankara, weil von Atatürk 
gegründet, soll in der Bedeutungslo¬ 
sigkeit verschwinden. 

Das alles geschieht völlig ohne Infor¬ 
mation und ohne Beteiligung der Be¬ 
völkerung. Die Istanbuler Architektin 
Selva Gürdogan sagt dazu: Istanbul 
gehört den Baufirmen. Bezeichnend 
für das Vorgehen dieser Firmen ist das 
System „yapsat“. Das heißt „Kauf, bau, 
also mach und verkauf dann“ ohne 
Rücksicht auf Gesetze oder Vorschrif¬ 
ten. Mit Hilfe der „Erleichterungs¬ 
steuer“ = Schmiergeld ist sowieso 
hinterher alles legalisierbar. Hinder¬ 
nisse für Bauabsichten werden brutal 
beseitigt: Nach gelegten Waldbränden 
auf der asiatischen Seite schossen so¬ 
fort neue Siedlungen aus der Asche. 
Das Dach des Haydarpascha-Bahn- 
hofs am Bosporus, Weltkulturerbe 
und einst von Deutschen erbaut, wur¬ 
de durch Brandstiftung im Novem¬ 
ber 2010 zerstört. Die Rauchwolken 


waren kilometerweit zu sehen. Stun¬ 
denlang kam die Feuerwehr nicht, es 
hieß, das Gebäude sei zu hoch. Lösch¬ 
hubschrauber für abgelegene Flächen¬ 
brände gibt es etliche in Istanbul, sie 
wurden nicht eingesetzt. Sofort nach 
dem Brand wurde der Bahnhof nahe¬ 
zu komplett stillgelegt. Er war ja nicht 
etwa ein Museum sondern als Über¬ 
bleibsel der Bagdadbahn Kopfbahn¬ 
hof für Lokal- und Fernzüge. Vorher 
schon waren Berichte über Vorhaben, 
an Stelle des Bahnhofs eine Shopping- 
Mall zu bauen, durch die Medien ge¬ 
gangen. Es ist nur noch eine Frage der 
Zeit, wann das Gebäude endgültig ab¬ 
gerissen wird. 

Der Stadtteil Zeytinburnu, eine Sah¬ 
neschnitte am Bosporus, war bei Pro¬ 
fitjägern seit Jahren begehrt. Dort 
wohnte aber eine bewusste Bürger¬ 
schaft, Nachkommen von Gecekondu- 
Erbauern in legalisierten Häusern mit 
Garten und viel Grün. Mit der schein¬ 
heiligen Begründung, die Häuser sei¬ 
en nicht mehr erdbebensicher (beim 
großen Beben 1999 gab es hier kaum 
Schäden!), wurden die Besitzer ent¬ 
eignet und entweder mit lächerlichen 
Beträgen abgespeist oder zwangsum- 
gesiedelt, in entlegene Teile der Stadt. 
Nun konnte der große Abriss begin¬ 
nen. Bald werden hier Hotels, Luxus¬ 
eigentumswohnungen und Einkaufs¬ 
zentren in die Höhe streben. 

★ 

Alle diese Vorgänge verfolgen die 
Menschen mit großer Sorge und viel 
Wut im Bauch. Gleichzeitig werden 
ja Gewerkschafter auf Listen und auf 
die Straße gesetzt. In Samsun wurden 
Lehrer, die in diesen Tagen an Unter¬ 
stützungsdemos teilgenommen hat¬ 
ten, listenmäßig erfasst und dem Er¬ 
ziehungsministerium gemeldet. 

Es ist klar: So kann es nicht weiterge¬ 
hen in der Türkei. 

karla-la 
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Zwischen geschichtlicher Wahrheit und 
„antitotalitärem Konsens“ 

6o Jahre nach dem 17. Juni 1953 • Von Heinz Karl 



D ie heutigen regierungsoffiziellen Stellung¬ 
nahmen zum 17. Juni knüpfen - es war an¬ 
ders nicht zu erwarten - ungebrochen an 
die 1953 BRD-offiziell verordnete Sicht der Er¬ 
eignisse an, wie sie in die Klischees „Arbeiterer¬ 
hebung“ und „Volksaufstand“ gestanzt wurde. Als 
„Tag der deutschen Einheit“ wurde der 17. Juni 
Nationalfeiertag der BRD - ein Jahr nach der 
Wiedereinführung des chauvinistischen „Deutsch¬ 
landliedes“ als Nationalhymne der BRD. Die re¬ 
alen Ziele der BRD-Politik gegenüber der DDR, 
ihrer vorsätzlichen, völkerrechtswidrigen Einmi¬ 
schung in deren innere Angelegenheiten bestan¬ 
den im Anschluss der DDR an die BRD, in der 
Überführung ihres Volksvermögens in die Hände 
des westdeutschen Kapitals und der Wiederher¬ 
stellung der kapitalistischen Gesellschaftsverhält¬ 
nisse auf ihrem Territorium - bei grundsätzlicher 
Negierung des Selbstbestimmungsrechts der Be¬ 
völkerung der DDR. Das waren Staatsziele, und 
sie wurden von der Bundesregierung verfolgt. 
Bestimmend für sie war die Grundanschauung, 
die Carlo Schmid (SPD) - jahrzehntelang einer 
der führenden Politiker der BRD - bereits im Au¬ 
gust 1948 (in den Beratungen über die Verfassung 
eines westdeutschen Separatstaates) prägnant for¬ 
muliert hatte: Man wolle kein Weststaat sein, son¬ 
dern „treuhänderisch für das gesamte deutsche 
Volk ... ein Rumpfdeutschland, das den Anspruch 
erhebt, Gesamtdeutschland zu repräsentieren, und 
dessen oberste Organe sich für befugt halten, zum 
mindesten eine legale Autorität auf dem gesamt¬ 
deutschen Staatsgebiet zu besitzen ... Eine Folge 
wäre, dass man die Bevölkerungsteile Mittel- und 
Ostdeutschlands als Irredenta anzusehen hätte, 
deren Heimholung mit allen Mitteln zu betreiben 
wäre.“ Wer sich diesem angemaßten gesamtdeut¬ 
schen Machtanspruch einer westdeutschen Regie¬ 
rung nicht unterwerfe, wäre „als Hochverräter zu 
behandeln und zu verfolgen“ ( Verfassungskonvent 
vom Herrenchiemsee vom 10. bis 23. August 1948. 
Protokolle der Sitzungen der Unterausschüsse, 
Unterschuss I: Grundsatzfragen, Bundesarchiv). 
Diese unverhüllt aggressive (und terroristische) 
Grundposition, deren Geist bis heute herrscht und 
die Basis der politisch-juristischen Abrechnung 
mit der DDR war und ist, orientierte auf härtes¬ 
te Konfrontation mit dem erklärten Ziel der An¬ 
nexion. Sie schloss damit schon vom Ansatz her 
jedes ernsthafte Streben nach Verständigung und 
friedlicher Wiedervereinigung aus. 

Gemäß diesem politischen Grundkonzept wur¬ 
de die Einverleibung der DDR in die BRD prak¬ 
tisch vorbereitet. Seit Herbst 1951 befassten sich 
sämtliche Bonner Ministerien geradezu hektisch 
mit konkreten Anschlussplanungen - bis hin zu 
Personallisten für Ämter im „befreiten“ Osten am 
„Tag X“ und dem Beschluss der Bonner Staatsse¬ 
kretäre vom 21. April 1952, nach dem Anschluss 
der DDR 90 Prozent der Angehörigen des öf¬ 
fentlichen Dienstes zu entlassen (vgl. K. H. Roth, 
Wirtschaftspolitik als Anschlussplanung: Der For¬ 
schungsbeirat für Fragen der Wiedervereinigung 
Deutschlands und die Forschungsstelle für gesamt¬ 
deutsche wirtschaftliche und soziale Fragen (1952- 
1993). ln: Ansichten zur Geschichte der DDR, Bd. 
IX/X). Bei der Konstituierung des „Forschungs¬ 
beirates“ am 24. März 1952 in Westberlin erklärte 
der Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen, 
Jakob Kaiser, dass es letztlich um „eine Restaura¬ 
tion der Zustände vor dem Kriege“ (!) gehe. Auch 
wenn diese „nicht gleich erreicht werden kann“, 
könne „dieser ,Tag X‘ rascher“ kommen (ebenda, 
S. 394). Bis Herbst 1953 war alles auf diesen „Tag 
X“ ausgerichtet. 

Eine verlogene Kampagne 

Von diesen entscheidenden Triebkräften und Hin¬ 
tergründen der Ereignisse wird seitens der Betrei¬ 
ber und politischen Nutznießer der Kampagne na¬ 
türlich nicht die Rede sein. Sie versprechen sich 
von einer politisch instrumentalisierenden, mani¬ 
pulierenden Beleuchtung der Vorgänge von 1953 
vor allem zwei Resultate. Erstens das massenwirk¬ 
same Festklopfen einer bundesdeutschen Staats¬ 
doktrin: der vom Regime und den Regimeparteien 
verordneten Totalnegation der DDR einerseits, 
der demagogischen Weißwäsche und Glorifizie¬ 
rung des BRD-Herrschaftssystems andererseits. 
Zweitens die Festigung des berüchtigten „antito¬ 
talitären Konsenses“ der regimetragenden Partei¬ 
en von CSU bis SPD und Bündnisgrünen. 

Die regimekonforme Publizistik nutzt bei der Ver¬ 
breitung ihrer Klischees vor allem die tiefe Wi¬ 
dersprüchlichkeit der Ereignisse von 1953 aus. Sie 
trägt ihr aber nicht Rechnung, sondern negiert sie 
durch eine extrem einseitige Interpretation, eine 
krasse Schwarzweißmalerei. Dies wird ihr dadurch 
außerordentlich erleichtert, dass auch in der Sicht 
der SED und in der DDR-Geschichtsschreibung 


diese Widersprüchlichkeit durch die einseiti¬ 
ge These vom „faschistischen Putsch“ verdrängt 
wurde. 

Dabei hatte die 14. Tagung des ZK der SED 
(21. Juni 1953) noch Ansätze eines realistischen 
Herangehens gezeigt. Sie hatte die bisherige Po¬ 
litik als fehlerhaft charakterisiert und deren nega¬ 
tive Folgen für die Missstimmung von Teilen der 
Bevölkerung der DDR - die sich u.a. in der „Ar¬ 
beitsniederlegung ehrlicher Bauarbeiter“ (Doku¬ 
mente der SED, Bd. IV, Berlin 1954, S. 438) ge¬ 
äußert habe - verantwortlich gemacht, auch die 
Missachtung „berechtigte [r] Forderungen“ (eben¬ 
da, S. 441), die Erbitterung erzeugt habe, einge¬ 
räumt. Jedoch wurde die Ignorierung realer Inte¬ 
ressen großer Teile der Bevölkerung nicht in ihrer 
wirklichen Bedeutung gekennzeichnet, der auto¬ 
ritäre Führungs- und Regierungsstil nicht einmal 
angesprochen. Das 15. Plenum (Ende Juli 1953) 
wiederholte zwar die Anerkennung der began¬ 
genen Fehler, schob sie aber bei der Einschät¬ 
zung der Ursachen der Ereignisse auf den letz¬ 
ten Platz - nach den feindlichen Einwirkungen 
aus dem Westen, der Rolle reaktionärer Kreise 
und rückständiger Bevölkerungsgruppen in der 
DDR sowie ideologischer Verwirrung -, obwohl 
sie doch offenkundig der Anlass der Ereignisse 
gewesen waren und die Voraussetzung dafür, dass 
diese einen Massencharakter annehmen konn¬ 
ten (vgl. ebenda). Durch diese Verdrängung der 
realen Problematik verbaute man sich auch die 
Möglichkeit, aus den Juni-Ereignissen und ihrer 
Vorgeschichte die notwendigen grundsätzlichen 
Schlussfolgerungen für die weitere Entwicklung 
der DDR zu ziehen. 

Am 28. Mai 1953 wurden in der DDR administra- 
tivdie Arbeitsnormen für Industrie und Bauwe¬ 
sen auf der„Grundlage neu eingeführterTech- 
nik, verbesserter Arbeitsorganisation und an¬ 
derer Maßnahmen“ um 10 Prozent angehoben. 
Eine unmittelbare Folge war, dass die Arbeiter 
bereits im Juni entsprechend weniger Lohn er¬ 
hielten. Zusammen mit den Preiserhöhungen 
ergab dies für viele Arbeiter einen spürbaren 
Reallohnverlust. Die verbreitete Kritik an die¬ 
sen Entscheidungen, die den vorhandenen Ver¬ 
druss vertiefte, wurde zunächst missachtet. 

Am 11. Juni wurden die meisten Einschnitte in 
das Lebensniveau - aber nicht die kurz zuvor 
verfügten Normerhöhungen - nach Beratun¬ 
gen mit der sowjetischen Führung wieder zu¬ 
rückgenommen. 

★ 

Der „neue Kurs“ kam jedoch zu spät. Er war 
halbherzig und für viele Arbeiter auch nicht 
nachvollziehbar. Die Ungleichbehandlung 
und die verspätete Reaktion führten zu einer 
Zuspitzung der Situation. Ministerpräsident 
Otto Grotewohl erklärte am 16. Juni 1953 vor 
dem Berliner Parteiaktiv der SED unter ande- 
rem:„Unsere Fehler... sind entstanden aus der 
ehrlichen Absicht heraus, die Entwicklung zur 
schnelleren Hebung der Lebenshaltungfür das 
ganze Volk zu beschleunigen ... es ist uns heu¬ 
te völlig klar, dass nicht eine einzige Stufe im 
Prozess der Höherentwicklung übersprungen 
werden kann ...“. Dies betraf die Einschätzung 
ökonomischer Entwicklungsmöglichkeiten im 
Verhältnis zur Verbesserung der Lebensbedin¬ 
gungen der Menschen. 

★ 

Im Protokoll der 15. Tagung des Zentralkomi¬ 
tees der SED nach dem 17. Juni hieß es in ei¬ 
nem Diskussionsbeitrag u.a.: „In einem sol¬ 
chen Umfang haben wir noch nie die Stimme 
der Massen zu hören bekommen. Wir wissen, 
dass dies nicht immer leicht war oder dass die¬ 
se Stimme keineswegs immer freundlich war. 
Die schändliche Missachtung der Sorgen und 
Nöte der Werktätigen durch viele Partei-, Ge¬ 
werkschafts- und Verwaltungsorgane, die un¬ 
vorstellbaren Mängel in der Arbeitsorganisa¬ 
tion, die schlimmen Auswüchse des Bürokra¬ 
tismus und der Scheu vor Verantwortung, die 
Fallstricke einer sturen Schematisierung, die 
Schönfärberei unserer Presse, die Langweilig¬ 
keit unseres Rundfunks, all dies wurde offen¬ 
bar. Dabei zeigte sich, dass wir vielfach mit den 
besten parteilosen Menschen keinen Kontakt 
hatten und haben, dass wir uns nicht mit ih¬ 
nen berieten“. 

Es ist nicht möglich, hier auf Ursachen, Ablauf, 
Folgen und Lehren der Ereignisse vom Juni 1953 
im einzelnen einzugehen. 

Vorausgeschickt sei aber, dass alle Erklärungsver¬ 
suche, die die 1952/53 sich entwickelnde politische 
und gesellschaftliche Krisensituation in der DDR, 
deren Zuspitzung durch grobe taktische und psy¬ 


chologische Fehler der SED-Führung und der Re¬ 
gierung sowie den verständlichen Protest großer 
Gruppen von Werktätigen ignorieren, ihnen nur 
untergeordnete Bedeutung beimessen oder sie 
politisch-moralisch abwerten, am Kern der Sache 
Vorbeigehen. Sie laufen auf eine Wiederholung 
erwiesenermaßen untauglicher Verdrängungs¬ 
versuche hinaus. Sie fördern nicht die notwendige 
Auseinandersetzung mit bürgerlich-reaktionärer, 
antisozialistischer Geschichtsklitterung, sondern 
behindern und erschweren sie. 

Der „Volksaufstand“ ohne 
Show-Beleuchtung 

Zu den geschichtsklitternden Propagandakli¬ 
schees gehört zuvörderst die Behauptung, es habe 
sich bei den Vorgängen um den 17. Juni 1953 um 
einen „Arbeiteraufstand“ oder gar „Volksauf¬ 
stand“ gehandelt. Dem widerspricht schon allein 
die begrenzte Zahl der Beteiligten. Arbeitsnieder¬ 
legungen und Demonstrationen bzw. Ausschrei¬ 
tungen fanden in 373 Orten (von rd. 10 000, da¬ 
von 215 mit mehr als 10 000 Einwohnern) statt. 
An den Arbeitsniederlegungen beteiligten sich 
496 765 Arbeiter und Angestellte - von 5,5 Mil¬ 
lionen, d.h. etwa 9 Prozent, an den Demonstra¬ 
tionen 417 750 Personen - von über 15 Millionen 
Einwohnern im Alter über 14 Jahren. - Es handelt 
sich hier um die jeweils höchsten Zahlenangaben. 
Zu beachten ist auch, dass in der großen Mehr¬ 
zahl der Betriebe nicht gestreikt wurde, darun¬ 
ter in solchen Großbetrieben wie der Maxhütte 
Unterwellenborn, der Großkokerei Lauchham¬ 
mer, dem Benzinwerk „Otto Grotewohl“ in Böh¬ 
len, dem Edelstahlwerk Döhlen, dem Kunstfaser¬ 
werk „Wilhelm Pieck“ und dem Schott-Werk in 
Jena. Ferner ist zu berücksichtigen, dass in vielen 
Fällen nur Teile von Betriebskomplexen streikten, 
z.B. im Eisenhüttenkombinat Ost die Baubetriebe, 
aber nicht das Hochofenwerk. Schließlich haben 
auch in streikenden Betrieben vielfach nur Teile 
der Belegschaft - oft Minderheiten - am Streik, 
noch weniger an Demonstrationen teilgenommen. 
Von 15 000 Buna-Beschäftigten demonstrierten 
4 000-4 500 nach Merseburg; von der Carbidwerk- 
statt G 32, dem Streikschwerpunkt in Buna, von 
509 Beschäftigten etwa 200. Von den 6 000 Hen- 
nigsdorfer Stahlwerkern streikten und demons¬ 
trierten 2 000, von 5 000 streikenden Bauarbei¬ 
tern im EKO nahmen 1 000 an der Demonstration 
nach Fürstenberg teil. Das gleiche zeigte sich am 
Ausgangspunkt der Streikwelle, der Berliner Sta¬ 
linallee. Von 600 Bauarbeitern des größten Blocks 
40 streikten und demonstrierten 120, von 112 am 
Heizkraftwerk 20. 

Ohne die Arbeitsniederlegungen und Demons¬ 
trationen um den 17. Juni 1953 als gesellschaftli¬ 
ches Krisensymptom und politisches Warnsignal 
zu unterschätzen - sie repräsentieren das Handeln 
gesellschaftlicher Minderheiten, die man nicht in 
eine Mehrheit umdeuten kann. Hier liegt auch ei¬ 
ner der Gründe für den raschen und unvermeidli¬ 
chen Zusammenbruch der Streik- und Demons¬ 
trationsbewegung. 

„Entwicklungshilfe“ aus dem Westen 

Wenn sich auch der politisch-psychologische An¬ 
lass und die Erklärung für den Massencharakter 
der Ereignisse in der innenpolitischen Entwick¬ 
lung der DDR finden, sind sie doch kein inne¬ 
res Problem der DDR, sind sie - vor allem hin¬ 
sichtlich ihres Umfangs und ihrer Form - ohne 


die massive Einmischung des imperialistischen 
Westens, besonders der USA, der BRD und der 
selbsternannten „Frontstadt“ West-Berlin nicht zu 
verstehen. Wie die Bundesregierung den „Tag X“ 
anvisierte und ihn ganz systematisch vorbereitete, 
wurde bereits dargelegt. Diese Bestrebungen ord¬ 
neten sich in das strategische Konzept der USA 
ein, wie es seit 1950 durch die Direktive NSC-68 
(Dokumentenreihe Nr. 68 des Nationalen Sicher¬ 
heitsrates) verbindlich war. Eine ihrer fünf Haupt¬ 
aufgaben lautete: „Verstärkte Maßnahmen auf 
dem Gebiet der wirtschaftlichen, politischen und 
psychologischen Kriegsführung voranzutreiben 
mit dem Ziel, Unruhe und Widerstand in ausge¬ 
wählten strategischen Satellitenstaaten zu schüren 
und zu unterstützen.“ (Zit. nach B. Greiner: Ameri¬ 
kanische Außenpolitik von Truman bis heute, Köln 
1980, S. 285.) Dem diente auch die Arbeit diver¬ 
ser, von US-Dienststellen gesteuerter oder beein¬ 
flusster Spionage-, Sabotage- und Terrororganisa¬ 
tionen, wie der „Kampfgruppe gegen Unmensch¬ 
lichkeit“, der Ostbüros von SPD und CDU, der 
Organisation Gehlen, die 1952/53 verstärkt ihre 
Agentennetze in der DDR auszubauen suchten. 
Am sichtbarsten war in den Junitagen 1953 die 
Einmischung aus dem Westen in Gestalt von 
Zehntausenden Westberlinern, die über die offe¬ 
ne Sektorengrenze nach Ost-Berlin - unter ihnen 
Tausende in funkelnagelneuer Maurer- oder Zim¬ 
mermannskluft, behängt mit fabrikneuem Hand¬ 
werkszeug. US-Offiziere in Uniform, in Fahrzeu¬ 
gen mit US-Kennzeichen erteilten ungeniert ihren 
in Demonstrationszügen mitmarschierenden Ver¬ 
bindungsleuten Anweisungen. Weniger sichtbar, 
aber wirksamer war, dass von westlichen Dienst¬ 
stellen und Organisationen Personen in großer 
Anzahl nicht nur nach Ost-Berlin, sondern auch 
in die Bezirke, vor allem die mitteldeutschen, ge¬ 
schickt wurden, um dort Streiks und Krawalle an¬ 
zuzetteln. Wegen Beteiligung an den Ausschrei¬ 
tungen wurden in Berlin 322 Westberliner und 
vier BRD-Bürger, in den Bezirken 238 Westber¬ 
liner und 42 BRD-Bürger verhaftet (vgl. T. Died- 
rich: Der 17. Juni, S. 183 u. 300). 

Recht bekannt, vor allem bei Zeitzeugen, ist die 
Rolle des in West-Berlin stationierten US-Senders 
RIAS. Er gab die Parolen aus und wirkte damit als 
eine Art Kommandozentrale. Wie das funktionier¬ 
te, erläutert der damalige deutsche Chefredakteur 
des RIAS, Egon Bahr. Bei ihm sei eine Abord¬ 
nung der Streikenden erschienen, worauf „wir mit 
ihnen zusammen ihre Forderungen formulierten, 
fünf oder sechs Punkte aufschrieben und ihnen zu¬ 
sagten, wir würden diese Forderungen des Streik¬ 
komitees senden.“ Und welche „Überraschung“ 
erlebte Egon Bahr? „Überall waren die Forde¬ 
rungen, die wir in meinem Zimmer mit der Streik¬ 
leitung aus der Stalin-Allee formuliert hatten, 
und zwar auch in dieser Reihenfolge, übernom¬ 
men worden ... Der Rias war, ohne es zu wissen 
... zum Katalysator des Aufstandes geworden. 
Ohne den Rias hätte es den Aufstand so nicht ge¬ 
geben.“ (Zit. nach H. Bentzien: Was geschah am 
17. Juni? Vorgeschichte - Verlauf - Hintergründe, 
Berlin 2003) Dem ist nichts hinzuzufügen, abgese¬ 
hen von einer kleinen, aber notwendigen Anmer¬ 
kung: In der ganzen Stalinallee hat es überhaupt 
kein „Streikkomitee“ bzw. eine „Streikleitung“ 
oder etwas ähnliches gegeben. 

Fortsetzung auf Seite 15 
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Zum Tod von Willi Sitte 

Ein herausragender Vertreter des sozialistischen Realismus 


Am vergangenen Samstag starb Willi 
Sitte im Alter von 92 Jahren. Er gehör¬ 
te wie Bernhard Heisig (1925-2011), 
Wolfgang Mattheuer (1927-2004) und 
Werner Tübke (1929-2004) zu den be¬ 
deutendsten Malern der DDR. Er galt 
nicht nur in der DDR als herausragen¬ 
der Vertreter des sozialistischen Rea¬ 
lismus. Spätestens seit der documen- 
ta 6 1977 in Kassel wurde er auch in 
der BRD einem breiten Publikum be¬ 
kannt. Sitte vertrat damals zusammen 
mit Heisig, Mattheuer und Tübke die 
DDR. 

Willi Sitte war bekennender Kommu¬ 
nist. Er war in den Jahren von 1974 bis 
1988 Präsident des Verbandes Bil¬ 
dender Künstler der DDR und von 
1986 und 1989 Mitglied des Zentral¬ 
komitees der SED. -ler 

„ Wenn es demnächst einmal en vogue 
sein wird, ihn als großen Meister des 
Realismus zu würdigen, der sein Werk 
aus dem Geist kämpferischer Humani¬ 


tät und aus dem Schmerz einer wunden 
Vergangenheit und Gegenwart schöpf¬ 
te, werden zahlreiche Lohnschreiher 
in diesen Chor einstimmen. Vielleicht 
auch solche, die sich in sein Vertrau¬ 
en geschlichen hatten, um ihm dann 
mit ihren zurechtgebogenen Erkennt¬ 
nissen in den Rücken zu fallen. Doch 
sie können sicher sein, dass die empö¬ 
rende Leichtfertigkeit nicht vergessen 
wird, mit der gegen ihn vorgegangen 
und über ihn geschrieben wurde.“ 
„Sittes Tod, so bedrückend er ist, öffnet 
deutlicher den Blick auf ein Jahrhun¬ 
dertleben, auf die Dialektik von histori¬ 
schen Ereignissen und Widersprüchen 
auf der einen Seite und der Entwick¬ 
lung seiner Persönlichkeit und seines 
Werks auf der anderen. Aus der Sum¬ 
me seines Lebens erwächst, Stein für 
Stein, ein vielschichtiges, beziehungs¬ 
volles künstlerisch-geistiges Bauwerk. 

Peter Michel , Berlin, Kunstwissen¬ 
schaftler in der 9X jungen welt (( . 



Willi Sitte (28. Februar 1921 - 8. Juni 2013): 
Das Foto wurde 2007 aufgenommen. 


Bücher zum Filmwesen 

Venezuela und Kuba Unterzeichneten Verlagsübereinkunft 


Beim 35. Internationalen Festival des 
Neuen Lateinamerikanischen Films in 
Havanna sollen die ersten Texte ver¬ 
öffentlicht werden: Am 29. Mai ha¬ 
ben Kuba und Venezuela in Havanna 
eine Verlagsübereinkunft unterzeich¬ 
net, mit der die Entwicklung und Ver¬ 
öffentlichung von Buchprojekten ge¬ 
fördert wird, die sich an Filmemacher, 
Kritiker, Journalisten und Studierende 
von Film und audiovisuellen Medien 
wenden. 

Der Vertrag wurde vom Präsidenten 
des venezolanischen Nationalen Au¬ 
tonomen Filmzentrums, Juan Carlos 
Lossada und dem Präsidenten des 
„Kubanischen Instituts für Kunst und 
Kinoindustrie“ (ICAIC), Omar Gon¬ 
zalez, unterschrieben. Im Vertrag wird 
die Bildung von ständigen Beratungs¬ 
gremien zwischen beiden Ländern 
festgelegt, wobei Themen des Ver¬ 
triebs, Produktion und Ausbildung von 
Laien und Professionellen diskutiert 
werden. 


Das ICAIC stellt dem Projekt 75 be¬ 
reits veröffentlichte Fachtitel zur Ver¬ 
fügung mit dem Ziel der Präsentation 
der ersten vier Volumina im Dezem¬ 
ber im Rahmen des 35. Internationa¬ 
len Festivals des Neuen Lateinameri¬ 
kanischen Films in Havanna. Bei der 
Vertragsunterzeichnung kündigte man 
an, dass in der ersten Auswahl die Tex¬ 
te „El eine, decima musa“ (Das Kino, 
die zehnte Muse) des Kubaners Ale- 
jo Carpentier und „El audiovisual y la 
ninez“ (Das Audiovisuelle und die Kin¬ 
der) von Eileen Torres und dem kürz¬ 
lich verstorbenen kubanischen Film¬ 
schaffenden Pablo Ramos ausgewählt 
sind. Ebenso ist die Veröffentlichung 
des Titels „Fotogramas de Fuego“ vor¬ 
gesehen, einer Erinnerung an den Aus¬ 
tausch zwischen lateinamerikanischen 
Dokumentarfilmern des 21. Jahrhun¬ 
derts, der in Ecuador, Venezuela, Ar¬ 
gentinien und Mexiko stattfand. 

Aus: „Cine en Linea“, Nationales Autonomes 
Filmzentrum (Venezuela) 


Ein Dorf im Widerstand 


Theater Lindenhof bringt den Mössinger Generalstreik von 1933 auf die Bühne 



A m 31. Januar 1933, dem ersten 
Tag der Machtübertragung an 
die Faschisten, folgte in dem 
kleinen Dorf Mössingen ein großer 
Teil der Werktätigen dem Aufruf der 
KPD zum Generalstreik. Sie formier¬ 
ten sich zu einem mehrere hundert Per¬ 


sonen starken Protestzug, um mit dem 
Aufruf zum Generalstreik diese Regie¬ 
rung zu bekämpfen und lahmzulegen. 
In den örtlichen Großbetrieben legten 
die Arbeiter die Arbeit nieder. Hand¬ 
werker, Kleinbauern, Arbeiter und Ta¬ 
gelöhner, Arbeitslose, Dorfbewohner 


sowie Gleichgesinnte aus den Nach¬ 
bargemeinden traten dem drohenden 
Unheil entgegen und erhoben ihre 
Stimme gegen Faschismus und Krieg. 
Kommunisten, SPD-Mitglieder und 
andere Demokraten leisteten Mas¬ 
senwiderstand in der ersten Stunde 
der Nazidiktatur. Die UZ berichte¬ 
te ausführlich in ihrer Ausgabe vom 
1. Februar 2013. 

Das Theater Lindenhof hat dieses Ge¬ 
schehen mit dem Stück „Ein Dorf im 
Widerstand“ von Franz Xaver Ott am 
7. Juni im Rahmen der Ruhrfestspie¬ 
le in Recklinghausen auf die Theater¬ 
bühne gebracht. In der Ankündigung 
der Ruhrfestspiele hieß es: 

„80 Jahre nach diesem einmaligen his¬ 
torischen Ereignis nimmt die Auffüh¬ 
rung das Geschehene zum Ausgangs¬ 
punkt, um am konkreten Ereignis und 
aus heutiger Sicht die Mechanismen 
von Widerstand und Protest zu the¬ 
matisieren. Recht auf und Pflicht zum 
zivilen Ungehorsam sind auch in un¬ 
serer heutigen Lebenswelt Fragen von 
Bedeutung. Was geschieht, wenn die 
eigenen Vorstellungen von Ethik mit 
den bestehenden Machtverhältnissen 
kollidieren? Wenn politische Diskus¬ 
sionen entbrennen im privaten Raum, 
in Familien und zwischen Freunden? 
Wenn sie sich als Protest im öffentli¬ 
chen Raum manifestieren? Und wie 
funktioniert das Zusammenspiel von 
Einzelnem und Masse?“ 
Ausgesprochen neugierig ging ich zu 
dieser Veranstaltung in meiner Stadt, 
wo dem Widerstand und der Verfol¬ 
gung der Arbeiterbewegung und der 
Kommunistischen Partei auch nach 
80 Jahren seitens der Stadtoberen 
nach wie vor eine Würdigung verwehrt 
bleibt, u. a. eine Ehrung des vor 80 Jah¬ 
ren ermordeten Reichstagsabgeordne¬ 
ten Albert Funk verweigert wird. Und 
der überragende Anteil von Kommu¬ 
nisten an der Gründung der Ruhrfest¬ 
spiele gleichsam totgeschwiegen wird. 
Wir hatten uns mit einigen Genossin¬ 
nen der DKP vor dem Veranstaltungs¬ 
ort verabredet und verteilten dort vor 
der Aufführung Flugblätter der Partei, 


die über die Hintergründe des Mössin¬ 
ger Generalstreiks informierten, u.a. 
mit einem Abdruck des UZ-Artikels 
vom Februar. Noch nie habe ich ein 
derart großes Interesse an einem Flug¬ 
blatt der DKP erlebt. Es ergaben sich 
zahlreiche Gespräche, u.a. mit And¬ 
rea, einer der Darstellerinnen des Lai¬ 
entheaters. Ihr Vater war der Genosse 
Eugen Aiyen, einer der Organisatoren 
des Mössinger Streiks, später Spanien- 
Kämpfer und bis zu seinem Tod Mit¬ 
glied der DKP. Andrea ist gleichfalls 
neugierig: „Welche Menschen kommen 
denn zu der Aufführung?“ 

Sie ist ausverkauft und ich kenne ja 
nicht alle, ein großer Teil Bildungs¬ 
bürger, aber 15 der Besucher sind Mit¬ 
glieder unserer Partei und auch einige 
Mitglieder der „Linken“ sehe ich. Und 
Andrea erzählt eine Menge darüber, 
wie in ihrer Heimatregion dieser Ge¬ 
neralstreik heute kontrovers disku¬ 
tiert wird - und auch das würde in dem 
Stück dargestellt. 

Bedrückend beginnt das Stück. Lautlos 
laufen schwarz gekleidete Menschen 
auf die Bühne, immer größer wird 
ihre Zahl, drehen Runde um Runde, 
schließlich sind die 100 Akteure kom¬ 
plett und formieren sich zu einer Mas¬ 
se, in Reih und Glied marschierend. 
Dann wird auf der Bühne der aktuel¬ 
le Streit in schönstem Schwäbisch aus- 
gefochten, was für und was gegen das 
Vergessen aus der Sicht der jeweiligen 
Meinungsvertreter spricht. Man muss 
nicht immer wieder alte Wunden auf¬ 
reißen, heißt es u. a. Aber auch: „Wenn 
es überall so gewesen wäre, dann hätten 
50 Millionen Menschen überlebt.“ 
Dieser kommentar- und wertungslos 
gegenübergestellte Austausch der un¬ 
terschiedlichen Positionen wird fort¬ 


gesetzt im historischen Rückblick: Wie 
die Kommunisten und andere Linke, 
die Wankelmütigen („Lass uns nur zwei 
bis drei Monate abwarten, dann hat der 
Hitler abgewirtschaftet“) und auch die 
schwarz-braunen Reaktionäre auf die 


Im September gibt es weite¬ 
re Aufführungen des Stückes. 
Der Kartenvorverkauf für diese 
Vorstellungen (am 12., 13., 14., 
15., 19., 20. und 21. September) 
beginnt am 25. Juni! 

Informationen dazu: 

Theater Lindenhof Melchingen 
Unter den Linden 18 
72393 Burladingen-Melchin- 
gen 

www.theater-lindenhof.de 

Machtübertragung und den folgenden 
Aufruf der KPD reagierten. Lediglich 
die Kraft der Argumente zählt, bewer¬ 
ten muss der Zuschauer selbst. „Unse¬ 
re“ Argumente sind stark. Sie werden 
mit Auszügen aus dem „Manifest der 
Kommunistischen Partei“ und anderen 
Originalzitaten vorgetragen. 

Die Darstellung überzeugt. Spannend 
wird die Entwicklung des Streiks in 
Mössingen dargestellt. Bedrückend 
die folgenden Verhaftungs- und Ver¬ 
hörszenen. 

Nach dem Theater verhilft uns der laue 
Sommerabend noch zu stundenlangen 
Diskussionen mit Besuchern und Dar¬ 
stellern. Den Laiendarstellern wird aus 
vollem Herzen gratuliert. Aber die De¬ 
batte geht nicht nur in die Geschichte. 
Diskutiert wird die Pflicht zum Wider¬ 
stand gegen die Politik der Herrschen¬ 
den, den Terror der Staatsmacht am 
Blockupy-Wochenende in Frankfurt 
und über die Wut der Opel-Kollegen 
in Bochum. 

Und anscheinend haben auch ande¬ 
re Besucher etwas gelernt: In der fol¬ 


genden Rezension unserer Lokalzei¬ 
tung spricht der Theaterkritiker von 
der „Machtübergabe“ an Hitler. Üb¬ 
licherweise redet die Zeitung von der 
„Machtergreifung“. 

Werner Sarbok 
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20. Jahrhundert 
begreifen 


Domenico Losurdo: 

Das 20 a Jahrhundert begreifen 

Dass die Qktobewrtildlion zu (len Gnjndubeln des 20, Jahrhun¬ 
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Jörg Roesler: 

Geschichte der DDR 

Basis wissen Politik/Geschichte JÖkewiitce 

Jenseits der übfidh gewordenen Horraszenorien kßrtJärg Roester 
auf Liter die GesdäcNe des kleineren deutschen Staats als * Mos¬ 
kaus mgeliebLem Kind« und Alternative zum mächtigeren kapita¬ 
listischen Deutschland, dem es geopfert wurde, als es als Vorpo 
sler im Kalten Krieg rieht mehr gefragt war. 
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Friedrich Wolff: 

Ein Leben - Vier Mal Deutschland 
Erinnerungen: Weimar, NS-Zeit, DDR, BRD 

Friedrich Wofff sdrfctertsein Leben in der Weimarer Republik, 
der Nazizeit der DDR und der BR D Rechtsanwalt seil 1953. 
agierte er in der ODR in staik beachteten politischen Prozessen. 
Nach 1989EQ vertrat er Spitzenpolitiker der DDR wie Eiicli 
Honecker, Hermann Axen u«d Hans Modrow vor Gericht 
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Mali: Endspurt für freedom & democracy 

Mit der Überreichung des UNESCO-Preises Felix Houphouet-Boigny „für Frieden“ scheint das imperiale Image von Präsident Hollande perfekt 


„Vor der Intervention in Mali hatte er 
ein Statut, von nun an hat er eine Sta¬ 
tur“ schreibt die Tageszeitung „Nouvel 
Observateur“ am 7. Februar 2013. Nach 
dem „schönsten Tag seines Lebens“, als 
er seinen Fuß in Malis Hauptstadt Ba¬ 
mako setzte, kostete er den Triumph 
im Kreise seiner Verbündeten aus: 
Die Diktatoren von Burkina Faso und 
Tschad, Blaise Compaore und Isdriss 
Deby Itno, und die mit französischer 
Hilfe ins Amt geputschten Präsiden¬ 
ten der Elfenbeinküste und Maureta¬ 
niens, Alassane Ouattane und Moha- 
med Ould Abdel Aziz. 

Hollande steht nun in einer Reihe mit 
Obama (Nobelpreis für Frieden 2009) 
und der gesamten Europäischen Uni¬ 
on (Nobelpreis für Frieden 2012) - ein 
Friedenspreisträger als Oberbefehlsha¬ 
ber einer massiven Militärintervention 
mit Besatzungsabsichten, eine unbe¬ 
kannte Bilanz an Opfern und Gefan¬ 
genen und mit äußerst bedenklichen 
Auswirkungen auf die ganze Region. 
Der konservative Abgeordnete Chris¬ 
tophe Guilloteau (UMP-Opposition), 
Mitglied der Verteidigungskommission 
und Berichterstatter der französischen 
Intervention in Mali (Operation „Ser¬ 
val“), freute sich im Interview mit Ra¬ 
dio France Inter, dass „wir eine Mili¬ 
tärmacht ersten Ranges sind. Die ande¬ 
ren Länder sind unfähig gewesen, einen 
Kraftaufwand und Kampfhandlungen 
wie „Serval“ zu leisten“. Der Kriegs¬ 
einsatz wurde jüngst verlängert. Beide 
Kammern, die Nationalversammlung 
und der Senat stimmten unisono für 
diese Verlängerung. Die Kommunisti¬ 
sche Partei Frankreichs (PCF) enthielt 
sich der Stimme. 

Rekolonialisierung 

Der proletarische Internationalismus 
ist gefordert. Die Weltöffentlichkeit 
muss über die Machenschaften des 
französischen Imperialismus aufgeklärt 
werden. Einige wichtige Beiträge dazu 
leisteten z.B. der Senegalese Demba 
Moussa Dembele, Vize-Präsident des 
internationalen Netzwerks Frantz Fa- 
non, der in der kommunistischen Ta¬ 
geszeitung VHumanite schrieb, dass der 
französische Staat „unter dem Deck¬ 


mantel des Antiterror-Kampfes [...] 
eine Offensive zur Rekolonisierung 
von Mali“ führt. Weitere Beiträge ka¬ 
men etwa von Mohamed Hassan in der 
belgischen Zeitschrift Etudes marxistes 
in seinem Aufsatz „Ursachen und Kon¬ 
sequenzen des Kriegs in Mali“ und von 
US-Journalist F. William Engdahl mit 
„Mali und die Agenda von AFRICOM 
für Afrika: sie zielt auf China“ bei vol- 
tairenet.org. 

Es ist kein Zufall, dass der Weltgipfel 
der think-tanks am 17.-19. Juni in Paris 
zusammenkommt. Das un¬ 
ternehmernahe „Institut des 
entreprises“ und die Tages¬ 
zeitung „Le Monde“ laden 
ins ethnographische Mu¬ 
seum am Quai Branly ein. 
Wirtschafts- und Finanzmi¬ 
nister Pierre Moscovici, der 
bis 2012 selbst dem mächti¬ 
gen „cercle de 1‘industrie“ 

Vorstand, eröffnet mit Ma¬ 
rio Monti eine Tagung zum 
Thema: „Das Unternehmen, 
das die Welt umformt. Sich 
den Herausforderungen des 
XXL Jahrhunderts stellen“. 

Das größte französische For¬ 
schungszentrum für Außen¬ 
politik, das Institut Ifri geht 
diskret zur Sache: Es lädt am 
11. Juni ihre Mitglieder und 
Förderer exklusiv in den 
Hauptsitz der Bank Credit 
Mutuel zu einem zweistün¬ 
digen „dejeuner debat“ ein, 

Thema ist: „Mali: Welche Bi¬ 
lanz der französischen Intervention? 
Welche Rekonstruktion?“ 

Dabei ist der heiße Krieg noch nicht 
zu Ende. Hollande lässt im Nachbar¬ 
land Burkina Faso seinen Freund Blai¬ 
se Compaore, dem dortigen Staatsprä¬ 
sidenten und Vorsitzenden der West¬ 
afrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft 
CEDEAO, vermitteln: zwischen den 
„dem französischen Staat nützlichen 
Islamisten“ (MNLA, HCA) und den an 
die Macht geputschten Interims-Präsi¬ 
denten Malis, Dioncounda Traore. Die 
Tuareg-Bewegung MNLA erwartet von 
ihrem Geburtshelfer Frankreich neuer¬ 
dings die Unabhängigkeit - sprich: Ab¬ 


spaltung von Mali. Hollande jedoch hat 
sich für die Erhaltung der Integrität 
Malis verbürgt. Der für die Dauer der 
Verhandlungen ausgehandelte Waffen¬ 
stillstand erweist sich als sehr brüchig. 
Inwieweit der Konflikt, auch wenn die 
12 600 Mann starke UN-Truppe „Mi- 
nusma“ am 1. Juli eingetroffen ist, ge¬ 
löst werden kann, bleibt offen. 

Malis desaströser Zustand 

Innerhalb eines Jahres sind fast eine 
halbe Million Menschen aus dem Nor¬ 


den Malis vor dem Krieg geflohen: zu¬ 
erst vor den Tuareg, die ihren Staat 
AZAWAD ausrufen wollten, danach 
vor den Dschihadisten, die wiederum 
die Tuareg bekämpften und zuletzt vor 
Übergriffen der Soldaten Malis und 
Frankreichs. Nach Schätzungen des 
Flüchtlingshilfswerks der Vereinten 
Nationen UNHCR leben etwa 75 000 
im westlichen Nachbarland Maureta¬ 
nien, je 50 000 im östlichen Niger und 
im südlichen Burkina Faso, aber über 
300 000 fristen sich selbst überlassen 
im Süden Malis ihr Leben. An Rück¬ 
kehr ist frühestens Ende des Jahres zu 
denken, da im Gefolge der für Juli an¬ 


gesetzten Präsidentschaftswahlen mit 
Unruhen gerechnet wird. 

Auf staatliche Unterstützung kann 
niemand hoffen, auch die nicht, die 
bislang von Kriegsterror verschont 
blieben. Durch die über 30 Jahre dau¬ 
ernde Austeritätskur, die die Welt¬ 
bank und der Weltwährungsfonds 
dem Land verschrieben haben (zum 
Vergleich: Griechenland „erfreut sich“ 
dieser Kur erst 3 Jahre) sind selbst 
staatliche Kernfunktionen wie Inne¬ 
re Sicherheit, Wohlfahrt, Rechtstaat¬ 
lichkeit und Außen¬ 
kompetenz außer Kraft 
gesetzt bzw. gespart 
worden. Laut Soumai- 
la Cisse, 1993-2002 Fi¬ 
nanz- und Wirtschafts¬ 
minister Malis, habe 
während der Jahre sei¬ 
nes Ministeramts das 
Budget, das die Sou¬ 
veränität des Staats 
gewährleistet (Armee, 
Polizei und Justiz, Au¬ 
ßenbeziehung) kaum 
3 % des Budgets ausge¬ 
macht. Unter solchen 
Konditionen versteht 
sich der desaströse Zu¬ 
stand Malis. 

Dem soll ein im April 
veröffentlichter „Plan 
für die dauerhafte An¬ 
kurbelung Malis für die 
Jahre 2013-2014“ ab¬ 
helfen, den die Über¬ 
gangsregierung als Ba¬ 
sis für eine internationale Kredit-Ge¬ 
berkonferenz aufs teilte. Das anvisierte 
Budget von 750 Millionen Euro, zur 
Hälfte mit Krediten zu finanzieren, 
spricht eine klare Sprache: 31 Prozent 
fürs Militär, 31 Prozent für den Staats¬ 
apparat, die Hälfte davon für die im 
nächsten Monat vorgesehenen Wah¬ 
len und den gleichen Betrag zur An¬ 
kurbelung der Privatwirtschaft. Aber 
nur 1 Prozent für humanitäre Zwecke 
(Flüchtlinge, Kriegsopfer) und 8 Pro¬ 
zent für die Bildung. Die von der Eu¬ 
ropäischen Union und Frankreich am 
15. Mai in Brüssel organisierte inter¬ 
nationale Konferenz „Gemeinsam für 


ein neues Mali“ mobilisierte 3,25 Mil¬ 
liarden Euro. 

Uneingeschränkter Zugriff 
für das französische Kapital 

Der oben dargestellte Plan macht 
deutlich, welche Interessen das fran¬ 
zösische Kapital in Mali verfolgt: Mali 
ist ein an Bodenschätzen reiches Land 
mit großen Ölreserven, das durch die 
Weltbank und den Weltwährungsfonds 
und seine willfährigen Politiker zur 
Subsistenzwirtschaft gedrückt wurde. 
Der letzte Präsident Amadou Touma- 
ni Toure hatte mit der Prospektion der 
Bodenschätze und Landvermessun¬ 
gen begonnen, bevor er 2012 aus dem 
Amt geputscht wurde. Es bedarf keiner 
Spekulation, dass jetzt, nach vollzoge¬ 
ner Militärintervention, die französi¬ 
schen Monopole - wie zuletzt in Cöte 
dTvoire der Ölgigant Total - auf die Fi¬ 
letstücke Malis Zugriff zur Ausbeutung 
bekommen. 

Zur Sicherung der französischen In¬ 
teressen - offiziell Sicherung der Sta¬ 
bilität des Landes, „gegen den Terro¬ 
rismus“ - wird eine Militärbasis mit 
1000 bis 1500 Mann Besatzung dauer¬ 
haft errichtet. Das französische Kapital 
demonstriert damit seine Stärke. Die 
Intervention nimmt offensichtlich die 
Ausmaße einer Rekolonisierung an - 
nicht nur von Mali sondern von gesamt 
West-Afrika. 

Um internationalen Protest gering zu 
halten, versucht das französische Ka¬ 
pital den per Putsch 2012 ins Amt ge¬ 
hievten Präsidenten Dionkounda Tra¬ 
ore den Nimbus der „Legitimität“ zu 
verleihen. Zu diesem Zweck sollen am 
28. Juli Wahlen stattfinden, 

• obwohl die Region Kidal noch nicht 
wieder ins Staatsgebiet integriert ist, 

• obwohl im Norden (um Timbouktou 
und Gao) noch bewaffnete Gruppen 
umherstreifen, 

• obwohl die Wählerlisten nicht stim¬ 
men, da tausende Flüchtlinge noch 
nicht wieder zu Hause sind, 

• obwohl ein demokratischer Wahl¬ 
kampf auch wegen des Ausnahme¬ 
zustands bis zum Vorabend der Wahl 
nicht möglich ist. 

Georges Hallermayer 



Aus der gemeinsamen Erklärung PCB - PCRCI - PCRV zur Lage der Unterregion Westafrika und in Mali 


(...) Derfranzösische Imperialismus un¬ 
ter der Führung von Francois Hollande 
hat am Freitag, dem n. Januar 2013, 
einen neokolonialen Angriffskrieg in 
Mali ausgelöst mit der Unterstützung 
anderer imperialistischer Kräfte wie 
der Europäischen Union und den USA. 
Die Regierungen der Mitgliedsländer 
der CEDEAO leisten der bewaffneten 
Intervention Schützenhilfe mit der 
Entsendung von Truppen als Hilfskräf¬ 
te der französischen Armee. 

Die Vorwände, die vom französischen 
Imperialismus angeführt werden, um 
diesen reaktionären Krieg zu legitimie¬ 
ren und zu begründen, sind unter an¬ 
derem: 

- um in aller Dringlichkeit den Vor¬ 
marsch der terroristischen Djihadisten 
gegen den Süden von Mali und gegen 
Bamako aufzuhalten 

- um den Norden von Mali zu befreien 
und die territoriale Integrität des Lan¬ 
des wiederherzustellen, 

- um die Destabilisierung der westafri¬ 
kanischen Länder zu verhindern. 

In Wirklichkeit, wie unsere drei Partei¬ 
en in unserer gemeinsamen Erklärung 
vom 10. Dezember 2012 unterstrichen, 
sind die wahren Gründe dieses reakti¬ 
onären neokolonialen Krieges: 

- politisch, geostrategisch und mili¬ 
tärisch im Zusammenhang mit dem 
Kampf um die Neuaufteilung der Welt 
und des afrikanischen Kontinents 

- wirtschaftlich (Zugang zum Petrole¬ 
um des Golfs von Guinea, zu Uranium 
in Niger und zu Edelmetallen, wovon 
die Unterregion im Überfluss besitzt, 
zu Sonnenenergie, Kakao, Kaffee etc.) 
-Der Kampf der angelsächsischen (USA, 
Großbritannien) und französischen Im¬ 
perialisten, um dem Eindringen neuer 


Akteure wie China, Indien, Brasilien u.a. 
in der Unterregion zu begegnen 
- Der Wille der imperialistischen Kräfte, 
alle Arten von Protest der in die Mise¬ 
re getriebenen Volksmassen, die unter 
dem Mangel an politischer Freiheit lei¬ 
den, wie auch unter der Unterdrückung 
durch korrumpierte Mächte, die jede 
aufständische revolutionäre Bewe¬ 
gung zermalmen zu wollen. 

Derfranzösische Imperialismus hatte 
diese Aggression in Mali in Wirklich¬ 
keit geplant und minutiös vorbereitet 
durch eine Folge von Handlungen, in 
der Hauptsache die folgenden: 

1. Hilfe an die korrupten Regimes von 
Konare und von Amadou Toure bei der 
Zerstörung der malischen Armee. 

2. Die Organisierung des Embargos 
über Mali überden Umweg der proim¬ 
perialistischen Staaten der UEMOA 
nach dem Staatsstreich im März 2012 
und nicht zuletzt die Blockierung der 
mit malischem Geld bezahlten Waffen 
in den Nachbarhäfen von Guinea, der 
Elfenbeinküste und von Senegal. 

3. Schließlich durch die methodische 
Organisierung der Teilung des Landes 
durch das Zwischenschalten eines fran¬ 
zösischen Wesens: MNLA. 

(...) Die politischen und militärischen 
Ziele wurden durch den französischen 
Imperialismus einseitig festgelegt 
ohne Rücksicht auf die Lakaien der 
CEDEAO, der Afrikanischen Union und 
auf jene, die in Bamako an der Macht 
sind, ungeachtet der Interessen und 
dem Streben des malischen Volkes. 
Die Informationen über den Verlauf des 
Krieges an den Fronten werden von den 
französischen Imperialisten monopoli¬ 
siert, die sie nach ihrem Belieben ma¬ 
nipulieren. Die Journalisten sind vom 


Schlachtfeld weit entfernt. Das abge¬ 
kartete Spiel zwischen dem französi¬ 
schen Imperialismus und dem MNLA 
heute in Kidal, was zu betreten selbst 
der malischen Armee aufgrund der Ent¬ 
scheidung der französischen Armee 
verboten ist, deckt klar die Falschheit 
der Erklärung von Francois Hollande 
auf, die territoriale Integrität von Mali 
wiederherstellen zu wollen. So hat die 
französische Besatzungsarmee be¬ 
schlossen,die Operationen gemeinsam 
mit den Truppen des MNLA zu führen, 
seiner Kreatur, Urheberin der Aggres¬ 
sion, die den Djihadisten (AOMI,Ansar 
Dine, MUJAO, Boko Haram) erlaubte, 
sich in Nord-Mali einzurichten. 
Derfranzösische Imperialismus hat mi¬ 
litärisch in Mali eingegriffen, um einen 
reaktionären Plan zu verwirklichen, den 
er seit den 1950er Jahren mit dem Pro¬ 
jekt der OCRS (Gemeinsame Organisa¬ 
tion der Sahara-Anrainerstaaten) aus¬ 
gearbeitet hat, um die Völker von Mali 
von denen der anderen Länder der Sa- 
helzone (Algerien, Niger, Mauretanien, 
Burkina-Faso) zu trennen, um sich am 
immensen Reichtum dieser Zone zu ver¬ 
greifen. 

(....) Die Sicherheit der Völker der Mit¬ 
gliedsstaaten von CEDEAO und der AU 
ist doppelt bedroht: Auf der einen Sei¬ 
te durch den französischen Imperialis¬ 
mus und seiner Alliierten, die die Frei¬ 
heit stark einschränkende Maßnah¬ 
men ergreifen, um die Völker mundtot 
zu machen und jede Form von Protest 
und alle Formen von aufständischen 
Volksbewegungen zu ersticken (Erklä¬ 
rung des Ausnahmezustands, Einrich¬ 
tung und Einsatz von speziellen Ge¬ 
heimdiensten etc.), auf der anderen 
Seite durch die terroristischen Djiha- 
disten-Gruppen, die den Krieg in alle 


Länder zu tragen drohen, die Truppen 
nach Mali entsandt haben, um sie zu 
bekämpfen (Organisation von terroris¬ 
tischen Attentaten gegen verschiedene 
Ziele etc.). 

(...) Die Inkonsequenz und der Zynis¬ 
mus des französischen Imperialismus 
und der angelsächsischen Imperialis¬ 
ten (USA, Großbritannien) sind offen¬ 
kundig: Sie, die vorgeben, die Djihadis¬ 
ten in Mali zu bekämpfen, sind mit den 
terroristischen Djihadisten verbunden, 
die in Libyen bewaffnet und finanziert 
wurden, um Ghaddafi zu stürzen und 
in Syrien versuchen Bachar el Assad zu 
stürzen mit der Unterstützung obsku¬ 
rer islamistischer Kräfte aus Saudi-Ara¬ 
bien und Oatar (die wiederum die Dji¬ 
hadisten finanzieren und bewaffnen, 
die in Mali operieren). 

In Anbetracht dessen erklären unsere 
drei Parteien (...) dass der vom franzö¬ 
sischen Imperialismus in Mali entfach¬ 
te und dirigierte Krieg ein Angriffskrieg 
ist wie jene, die in Cöte d'lvoire und in 
Libyen 2011 geführt wurden, und im 
Wesentlichen darauf hinzielt, einen re¬ 
aktionären Plan der imperialistischen 
Mächte und ihrer Verbündeten in der 
Unterregion zu realisieren, ihre Vor¬ 
herrschaft zu erhalten und zu verstär¬ 
ken und sich die immensen Ressourcen 
anzueignen. 

Es ist aus diesen Gründen, dass wir, 
PCB, PCRCI und PCRV, Unterzeichner 
der vorliegenden Erklärung, 

1. diesen ungerechten Krieg verdam¬ 
men, der gegen die Souveränität des 
malischen Volkes und seine legitimen 
Interessen geführt wird.2. erklären, 
dass dieser Krieg nicht nur gegen das 
Volk von Mali gerichtet ist, sondern ge¬ 
gen die Gesamtheit der Länder und Völ¬ 
ker der westafrikanischen Unterregion. 


3. konsequenterweise die Anwesenheit 
derfremden imperialistischen Aggres¬ 
sionstruppen (französische, amerika¬ 
nische, englische etc.) in Mali und in 
den anderen Ländern Westafrikas an¬ 
prangern, einschließlich jener der Mit¬ 
gliedsstaaten von CEDEAO und der 
Afrikanischen Union und deren sofor¬ 
tigen Abzug verlangen. 

4. folglich fordern, die Truppen aus Be¬ 
nin, Cöte d'lvoire und Burkina Faso von 
dem Territorium von Mali abzuziehen, 
und bezichtigen die Regierungen die¬ 
ser Länder als verantwortlich für alle 
Schäden, die ihr nach Mali entsandtes 
Militär erlitt. 

5. das Proletariat und die Völker von 
Mali in der schwierigen Lage unterstüt¬ 
zen, die sie durchleben, und sind über¬ 
zeugt, dass sie untereinander wissen, 
die geeigneten Organisationsformen 
zu finden für ein freudestrahlendes Le¬ 
ben für alle Nationalitäten Malis ohne 
Ausnahme. 

6. das Proletariat aufrufen, die Völker, 
die demokratischen und revolutionä¬ 
ren Kräfte Afrikas und der Welt, damit 
sie gegen die Militärintervention ihrer 
Länder in Mali wie überall in Afrika op¬ 
ponieren. 

7. feierlich erklären, dass alle politi¬ 
schen Fragen, welcher Natur sie auch 
seien, zuallererst der Souveränität des 
Volkes der betroffenen Länder überlas¬ 
sen bleibt, und dass ausländische In¬ 
terventionen aus Erfahrung noch nie 
irgendein Problem im Interesse der Völ¬ 
ker gelöst haben. 

Verfasst in Cotonou am 8. März 2013 
Parti Communiste du Benin (PCB), Parti 
Communiste Revolutionnaire de Cöte 
d'lvoire (PCRCI), Parti Communiste Re¬ 
volutionnaire Voltaique (PCRV-Burkina 
Faso) 
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„Es sind 


Ein Interview von Andre Scheer mit 
Laura Labahino, Tochter von Ramön. 

Andre Scheer: Wie lebt man in Kuba als 
Tochter eines Nationalhelden? 

Laura Labanino: Ich habe mich nie als 
etwas besonderes oder von den ande¬ 
ren ausgeschlossen oder diskriminiert 
gefühlt. Ich studiere internationale 
Beziehungen, und von meinen Kom¬ 
militonen im Hörsaal oder auch in der 
FEU, im Studentenverband, erlebe ich 
viel Herzlichkeit. Das war auch schon 
in der Schule so. Ich habe mit meinen 
Altersgenossen immer gute Beziehun¬ 
gen gehabt, und das nicht nur als Stu¬ 
dienkolleginnen. Ich werde natürlich 
immer wieder gefragt, wie es meinem 
Vater geht. 

Vor einiger Zeit habe ich einmal mit 
ihm telefoniert. Er rief mich gerade 
an, als ich mit meinen Kommilitonin- 
nen zusammen gelernt habe, und sie 
haben sich über den Anruf gefreut, als 
wäre es ihr eigener Vater gewesen. Sie 
fühlen sich ihm sehr nahe, und das hat 
mir das öffentliche Leben, das ich in ge¬ 
wisser Weise führe und manche Din¬ 
ge kompliziert macht, sehr erleichtert. 
Zum Glück haben wir in Kuba keine 
Paparazzi, keine von diesen Reportern, 
die in den Bäumen über einem hängen, 
um das peinlichste, übelste, kleine De¬ 
tail über einen herauszufinden. 

Andre Scheer: Du studierst internatio¬ 
nale Beziehungen. Was ist das genau? 

Laura Labahino: Das Studium umfasst 
die politischen und ökonomischen in¬ 
ternationalen Beziehungen. Ich befas¬ 
se mich zum Beispiel mit dem Marxis¬ 
mus, dem Keynesianismus, aber auch 
den neoliberalen Lehrsätzen. Das hilft 
mir sehr, meine Erlebnisse, wenn wir 
Angehörigen ins Ausland reisen, um 
den Fall der fünf bekanntzumachen, 
zu verstehen und einzuordnen. Gerar- 
do und Fernando haben an derselben 
Fakultät studiert wie ich, darauf sind 
wir alle dort stolz. 

Andre Scheer: Wie läuft ein Studium in 
Kuba ab? Wenn man hiesigen Medien 
glauben würde, sitzt ihr den ganzen Tag 
im Hörsaal, lest die neuesten Reden von 
Fidel und Raul Castro und wiederholt 
die dann ... 

Laura Labahino: Nein, ganz bestimmt 
nicht. Vor allem meine Professorin für 
politische Ökonomie ist sehr kritisch. 
Ein Student, der es wagt, bei dieser Pro¬ 
fessorin eine Arbeit abzugeben, die sich 
nur auf marxistische Literatur stützt 
oder nur neoliberale Thesen enthält 
oder sonst nur eine einzelne Richtung 
behandelt, kommt damit nicht durch. 
Ich arbeite gerade zum Thema Imperi¬ 
alismus, und dazu gibt es eine unüber¬ 
schaubare Bibliographie. Wir müssen 
in der Lage sein, mit den marxistischen 
Instrumenten den Charakter des Ka¬ 
pitalismus zu beschreiben und mit den 
neoliberalen Begrifflichkeiten über die 
Wohltaten des heutigen Kapitalismus 
und Imperialismus zu sprechen, um 
dann daraus folgend unsere Analyse 
zu entwickeln und vorzustellen. Das 
hilft mir selbst sehr, um zum Beispiel 
die Diskussion um die vom Parteitag 
beschlossenen politischen Grundlinien 
zu verstehen. Wenn in Kuba alles gut 
wäre, wäre es nicht notwendig gewesen, 
bestimmte Dinge anzupassen, einiges 
zu flexibilisieren. Es ist Teil meines 
Studiums, zu erkennen, wie die Dinge 
bei uns zu Hause stehen. Und ich habe 
erkannt, dass der Sozialismus sehr gut 
ist, dass wir den Sozialismus behalten 
wollen, aber dass wir bestimmte Din¬ 
ge verbessern müssen. Deshalb verbes¬ 
sern wir alles, was wir verbessern müs¬ 
sen, ohne dabei den Sozialismus oder 
die vielen Errungenschaften der letzten 
50 Jahre aufzugeben. 

Andre Scheer: Welchen Zugang zu 
Quellen habt ihr? 

Laura Labahino: Wir haben in der Fa¬ 
kultät Internetzugang. Alle Hochschu- 


schon 15 Jahre. Das ist einfach zu viel 
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Laura Labahino,Tochter von Ramön 

len haben ihre Computerpools, die im¬ 
mer voller Studenten sind. Wir sind 120 
Studenten und haben 30 bis 40 Com¬ 
puter zur Verfügung. Alle Welt ist stän¬ 
dig dabei, Informationen zu suchen, sei 
es die letzte Rede von Angela Merkel 
oder auch die Reflexionen von Fidel. 
Wir untersuchen zum Beispiel: Was hat 
Obama zu einem bestimmten Thema 
gesagt, was ist die Position der Afrika¬ 
nischen Union zu diesem Thema. Die 
Ergebnisse der Studenten sind dann oft 
sehr unterschiedlich und oft auch sehr 
kritisch. Aber das hilft uns dabei, uns 
für alle Varianten zu öffnen und alle 
Meinungen einzubeziehen. Und es hilft 
natürlich auch dabei, den Sozialismus 
und die Revolution zu perfektionieren. 

Andre Scheer: Ist das Erlernen einer 
anderen Sprache obligatorisch? 

Laura Labahino: Ich bin gerade im letz¬ 
ten von vier Semestern Englisch, dann 
folgen vier Semester Französisch, und 
wenn ich das abgeschlossen habe muss 
ich noch zwei Semester in einer Spra¬ 
che belegen, die ich auswählen kann: 
Russisch, Deutsch, Italienisch,... 

Andre Scheer: Wie gelingt es dir und 
deiner Familie, Kontakt zu deinem Va¬ 
ter zu halten? 

Laura Labahino: Zum einen gibt es die 
Möglichkeit E-Mails zu schicken. Der 
einzige der Fünf, dem sie die Benut¬ 
zung eines Computers wegen der an¬ 
geblich damit verbundenen Gefahren 
verweigern, ist Fernando. Mein Vater 
hat Zugang zu einem Computer, und 
wir dürfen zwei bis drei E-Mails am 
Tag austauschen. Das ist derzeit der 
einfachste Weg. Per Telefon ist es et¬ 
was schwieriger, weil er das Geld für 
die Gespräche haben muss. Dazu arbei¬ 
tet er im Gefängnis, um die Gebühren 
für das Telefon und für die E-Mails be¬ 
zahlen zu können. Wenn er es bezahlen 
kann, darf er im Monat 300 Minuten 
telefonieren, aber am Tag nur 15 Mi¬ 
nuten. 

Das beste ist natürlich ihn direkt zu be¬ 
suchen. Unter Obama ist das etwas ein¬ 
facher geworden. Wir dürfen ihn nun 
zweimal im Jahr besuchen. Unter Bush 
war nur ein Besuch im Jahr zugelassen, 
zudem mussten wir zwei Jahre auf ein 
Visum für die USA warten. 

Diese Besuche finden immer unter sehr 
komplizierten Bedingungen statt. Die 
Tatsache, nach dem komplizierten Pro¬ 
cedere ein Visum für die USA zu ha¬ 
ben, bedeutet noch nicht, ihn auch tat¬ 
sächlich besuchen zu können. So kann 
es passieren, dass du an der Grenzkon¬ 
trolle aufgehalten wirst, bis du deinen 
Anschlussflug verpasst hast - und wenn 
dann der Besuchstermin am nächsten 


Tag ist, kannst du ihn nicht wahrneh¬ 
men. Oder es gibt Probleme im Ge¬ 
fängnis, vielleicht eine Unruhe unter 
den Gefangenen. Auch wenn das nichts 
mit meinem Vater zu tun hat, lassen sie 
uns dann nicht zu ihm. Oder es herr¬ 
schen ungünstige Wetterbedingungen 
und sie ordnen deshalb an, dass kein 
Gefangener seine Zelle verlassen darf 
und auch keine Angehörigen das Ge¬ 
fängnis betreten dürfen. 

Das sind die wichtigsten drei Wege für 
uns, mit ihm in Kontakt zu bleiben. Ich 
habe die Briefe nicht erwähnt. Er ist 
jetzt zum Beispiel in ein neues Ge¬ 
fängnis verlegt worden, und dort wird 
die Korrespondenz sehr lange in der 
Kontrolle aufgehalten. Nur sehr we¬ 
nige Schreiben kommen an, und die, 
die ankommen, sind zerstört. Wenn du 
Ramön einen Brief mit Fotos schickst, 
geben sie ihm nur den Brief und behal¬ 
ten die Fotos ein, oder sie geben ihm 
nur ein Bild und die anderen nicht. 
Wenn es sich um Solidaritätsschreiben 
handelt, erreichen sie ihn oft gar nicht. 
Die Briefe werden an die Menschen, 
die ihre Solidarität ausdrücken, zurück¬ 
geschickt, weil sie nach Ansicht der Be¬ 
hörden zu viele politische Statements 
enthalten. Dazu reichen schon einfache 
Solidaritätsbekundungen. Was ist denn 
dabei, wenn ein alter Mann aus Kuba 
Ramön einen Brief schreibt, um ihm 
mitzuteilen, dass er ihn sehr liebt, ihn 
als einen Sohn ansieht und vielleicht 
noch Fotos von seinen Enkeln beilegt, 
damit Ramön sie kennenlernt. Was soll 
daran gefährlich sein, und was für poli¬ 
tische Botschaften sollen das sein, die 
über die herzliche Verbundenheit eines 
Menschen hinausgehen? Und doch las¬ 
sen sie solche Briefe nicht ins Gefäng¬ 
nis hinein. 

Die Behörden wollen auch nicht, dass 
andere Gefangene sehen, wie viel Post 
Ramön Luis Medina - wie sie ihn im 
Gefängnis nennen - erhält, während 
andere Inhaftierte nichts bekommen. 

Andre Scheer: Aber E-Mails sind zu¬ 
gelassen? 

Laura Labanino: Ja, aber den E-Mails 
dürfen keine Anhänge, keine Bilder 
beigefügt werden. Sie dürfen nur Text 
mit einer Höchstlänge von 350 Zeichen 
haben - man kann also praktisch nur 
ein Telegramm schreiben. Die Behör¬ 
den lesen den Text und leiten ihn wei¬ 
ter in das Postfach des Gefangenen. 
Ramön sitzt aber in einem Gefängnis 
mit sehr wenigen Latinos, und die dort 
arbeitenden Wächter verstehen kein 
Spanisch. Das macht die Überprüfung 
für sie schwierig. Und weil sie die Mails 
nicht prüfen können, schicken sie die 
von meiner Mutter und uns entweder 
zurück, oder sie leiten sie erst zwei oder 


drei Tage später weiter. Jetzt haben sie 
ihm sogar angedroht, alle Mails zurück¬ 
zuweisen, wenn sie nicht in englischer 
Sprache geschrieben sind. Aber warum 
soll ich als kubanische Tochter eines 
kubanischen Vaters in einer spanisch¬ 
sprachigen Familie ihm auf Englisch 
schreiben? Das Problem sollen sie im 
Gefängnis lösen. Aber sie drohen ihm 
mit dem Entzug des Rechts auf Kon¬ 
takt zu seiner Familie. Doch zum Glück 
kennt mein Vater seine Rechte sehr ge¬ 
nau, beim ihm stoßen sie immer wieder 
gegen eine Mauer. Er kann sich sehr 
gut verteidigen, wenn sie seine Rechte 
verletzen. 

Andre Scheer: Wie sind die Perspekti¬ 
ven für eine Freilassung deines Vaters? 

Laura Labahino: Planmäßig soll er 
2024 raus kommen. Ich wäre dann 
32 Jahre alt, er 61 Jahre. Wenn es so 
weitergeht, müsste er dann im Rollstuhl 
das Gefängnis verlassen. Worunter wir 
in diesen 15 Jahren am meisten gelit¬ 
ten haben, ist zu sehen, wie der Kör¬ 
per eines Menschen verfällt. Obwohl er 
geistig der selbe junge Mann geblieben 
ist, ein liebenswerter Mensch mit un¬ 
endlich großer Güte, ist er inzwischen 
in einem Alter, wo Krankheiten auf- 
treten. Er hat sehr ernste Probleme im 
Knie und kann kaum noch gehen. Am 
Anfang waren es nur große Schmer¬ 
zen beim Stehen und Gehen. Doch im 
Gefängnis werden diese Schmerzen 
nur mit Aspirin behandelt. Die Ärzte 
sagen, dass er operiert werden müss¬ 
te, aber eine chirurgische Operation im 
Gefängnis ist nicht gerade ideal. Zu¬ 
dem erschweren die Behörden das. Sie 
leiten die notwendigen Schritte nicht 
ein, kümmern sich nicht um Ärzte und 
die Geldfragen. Hinzu kommen alters¬ 
bedingt Bluthochdruck und Diabetes. 
Das ist keine einfache Situation. 

Andre Scheer: Und wie schätzt du die 
Chance ein, ihn vor diesem Zeitpunkt 
freizubekommen? 


Laura Labahino: Eine Chance, die es 
vom ersten Tag an gegeben hat, sowohl 
unter Bush als auch jetzt unter Obama, 
ist die Begnadigung durch den Präsi¬ 
denten. Obama muss nur ein Stück Pa¬ 
pier unterschreiben, und schon ist nicht 
nur mein Vater frei, sondern auch die 
anderen vier. Ich sage vier, weil mo¬ 
mentan noch nicht hundertprozentig 
klar ist, ob Rene (Gonzalez) tatsäch¬ 
lich frei ist oder ob er formell die aus¬ 
stehenden anderthalb Jahre „über¬ 
wachter Freiheit“ noch abbüßen muss, 
wenn auch in Kuba. Ich meine also: 
die vollständige Freiheit für alle Fünf, 
ohne irgendwelche Einschränkungen. 
Nur Obama kann das tun, einzig und 
allein Obama. 

Im Fall von Rene, Antonio und meinem 
Vater ist die letzte Stufe der rechtlichen 
Möglichkeiten für eine Strafreduzie¬ 
rung 2009 erreicht worden. Weitere 
sind rechtlich nicht möglich, nur dass 
sie kommen aufgrund eines Dekrets 
des Präsidenten aus dem Gefängnis 
frei. 

Die meisten Sorgen machen wir uns 
derzeit um Gerardo, denn er war der 
einzige, dem sie 2009 die Möglichkeit 
einer Strafreduzierung verweigert ha¬ 
ben, so dass er weiter zweimal lebens¬ 
länglich plus 15 Jahre Haft verbüßt. 
Es ist nicht das selbe, 30 Jahre im Ge¬ 
fängnis zu sitzen - das ist die Strafe, 
die mein Vater verbüßt - oder wie An¬ 
tonio 22 Jahre. Fernando kommt im 
kommenden Februar frei. Es ist nicht 
dasselbe, ein Entlassungsdatum zu ha¬ 
ben, als sich einer Strafe von zweimal 
lebenslänglich gegenüber zu sehen. 
Das bedeutet, im Gefängnis zu sterben. 
Hinzu kommt, dass ihn seine Frau in 
den 15 Jahren, die er im Gefängnis sitzt, 
noch nicht ein einziges Mal besuchen 
konnte, weil ihr die USA das Visum 
verweigern - jedes mal mit anderer 
Begründung. Mal sagen sie, sie wolle 
möglicherweise illegal in die USA ein¬ 
wandern, dann heißt es, sie wolle in den 
USA eine politische Kampagne führen. 
Es sind schon 15 Jahre, das ist einfach 
zu viel. 

Andre Scheer: Die Fünf sind nicht die 
einzigen politischen Gefangenen in den 
USA, es gibt viele weitere Fälle wie etwa 
Mumia Abu-Jamal, Leonard Peltier 
oder den Puertoricaner Oscar Lopez 
Rivera, der seit 32 Jahren im Gefäng¬ 
nis sitzt. Gibt es Kontakte untereinander 
und eine Zusammenarbeit der Solidari¬ 
tätsbewegungen? 

Laura Labahino: Vor allem mit den 
in den USA inhaftierten Gefangenen 
aus Puerto Rico haben wir Kontakt, 
denn die Fünf und die Puertorique- 
nos haben viele Gemeinsamkeiten. Es 
ist ein ähnlicher Kampf. Den anderen 
Solidaritätsbewegungen für politische 
Gefangene in den Vereinigten Staaten 
ergeht es genauso wie uns. Immer gibt 
es eine Mauer des Schweigens, die es 
unmöglich macht, ins Innere der USA 
einzudringen 

Wir wissen, dass das Volk der USA 
ein sehr mitfühlendes Volk ist, und 
wenn es die Wahrheit über diese Fälle 
erfährt, werden sich unzählige Türen 
öffnen, auch die Gittertüren nicht nur 
der Fünf, sondern aller zu Unrecht in 
den USA inhaftierten politischen Ge¬ 
fangenen. Wir haben vieles gemein¬ 
sam, und in diesem Sinne arbeiten wir 
zusammen. 



Eine der vielen Aktionen zur Solidarität mit den Cuban Five - Mahnwache „Frei¬ 
heit für die fünf kubanischen Gefangenen“, n. und 12. September 2009, Berlin. 
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Anzeigen 


unsere zeit CE 


Wir trauern um zwei Genossen, die uns nach langer schwerer 
Krankheit kurz hintereinander verlassen haben. 

Am 27 April starb 

Götz Loudwin 

Geboren 1935, engagierte er sich schon in jungen Jahren po¬ 
litisch, trat 1954 der SED bei und war über viele Jahrzehnte 
Dozent an der Bezirksparteihochschule in Neubrandenburg. 
In den 90er Jahren zog er mit seiner Familie nach Frechen 
und trat 1998 der DKP-Gruppe Ehrenfeld-Nippes bei. Sein 
Arbeitsschwerpunkt blieb die Parteibildung. Er engagierte 
sich mit viel Elan als Lehrer an der Karl-Liebknecht-Schule 
in Leverkusen und in der Bildungsarbeit der Kölner DKP. 

Am 30. Mai starb 

Reinhold Grawinkel 

mit nur 65 Jahren. Als Betriebsrat bei Parker Hanifin und 
seit 1970 in der noch jungen DKP engagierte er sich in der 
Gruppe Nippes, im Kreis- und Bezirksvorstand für Betriebs¬ 
und Wirtschaftspolitik. Nach dem Zusammenbruch 1989/90 
trug er mit zum Erhalt der Kölner Parteiorganisation bei und 
widmete sich verstärkt der Parteibildungsarbeit an der Karl- 
Liebknecht-Schule. 

Wir werden beiden Genossen ein ehrendes Andenken be¬ 
wahren und in ihrem Sinne weiterwirken für eine Welt des 
Friedens und des Sozialismus. 

Unsere Anteilname gilt Helga Loudwin und Inge Pütz-Gra- 
winkel und ihren Familien. 

Bezirksvorstand der DKP Rheinland-Westfalen 
Kreisvorstand der DKP Köln 
DKP-Gruppe Köln-Ehrenfeld-Nippes 
Karl-Liebknecht-Schule Leverkusen 


Traumblick,Traumstrand,Traumurlaub... 

abseits vom Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Garten, 
(ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick aufs 
Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410. 


I MARXISTISCHE 

BIÄTTER 
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Die MAflKisnrtscHew BUrren gilbt es seit 1963- Ihre Kern¬ 
aufgabe damals wie heute: Arbeiterbewegung und Mar¬ 
xismus iusammeuEubringen, Also; Marxismus für die 
A-Klasse, damit vor allem die Arbeiterklasse ihrer Legs 
auf den Grund Kommt und nachhaltiger für ihre eigenen 
Tages- und Zukunftsinteressen kämpfen kann. Diese 
Aufgabe ist angesichts der tiefen Krise des Kapitalismus 
aktueller denn je. 


Darum unser 
Jubiläumsaiigebot 
im Jahr 2013 


Wer die iMa^xistischen BLArrm für mindestens zwölf Aus¬ 
gaben abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben mit 
50 % Rabatt, (Das iNormaPAbo kostet im ersten Jahr 24,.- 
Euro b£w, das ermäßigte Abo iß,- Euro und erst im zwei¬ 
ten Jahr 46,- bzw. Eunc. Man spart also insgesamt 
24,- bzw. 16, - Euro) 

□ ji ien §in tMtfnstoto* 

(3 Ausgaben l\jr 

□ Ja, ... 

□ Ja. ich veraberke... 

... de Zaitschnrtt UmtiirECtf BiAtteh lur mirdeilens 12 Ausgaben \1 Jahre!' 1 

mit 50% jgbilitJmsralMtt rar die ersten *6 Ausgaben ... 

□ zum Honralpml? von -ifl.-t 

□ zum emä&igiBn Preis von 32,-1 

LmrtnwM 


taw.vfrTiHH 

s^mumüi 

PtZ,Of1 

tWftefi 

E-Mtl 

Doojn, UotenrfmM: 

' OujUh wyntpil ucti un hfSfobcfL phti « ncM batWbctoi TOftnda dn ÖkujkwI- 

m#m letafrfch Ntu* hikü* Wii4 pgrti U. r 

Neue Impulse Verlag 


Hoffnungstraße 16 

infö^ncifC-irti pulse- vcrlag.de 4512? Essen 

wwwLVcarKistiache-blaetter.de Tel.: 6201-24 66 462 


Dat is ne Anzeige zur Info für alle , 
die et noch nich mitgekricht ham. 

Karin un Paul 

waan am einendreizichsten Mai fünf zieh Jaa lang vahaira- 
tet gewesen. Dat besondere daran is natürlich inne heutige 
Zeit, datti fünf zieh jaa immer mit den gleichen vaheiratat 
warn. Da gibtet echt nich so viele davon, oda? 

Für die Feia hattn die nich so große Lust aufn Riesenbo- 
hai, so datti sich nach Polen anne Ostsee vakrümelt ham, 
umma so ganz für sich alleine, gemütlich und romantisch 
dat halbe Jahrhundert Revü passian zu lassen. 

Gezz wo Ihr widda innen Lesebereich vonne UZ seid, 
gratulian wir Euch ganz ganz herzlich. Tolle Sache dat, 
machtma ersma weiter so. 

Olaf, Dagmar, Erik, Florian, Irma, Siw, 
Tömmel, Hjalte, Maija, Andrea und von den 
Rest vonne Bagage 


DKP Kreis Frankfurt am Main 

29. Juni 2013 

Tagesseminar von 11.00 bis 16.00 Uhr 

Zur Entwicklung des Imperialismus heute 
Zur internationalen Zusammenarbeit der DKP 

Referent: Heinz Stehr 

Ort: DGB-Haus Frankfurt am Main, Raum 3, 

Wilhelm Leuschner Str. 69-77 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 
e-mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar, Sa./So. 22723. Juni 

Die große Wirtschafts- und Finanzkrise 

Referent: Lucas Zeise 

„Die Bourgeoisie ist überführt der Unfähigkeit, ihre eignen gesellschaftlichen Pro¬ 
duktivkräfte fernerhin zu leiten. “ 

(F. Engels: Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft. 

MEW Bd. 19, S. 228) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, wenn es 
sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 Euro. Fi¬ 
nanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirksvorstand abklären. 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


ßtagtljof *>otme$ S " R " 

s.viii jüh-Tp liiiM iMäi* 


InMtsr: 

Hans-GEurg Müll Er 
H«»pb1rwQ«1 
57332 Schmähunlierg 
Caafschalr 
Hflchsfuerignd 


Tal.: 02072-9740'D 
F?i.: D2972-97S097 
Reslatiianl: 

Die-nslag Rule-Iagt 


HautprüsptW 
anl ordern 



In unrnitiei&srer Pfehi Klosters GrstecMt ftegC unser 
BaoXM, Wie vor JahrhunCsitei sorgl auch hftjte der Wirt 
peisflnlith Für das Wahl der Gäste. 

KomFoviatjIe Zimmer und Räumlichkeiten, guies Eisen, 
flupnegle GetHnto. Alle Zimmer hatwn ßad ttoscfia. WC, 
Telefon, Feinsehep, -die ineiüCsn 1- Ikon und Vorrauiti. im 
Hcitelbfirfi di befinden sich Uh. Kai. im. Solarium Nidil- 
fauctiwzimirntr und Kamin. Klnde^pigfraufR SalatUüheL 
Fnjiisiijdcstwflet Auch Senigren-Portrgnun. 

Ühernaciiluhg. r FrühälijcN 30.- bis 53.- € p P 
HP 15,50 C p. P. * VP. ZZ.-CH.P. 

KuälBnlDG Bus-und Ba'infe Iren im Sauerland. 

Audi Kinderenmäniaurm i Neben^isunpmiM. 

Bei 2i Tagen Aufemmin im Jahr iQ% Treuerai^tt. 


mail@gasLho1-heimes.de • www.gasthDl-heimes.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 



Die Marx-Engels-Stiftung 
lädt ein zur Konferenz 


e.» 

V N 

Marx Encfjü 

Sri i-tung 


Neoliberale Stadt - Spaltung, Zonierung 
und Widerstand 

Sa/So, 677. Juli, Dortmund, Wichernhaus, Stollenstr. 36 
Beginn Sa 10.00 Uhr, Ende So 14.00 Uhr 

★ Daniel Zimmermann: Zur bürgerlichen Analyse des großen Wohnungs¬ 
eigentums am Beispiel der Enquete-Kommission des NRW-Landtags und 
daraus erwachsende Vorschläge 

★ Klaus Linder: Zur marxistischen Analyse des Wohnungsmarkts sowie 
Vorschläge für Widerstandsformen 

★ Andreas Hartle: Zur neoliberalen Stadtentwicklung am Beispiel der Inter¬ 
nationalen Bau Ausstellung (IBA) Hamburg-Wiiheimsburg 

★ NN: Zu feministischer Sicht auf Stadtentwicklung und Gentrifizierung 

★ Rundfahrt mit politischen Gesprächen am Nordmarkt und danach am 
Phoenix-See in DO-Hörde. Fotoserie "Gentrification" mit Jürgen Evert, Stadt¬ 
planer und Fotograf 

★ Irina Vellay: Zur sozialen Spaltung der Stadtgesellschaft und ihrer Bear¬ 
beitung durch die kommunale Politik 

★ Wolfgang Richter: Zur Vertiefung der Arbeitsteilung zwischen Produktion, 
Dienstleistung und Dritter Arbeit in der Stadt 


Kostenbeitrag 15 Euro, ermäßigt 7 Euro. Wir bitten um Anmeldung unter 
marx-engels-stiftung@t-online.de oder per Telefon 0211-6802828 (H. Kopp). 


Veranstaltung der DKP Hamburg-West 

Die Herren des Geldes 

mit Walter Listl (ISW München) zur aktuellen Krise des Kapitalismus 

Dienstag, 18.6.2013, um 19.00 Uhr 
im MTZ, Lindenallee 72 

Liebe Genossinnen und Genossen, ihr seid herzlich eingeladen. 

DKP-Gruppe Hamburg-West 


Toskana, nah am Meer 

ivre-LjQiiarj^rMhid.d-! jßCU4.{566. 


übhöf in Olivenhain, 
weiter Blick Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haw ode* Häuschen; 
Kinde rparadies. 




Entschleunigung: 

Ruhe & tt«ur üh u OhiJ!- 


p P nrwj*hrlK Ln Km^Kbura-OriirrPyv- 

Havf 3 h Ttavflflff-ni. sr-mnr A, Kiiii 

IhTd: vrw.tilJkDffA.4tfl 
TflLi Giai/ftTOTH |AU| 


MARXISTISCHE BLÄTTER 


Umförrteilen 
Arbeit + Wohnen 
= Menschenrecht? 

Alle für Gar-cchligkcil - Gar-echti-ghalt für 
alle? Rainer Die Ökenamislerüng so¬ 

zialer Arbeit Ingo Zimrnermann + fl Freiwillige ,J 
Gratiaarbeit für alle? Gisara Motz # 
30-Sternlöil-WPcllö für EvrOp* Stephan 
Krnll ftArb-altszeiTverk lj rz.unn - Wie soll das 
gehen? Jörg Mi^Tie^-IDIe Wähnting^lrage pü- 
lltitltnn Wolloai'it; RiuFiH-! *u\<$ Wghnyng^- 
polillk der KPO in Graz Elke Kahr 

Wettere BNIragf.: 

Von ch tu M-äduro- -Vidit; seheer^Die GH1CS- 
Slaalon .Icochirn W:ih *Übcr das Schellern von 
Öccupy-WM-Straet Thsrias FranK * DLe Saehe 
mit der Agondfl Gerd DüuTiiih^Dur läute Atom- 
ftampromiss Ljln^h Gr ^runnr * Gehirn, Gmst 
und WlllenelreJhett ftoJI 1 JijrxhErfmann * Vow <fn-r 
Grühdunij di-ä ADAV bis zun'i EdUrt« Pryyr;jmm 
UYrsuln, HcrrTiurir * EScs-chDfCigung und Ar^btilslD- 
slflHeH 2WQ-W1Z Roman Rwscü A Keln Abschied 
vbn BtartM Pettr Mlühel * Mninunrja-pluralismu-j 
und KDRimunlsliKho Partal Rertln Lnrv^elcW 



Einzelpreis -&.S6 € 
Jahretflt» ^.^>0 € 
emiaOigtes AtM SJ-OOC 


Ki>lh;s flmpuils^ Verljig 

HdTfmitvgstralle IQ 
45127 E^n 
Tel.: 0201 -24 S6 432 

■nrüCriüLHj-imiäuliiüvürlA^.üc 


www.marxistische-blaetter.de 
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FÜNFTES KULTURSE MIN AR 
AUF BURG WALDECK/HUNSRÜCK 
21,-23. JUNI 2013 


MitwrkEndei 
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CE 


unsere zeit 


Fortsetzung von Seite io 

Zwischen geschichtlicher Wahrheit und 
„antitotalitärem Konsens“ 

6o Jahre nach dem 17. Juni 1953 



Berlin: „Ein Blick in die Werkstatt von Karl 
Marx - Neue Forschungsergebnisse zu 
seinem Leben und Werk.“ Wochenend- 
Kolloquium der Rosa-Luxemburg-Stiftung. 
Franz-Mehring-Platz 1,14.00 Uhr. 


MO ★ 17. JUN 


Elmshorn: „Die Herren des Geldes-Armut 
und Reichtum in Deutschland.“ Diskussi¬ 
onsveranstaltung mit Walter Listl (Bezirks¬ 
vorsitzender DKP Südbayern). Gaststätte 
„Im Winkel“, Langenmoor 41,19.30 Uhr. 

Köln: Mitgliederversammlung der DKP- 
Köln Kalk. Naturfreundehaus Kalk, Kapel¬ 
lenstraße 9,19.00 Uhr. 


Dl *18. JUN 


Leverkusen: „Die große Wirtschafts- und 
Finanzkrise“ Wochenendseminar der Karl- 
Liebknecht-Schule der DKP, Referent: Lu- 
cas Zeise (angedacht). Karl-Liebknecht- 
Schule, Am Stadtpark 68. Beginn am 
Samstag 10.00 Uhr, bis Sonntag nachmit¬ 
tags. 


DO *27. JUN 


Hamburg: „Die Herren des Geldes“, Veran¬ 
staltung der DKP Hamburg-West mit Walter 
Listl (ISW München) zur aktuellen Krise des 
Kapitalismus. MTZ, Lindenallee 72, 19.00 
Uhr 

Konstanz: Waffenhandel - Wie Deutsch¬ 
land am Krieg verdient. Buchvorstellung 
von und mit Jürgen Grässlin. Eintritt 9 Euro, 
ermäßigt 6 Euro. Spiegelhalle, Hafenstr. 12, 
20.00 Uhr. 


Ml ★ 19. JUN 


Dortmund: „Block X - Unter Ultras. Fuß¬ 
ball, Fankultur, Gewalt, Polizeistaat.“ Le¬ 
sung und Diskussion. Referenten: Jochem 
Kotthaus und Sven Kathöfer. Kulturhaus Ta- 
ranta Babu, Humboldtstraße 44,19.00 Uhr. 

Suhl: Die aktuellen Entwicklungen in Grie¬ 
chenland und der Kampf der Kommunisten. 
Referentin: Anna Grigoriadou, Mitglied in 
der KKE Griechenland. Hotel „Thüringen“, 
Platz der Deutschen Einheit 2,17.00 Uhr. 


SA *29. JUN 


Stuttgart: Anlässlich des 80. Todestages 
von Clara Zetkin zeigt das Waldheim Stutt¬ 
gart e.V. den DEFA-Spielfim „Wo andere 
schweigen“. Clara-Zetkin-Haus, Gorch- 
Fock-Str. 26,19.30 Uhr. 

Wedel: Die Große Krise. Referent: Walter 
Listl. Statteilzentrum Mittendrin, Friedrich- 
Eggers-Straße 79,19.30 Uhr. 


DO *20. JUN 


Berlin: „Kleider machen Leute“ Kritische 
Theater-Revue aus Essen. Nach spekta¬ 
kulären Aufführungen in mehreren Städten 
und nach den grauenvollen Vorfällen in 
Bangladesh neubearbeitet. Ladengalerie 
von Flaxmilltextilien, Streustraße 27,19.00 
Uhr_ 

Frankfurt a.M.: Tagesseminar der DKP - 
Zur Entwicklung des Imperialismus heu¬ 
te - Zur internationalen Zusammenarbeit 
der DKP Referent: Heinz Stehr. DGB-Haus 
Frankfurt, Wilh.Leuschner Str. 69-77, 
11.00 Uhr. 


SO *30. JUN 


Köln: Der 17. Juni 1953 - Volksaufstand 
oder Putschversuch? Referat und Diskus¬ 
sion mit Dr. Jörg Roesler (bis 1991 Institut 
für Wirtschaftsgeschichte der Akademie 
der Wissenschaften der DDR), Veranstalter: 
junge Welt (Leserinitiative Köln) und der 
PapyRossa Verlag. Alte Feuerwache, Mel- 
chiorstr. 3,19.30 Uhr. 


Friedrichsdorf Köppern: Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP Hochtaunus. Zum Köp- 
perner Tal 44,14.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die 
UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätestens am 
Freitag eine Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, möglichst 
auch mit Angabe des Themas der Veranstaltung 
an termine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Uncle Sam sucht Märtyrer 

Das große Interesse an den Vorgängen 
um den 17. Juni in der DDR, das wohl 
kaum der Befriedigung purer Neugier 
und noch viel weniger den Sorgen und 
Nöten unzufriedener Werktätiger ge¬ 
golten haben dürfte, führte Mitte Juni 
urplötzlich Persönlichkeiten nach West- 
Berlin, die an politischen und militäri¬ 
schen Schaltstellen der USA und der 
BRD saßen. Am 13. Juni traf Eleanor 
Dulles ein, Sonderberaterin im State 
Department und Schwester von Außen¬ 
minister J.F. Dulles und dem früheren 
Spionagechef A. Dulles; am 14. Juni der 
Staatssekretär im Bundeskanzleramt, 
Lenz; am 15. Juni der bisherige NA- 
TO-Oberbefehlshaber in Europa und 
neue Stabschef der US Army, General 
Ridgway; am 17. Juni folgten schließ¬ 
lich Bundesminister Jakob Kaiser, sein 
Staatssekretär Thedieck und der SPD- 
Vorsitzende Ollenhauer. Alles Zufälle? 
Sehr aufschlussreich ist auch der Blick¬ 
winkel, unter dem US-amerikanische 
Führungsgremien die Juni-Ereignisse 
betrachteten, wie sie diese in die Stra¬ 
tegie der USA einordneten, sozusa¬ 
gen ihren politischen „Gebrauchswert“ 
bestimmten. In einem Memorandum 
des Psychological Strategy Board vom 
17. Juni 1953 werden die Möglichkeiten 
der Ausnutzung und des Anheizens der 
Situation erörtert. Es wird auf drei in 
Berlin verletzte Personen verwiesen und 
daran die Erwägung geknüpft: „Wenn 
eines dieser Opfer zu einem Todesfall 
würde, wäre es wichtig, diese Person so¬ 
fort in der ganzen Welt als Märtyrer hin¬ 
zustellen.“ Einem der „psychologischen 
Strategen“ schien „dies der Moment zu 
sein, um mit der CIA hart zuzuschlagen 
und verdeckt Schwierigkeiten zu ma¬ 
chen“ ( H. Bentzien, S. 186/187). 

In einem von Präsident Eisenhower be¬ 
stätigten Dokument des Nationalen Si¬ 
cherheitsrates (NSC) vom 26. Juni 1953 
„Ziele und Maßnahmen der Vereinigten 
Staaten zur Ausnutzung der Unruhen in 
den Satellitenstaaten“ wird die Aufga¬ 
be gestellt, den „Widerstand ... bis zur 
Massenrebellion“ zu nähren. „Es muss 
immer so aussehen, als ob er spontan 
entstanden ist.“ Als eine der „Maßnah¬ 
men“ wird die „Eliminierung wichtiger 
Beamter“ ins Auge gefasst, eine andere 
ist der Aufbau von „Untergrundorgani¬ 
sationen ..., die auf Weisung im großen 
Maßstab Überfälle durchführen“ {eben¬ 
da, S, 189/190). 

Terror! 

Dies lenkt den Blick auf ein weiteres 
Wesensmerkmal der Juni-Ereignisse, 
das gern übersehen oder als belanglo¬ 


se Randerscheinung abgetan oder sogar 
als menschlich verständliche, spontane 
Überreaktion hingestellt wird - den Ter¬ 
ror. Zunächst ist unbestreitbar, dass von 
der Volkspolizei und eingesetzten Ein¬ 
heiten der Sowjetarmee keine bewaff¬ 
nete Gewalt angewendet wurde. Sie hat¬ 
ten strikten Befehl, keinesfalls von der 
Waffe Gebrauch zu machen. Sie führten 
ihn aus, selbst wenn sie - z. B. durch stei¬ 
newerfenden Westberliner Mob - tätlich 
angegriffen wurden. Für die Bauarbei¬ 
terdemonstration von der Stalinallee 
zum Haus der Ministerien am 16. Juni 
regelte die VP den Verkehr - obwohl 
sich zunehmend zweifelhafte Elemen¬ 
te unter die Demonstranten mischten. 
Eine anschließende Kundgebung vor 
der SED-Kreisleitung Friedrichshain 
wurde - obwohl unter feindlichen Pa¬ 
rolen - von der VP nicht behindert. 

Die ersten feststellbaren Gewaltakte 
gingen von Streikenden aus - und zwar 
gegen Kollegen. 

In Berlin wirkten besonders viele West¬ 
berliner eskalierend, unter ihnen zahl¬ 
reiche organisierte Schlägertrupps in 
Stärke von etwa 30 bis an die 100 Mann, 
zumindest zum Teil von US-amerikani¬ 
schen Offizieren aufgestellt und diri¬ 
giert. Rekrutiert worden waren sie auf 
der Straße oder in Flüchtlingslagern, 
teilweise auch vom „Bund Deutscher 
Jugend“ (BDJ), einer als „Jugendorga¬ 
nisation“ getarnten, von US-Geheim- 
diensten aufgezogenen und ausgebilde¬ 
ten Terrororganisation. 

In einer Reihe von Demonstrationszü¬ 
gen wurde (vermutlich vorsätzlich, in 
provokatorischer Absicht) gerade zu 
solchen Gewaltakten - Sturm auf Poli¬ 
zeidienststellen und Haftanstalten, Er- 
beutung von Dienstwaffen und deren 
Einsatz gegen die Polizei - aufgewie¬ 
gelt, die mit Sicherheit zu Blutvergie¬ 
ßen führen mussten. So wurden beim 
Sturm auf die Haftanstalt Magdeburg- 
Sudenburg drei Volkspolizisten mit er¬ 
beuteten Waffen erschossen. Ähnliches 
ereignete sich in Halle und einigen an¬ 
deren Orten. Angesichts der eskalieren¬ 
den Gewalt ergriffen Sowjetarmee und 
Volkspolizei schließlich entschiedene 
Maßnahmen, um die Ausschreitungen 
zu beenden. Die Verantwortung für die 
eingetretenen Opfer fällt voll und ganz 
auf diejenigen, die zu Gewalttaten auf¬ 
hetzten und sie begingen. 

Nazis witterten Morgenluft 

Die unzutreffende, der Mehrheit der 
Streikenden, aber auch der Demons¬ 
tranten gegenüber ungerechte und be¬ 
leidigende Charakteristik der von ihnen 
mitgetragenen Protestbewegung als „fa¬ 


schistischer Putsch“ wird sehr häufig als 
Vorwand benutzt, um das unbestreit¬ 
bare Auftreten von Nazielementen in 
der Bewegung und deren Ausnutzung 
durch diese Kräfte überhaupt in Abre¬ 
de zu stellen. 

Aber dies geht eindeutig an den Tatsa¬ 
chen vorbei. Gesellschaftsschichten und 
-gruppen, die nach 1945 von den anti¬ 
faschistischen Säuberungs- und Umge¬ 
staltungsmaßnahmen betroffen worden 
waren, dadurch an Besitz oder sozialem 
Status eingebüßt hatten, dies in der Re¬ 
gel als ungerecht empfanden (gerade im 
Vergleich mit der bevorzugten Behand¬ 
lung der „131er“ in der BRD), fühlten 
sich durch Aktionen gegen Regierung 
und SED bestätigt. Dies galt besonders 
für viele - bei weitem nicht alle - ehe¬ 
malige Mitglieder der Nazipartei und 
anderer faschistischer Organisationen, 
Angehörige des faschistischen Repressi¬ 
onsapparates, Beamte, Juristen und Be¬ 
rufssoldaten. 

Viele von ihnen hatten im Bauwesen 
oder im Bergbau eine neue Existenz 
gefunden. Eine ähnliche Problematik 
zeigte sich in früheren Rüstungsbetrie¬ 
ben. So war z.B. das Buna-Werk - ein 
Schwerpunkt der Streikbewegung im 
mitteldeutschen Raum - in der Nazi¬ 
zeit mit einer handverlesenen Beleg¬ 
schaft aufgebaut worden. Dazu war ein 
Sechstel der Betriebsangehörigen nach 
1945 aus den faschistischen Organisati¬ 
onen oder dem Staatsapparat ins Werk 
gekommen. In der Carbidwerkstatt 
G 32, dem Ausgangspunkt der Streik¬ 
bewegung in Buna, gehörte dazu jeder 
Fünfte, fast jeder Zweite war Umsiedler. 
Entsprechend bestand das Streikkomi¬ 
tee in Buna aus zwei alten Nazis, einem 
SS-Mann und einem Marineoffizier - 
mit dem früheren Leiter der SPD-Be- 
triebsgruppe als Feigenblatt. 

Als der DGB-Vorstand „bekannte 
Streikführer“ auf internationalem Par¬ 
kett gegen FDGB und DDR ausspielen 
wollte, platzte dieses Vorhaben, weil alle 
in Aussicht genommenen Personen SS- 
Leute, HJ-Führer oder Funktionäre der 
Nazipartei gewesen waren. 

Kein zukunftsträchtiges Erbe 

Alle diese mit der sozialen Protestbe¬ 
wegung parallel laufenden, sie durch¬ 
dringenden Elemente - Bewegung 
einer gesellschaftlichen Minderheit, 
Verknüpfung mit der Politik und poli¬ 
tischen Institutionen der BRD und der 
USA und teilweise Instrumentalisie¬ 
rung durch diese, abstoßender und die 
Bewegung zersetzender Terror, ein of¬ 
fensichtlicher Anteil nazistischer (und 
anderer bürgerlich-reaktionärer) Ele¬ 


mente - machen die innere Schwäche 
und Perspektivlosigkeit der Aktionen 
vom 17. Juni 1953 aus. So ist dem kon¬ 
servativen Historiker Arnulf Baring 
durchaus zuzustimmen, wenn er meint, 
„der Aufstand ist nicht durch die so¬ 
wjetischen Truppen niedergeschlagen 
worden. Aufs Ganze gesehen war die 
revolutionäre Welle schon gebrochen, 
bevor die Russen aufmarschierten. ... 
die Streik- und Demonstrationsbewe¬ 
gung hatte sich ... erschöpft“ (A. Ba¬ 
ring: Der 17. Juni 1953, Köln/Berlin 
1965, S. 157). 

Die Erschöpfung der Bewegung resul¬ 
tierte aus ihrem zwiespältigen Wesen, 
in dem die Verfechtung berechtigter 
Forderungen arbeitender Menschen 
unlöslich mit der Instrumentalisierung 


für imperialistische, reaktionäre Politik 
verbunden war. 

Daraus kann man Lehren ziehen (wir 
haben es zu unserem Schaden nicht 
bzw. in völlig unzulänglicher Weise ge¬ 
tan) - eine progressive (etwa gar demo¬ 
kratisch-sozialistische) Tradition kann 
man darauf nicht gründen. Die das 
Ideologie-Geschäft mit dem 17 Juni 
betreiben, wollen das auch gar nicht. 

Weitere Literatur: 

Spurensicherung. Zeitzeugen zum 
17. Juni 1953, GNN Verlag (Schkeu- 
ditz)i999; 

Justus von Denkmann: der fall erna 
dorn, (Berlin [SPOTLESS] 2002). 

(Aus: Mitteilungen der KPF,. Juni 2003, 
geküzt) 
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Meine progressive Woche 

Vom i. bis 7. Juni 


Die Drohnen des kleinen Mannes... 



... mussten diese Wasserwerfer in Passau abgeben. 

Expertenteams von Bundeswehr und Regierung fanden selbst nach diversen Nachtsitzungen für 
Kampfdrohnen keine Verwendung im Hochwasserschutz. Da sprang die bayerische Bereitschaftspo¬ 
lizei ein. Um das Image der-vor allem bei Demonstranten - verrufenen Wasserwerfer zu verbessern, 
wurden diese bei der Straßensäuberung nach dem Hochwasser eingesetzt. 

Leider waren keine Informationen über die Zusammensetzung des Wasserstrahles zu erhalten. Um¬ 
weltschützer warnen vorsorglich vor einem Fischsterben in der Donau. Andere freuen sich schon auf 
die nächsten Begegnungen mit den freundlichen Kollegen vom Chemo-Spritzteam. AR 

Kommunist und Widerstandskämpfer - 

kein „Steptänzer“ 

Erinnerung zum 80. Jahrestag der Ermordung von Hilarius Cilges 


Dienstag 

Den Opelanern in Bochum und anders¬ 
wo dürfte diese Nachricht in den Ohren 
klingeln. 

Mutterkonzern General Motors wird 
wieder in den Aktienindex Dow Jones 
aufgenommen und gehört damit erneut 
zu den 500 größten börsennotierten Un¬ 
ternehmen der USA. Diese Exklusivität 
ist buchstäblich mit dem Zerstören der 
Existenzgrundlage von tausenden Bo- 
chumer Arbeitern erreicht worden. Die 
Geschichte hat aber noch mehr hässli¬ 
che Züge. 

50 Milliarden Dollar ließ die US-Regie- 
rung vor wenigen Jahren ihre Steuerzah¬ 
ler die Sanierung des Konzerns kosten. 
Trotz oder gerade wegen des Erfolgs 
der Aktienbesitzer droht jetzt dem US- 
Staat der Verlust eines großen Teiles die¬ 
ser Milliarden. 

Begleitet werden solche Durchsteche¬ 
reien diesseits und jenseits des Atlantiks 
mit treuen Augenaufschlägen und der 
Versicherung, dass man (sprich Kabinett 
und Kapital) nur seine soziale Verant¬ 
wortung wahrnehme. Über diese Dreis¬ 
tigkeiten ärgern sich Millionen. Hel¬ 
fen tut das wenig. Da muss man schon 
kämpfen. 

Mittwoch 

Baseball ist ein Sport, den Europäer 
nicht verstehen müssen. Die Zählwei¬ 
se ist kompliziert, die Abläufe auf den 
ersten Blick undurchsichtig. In Amerika 
(einschließlich Kuba) und Asien wach¬ 
sen jedoch bereits die Kinder damit auf, 
lernen die Regeln spielerisch. Entspre¬ 
chend beliebt ist der Sport, der in den 
USA den Rang des Nationalsportes Nr. 
1 hat - trotz Football. Das hatte viel¬ 
leicht auch damit zu tun, dass Baseball 
nicht die absolute Fitness von Basket¬ 
ball oder Leichtathletik erfordert. Der 
leicht übergewichtige Babe Ruth gilt bis 
heute als einer der besten Spieler aller 
Zeiten. 

Doch das ehemalige US-amerikanische 
Idyll der Einheit von Volks- und Pro¬ 
fisport gibt es schon lange nicht mehr. 
Baseball erfordert auf Topniveau auch 
Top Sportlichkeit. Wie in den anderen 
Hauptsportarten - (Eis)-Hockey, Bas¬ 
ketball, Football - wird gedopt, was der 
Drugstore hergibt. Aktuell spricht man 
vom größten Dopingskandal aller Zei¬ 
ten, weil alle Spitzenspieler sozusagen 
mit rauchender Spritze erwischt wor¬ 
den sind. Darüber hinaus wird damit 
gerechnet, dass 80 Prozent aller Spieler 


In loser Folge kommentieren wir 
aus Anlass des 150. Geburtstages die 
selbstverfasste verlogene Unterneh¬ 
mensgeschichte des Bayer-Konzerns: 

„Die Zeit der I.G. Farben¬ 
industrie AG (1925-1945)“ 

1925 schließt sich nahezu die gesamte 
chemische Industrie zur I.G. Farben 
zusammen. Diese wird schließlich von 
den Alliierten 1945 als verbrecherische 
Organisation aufgelöst. Dieser Tatsa¬ 
che muss auch die „Unternehmensge¬ 
schichte“ Rechnung tragen. Verschwie¬ 
gen wird aber die aktive Rolle, die die 
I. G. Farben bei der Unterstützung der 
Faschisten, der Vorbereitung des Krie¬ 
ges und im Krieg selbst gespielt haben. 
Die Interessen trafen sich neben der 
Sprengstoffherstellung diesmal auch 
in der synthetischen Benzinherstellung 
(Benzinpakt) und der Reifenprodukti¬ 
on aus synthetischem Kautschuk. Die 
Buna- und Hydrierwerke stehen heu¬ 
te noch. 

Die Verstrickung der I.G. Farben in 
die Verbrechen der Faschisten war all¬ 
umfassend. Nur ein Beispiel, eines der 
widerlichsten. Parallel wurden das Ver¬ 
nichtungslager Auschwitz und das I.G.- 
Farben-Bunawerk Ausschwitz errich¬ 
tet - natürlich von Häftlingen. In der 
Bauphase beschwerte sich der Ober- 


Dopingmittel nehmen. Wird etwas pas¬ 
sieren? 

Letztendlich kaum. Wenn auch nur in 
einer Sportart ernsthaft aufgeräumt 
würde, drohte das gesamte Profisport¬ 
system zusammenzubrechen. Und da 
sind Konzerne und Politik davor, die 
sich am Glanze der Erfolge bereichern 
bzw. darin sonnen. Wie vor 2000 Jahren 
heißt es Brot und Spiele. An der system¬ 
erhaltenden Funktion der Gladiatoren 
hat sich nichts geändert. Wie damals 
wird von ihnen außerdem erwartet, dass 
sie bereit sind zu sterben. 

Donnerstag 

Man kann als US-Amerikaner ein Ka¬ 
pitalverbrechen begehen und trotzdem 
der Todesstrafe entgehen. Natürlich darf 
man nicht Rosenberg, Sacco oder Van- 
zetti heißen, auch Joe Hill nicht - die 
vorgenannten haben übrigens mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlich¬ 
keit keine der ihnen zur Last gelegten 
Verbrechen begangen. 

Wer aber Soldat ist und nachgewiese¬ 
nermaßen 22 Afghaninnen, darunter 
17 Frauen und Kinder, ermordet, der 
braucht vor Gericht nur seine Schuld 
bekennen und Folgendes zu sagen: „ Es 
gibt keinen guten Grund in dieser Welt, 
warum ich die schrecklichen Dinge ge¬ 
tan habe.“ Und, schwupps, verspricht die 
Staatsanwaltschaft auf die Beantragung 
der Todesstrafe zu verzichten - spätere 
Begnadigung nicht ausgeschlossen. 

Dies ist kein Plädoyer für die Todesstra¬ 
fe, sondern für Gerechtigkeit. Ein blo¬ 
ßes Schuldeingeständnis bei erwiesener 
Schuld darf aber vor keinem Gericht der 
Welt zu Strafminderung führen. Das ist 
Verhöhnung der Opfer, die Richter ma¬ 
chen sich damit zu Komplizen des An¬ 
geklagten. 

Damit schließ sich der Kreis. Auf die 
Anklagebank gehörte selbstverständlich 
neben dem Mörder auch ein Klassen- 
System, das Kriege und Foltergefäng- 
nisse braucht, das Justiz und Polizei 
missbraucht. Der Deal diente vor allem 
dazu, das zu verschleiern. Die Richter 
des Militärgerichtes haben letztendlich 
sich selbst begnadigt. 

Freitag 

Schnüffelt die NSA in sozialen Netzen? 
NSA heißt die Nationale Sicherheitsbe¬ 
hörde der USA und die Frageform der 
Schlagzeile ist bereits eine Beleidigung 
aller denkenden Menschen. 

Adi Reiher 


bauleiter der I. G. Farben am 31.101943 
in seinem Wochenbericht: 

„Eine Sorge, die von Woche zu Woche 
brennender wird, bildet die ständig ab¬ 
nehmende Arbeitsmoral auf der Bau¬ 
stelle ... Bedauerlich hierbei ist, dass 
die Gestapo bei der Behandlung von 
Fragen der Arbeitsbummlei nicht so 
prompt arbeitet, wie dies von uns ge¬ 
wünscht wird. So werden z.B. Reklama¬ 
tionen bei der Gestapo wegen Behand¬ 
lung von uns gemeldeter Arbeitsbum¬ 
melanten mit dem einfachen Hinweis 
beantwortet, dass sich die Gestapo 
nicht drängeln ließe. Diese Tatsache 
allein zeigt, dass man dort noch nicht 
erkannt hat, worum es geht. Bezüglich 
der Behandlung der Häftlinge habe 
ich zwar stets dagegen opponiert, dass 
Häftlinge auf der Baustelle erschossen 
oder halbtot geschlagen werden. Ich 
stehe jedoch auf dem Standpunkt, dass 
eine Züchtigung in gemäßigten Formen 
unbedingt notwendig ist...“ 

Zyniker könnten fragen, ob die Be¬ 
handlung mit Zyklon B, das die I.G.- 
Farben-Tochter Degussa zur massen¬ 
haften Juden-Vernichtung nach Ausch¬ 
witz lieferte, eine solche Züchtigung in 
gemäßigten Formen war. Immerhin 
geschah sie hinter verschlossenen Tü¬ 
ren und das zarte Auge keines Ariers 
wurde durch eine blutige Erschießung 
belastet, (wird fortgesetzt) AR 


Am 20. Juni jährt sich die Ermordung 
des Düsseldorfers Hilarius Gilges zum 
80. Mal. Aus diesem Anlass lädt die 
Gruppe „Hilarius Gilges“ zu einem Ge¬ 
denken in Form eines Spaziergangs ein. 
Er beginnt in der Düsseldorfer Altstadt 
an der Ritterstraße 36. Hier wohnte Hi¬ 
larius zuletzt, von hier wurde er in der 
Nacht des 20. Juni von Angehörigen 
der SA und SS verschleppt. 

Der Gedenkmarsch führt über den 
„Hilarius-Gilges-Platz“ an der Kunst- 



Foto: Uwe Koopmann 1 


Der Text auf der obigen Gedenktafel 
lautet:„Hilarius Gilges, geb. am 
28.4.1909 in Düsseldorf, farbiger Step¬ 
tänzer und Mitglied der Agitprop W. 
Langhoffs, am 20.6.1933 in Düsseldorf 
von den Nationalsozialisten ermor¬ 
det.“ 

akademie zum „Joseph-Beuys-Ufer“, 
an dem seine bestialisch zugerichtete 
Leiche am Morgen des 21. Juni gefun¬ 
den wurde. 

Hilarius Gilges, geboren am 28. Ap¬ 
ril 1909, war im Kommunistischen Ju¬ 
gendverband Deutschland (KVJD) und 
später in der Kommunistischen Partei 
Deutschland (KPD) organisiert. Er ge¬ 
riet durch sein aktives antifaschistisches 
Engagement in das Visier der Faschisten. 
Die „Gruppe Hilarius“ warnt vor Ge¬ 
schichtsrevisionismus und rassistischen 
Projektionen: „Zwar erinnert die Lan¬ 
deshauptstadt Düsseldorf mit einer Ge¬ 


denktafel und einem Platz an Hilarius 
Gilges, aber sein Engagement als Kom¬ 
munist und Antifaschist bleiben dabei 
unerwähnt. Schlimmer noch: Aus dem 
schwarzen kommunistischen Arbeiter 
wird auf der Gedenktafel (s. Foto) ein 
,farbiger Steptänzer’. Diese Zuschrei¬ 
bung ist schlichtweg falsch. Die Zeit¬ 
zeugin Maria Wächter erklärte explizit, 
dass Hilarius Gilges nicht getanzt habe. 
Seit jeher wird schwarzen Menschen 
,ein besonderes Taktgefühl’ und eine 
besondere musikalische Begabung’ 
nachgesagt. Diese Behauptung sind 
rassistische Projektionen, die entschie¬ 
den abzulehnen sind. Weiter entspricht 
auch die Fremdbezeichnung ,farbig’ 
keinen antirassistischen Standards.“ 
Die Gruppe möchte mit dieser Ver¬ 
anstaltung nicht nur Hilarius Gilges 
würdig gedenken, sondern auch den 
Anstoß zu einer Diskussion um Ge¬ 
denkkultur im Allgemeinen geben. So 
wird Hilarius Gilges auf einem Erläute¬ 
rungsschild am „Hilarius-Gilges-Platz“ 
auch lediglich als „erstes Todesopfer 
der NS-Zeit in Düsseldorf“ bezeichnet. 
Geehrt wird er also ausdrücklich nicht 
für sein antifaschistisches Engagement, 
er wird darauf reduziert, zum Opfer ge¬ 
worden zu sein. 

Hilarius Gilges war aber ein politischer 
Aktivist, sein Wirken verpflichtet nicht 
nur zum Erinnern, sondern auch zum 
Handeln. So setzte auch die Wider¬ 
standskämpferin Maria Wächter, die 
zusammen mit Hilarius Gilges in der 
Agitprop-Gruppe Nordwest Ran aktiv 
war, in ihrem Vorwort zu einer 2006 er¬ 
schienenen Hilarius-Gilges-Biographie 
ausdrücklich auf ein erstarkendes En¬ 
gagement gegen Neofaschismus, Ras¬ 
sismus und Antisemitismus. 

Die „Gruppe Hilarius“ stellt fest, dass 
diese Forderung aktueller denn je 
ist: „Die immer tiefer greifenden Er¬ 
kenntnisse über den Terror des NSU, 
die massenhafte Deportation von Men¬ 
schen über den Düsseldorfer Flugha¬ 
fen, unzählige Neonaziaufmärsche und 
die gerade in der Krise zunehmenden 
reaktionären Bestrebungen zeigen uns 
immer wieder aufs Neue, dass Antifa¬ 
schismus auch heute eine tägliche Not¬ 
wendigkeit ist. Deshalb kann ein würdi¬ 


ges Gedenken nur im täglichen Kampf 
um ein besseres Leben stattfinden und 
darf nicht ein bloßes Lippenbekenntnis 
bleiben. Erinnern heißt kämpfen! Für 
einen konsequenten Antifaschismus 
auf allen Ebenen!“ 

Die DKP Düsseldorf begrüßt das En¬ 
gagement der „Gruppe Hilarius“. Kriti¬ 
siert hatte sie schon vor zehn Jahren bei 
der Einweihung des Hilarius-Gilges- 
Platzes am 23. Dezember 2003, dass 
zwar ein Platz nach ihm benannt, aber 
gezielt „vergessen“ wurde, dass Hila¬ 
rius im kommunistischen Widerstand 
aktiv war und als Kommunist verfolgt 
wurde. Gruppe Hilarius 2013/UK 


Der rote Kanal 


Flucht oder Sieg, USA 1981 

Der Film wird in deutschen Gazet¬ 
ten so regelmäßig verrissen, dass er 
vielleicht doch sehenswert ist. Im¬ 
merhin führte John Huston Regie, 
der die berühmte Geschichte des 
„Todesspieles“ ukrainischer Fußbal¬ 
ler gegen ein Wehrmachtsteam von 
Kiew nach Frankreich verlegt. Einer 
der Fußballer: Pele! Schaun wer mal. 
So., 2 . 50 - 4.40 Uhr, rbb 

Endstation Bad Kleinen, D 2013 

27. 6. 1993 kommt es zum letzten 
Schusswechsel zwischen der RAF 
und Beamten der GSG 9. Schon 
damals spricht man vom „Versagen 
der Geheimdienste“. 

Di., 18 . 6 ., 22 . 05 - 22.55 Uhr, arte 

Hälfte des Lebens, DDR 1984 

Spielfilm über das Leben des deut¬ 
schen Dichters Friedrich Hölder¬ 
lin. Henryk Goldberg schrieb in der 
Jungen Welt vom 20./21. April 1985: 
„Man sollte sich diesem Film nähern 
wie einer Musik, die eine bekannte 
Situation mit Tönen beschreibt, von 
Schmerzen und Trauer kündet, die 
eine Emotion ausstrahlt, die der Hö¬ 
rer selbst konkretisieren muß. Dies 
vorausgesetzt und akzeptiert (...) 
hat Herrmann Zschoche (...) einen 
sehr schönen, berührenden Film ge¬ 
macht.“ 

Frei., 20 . 6 ., 0 . 05 - 1.40 Uhr, mdr 


Brandstifter als 
Biedermänner 

Zur selbstverfassten „Unternehmensgeschichte“ der Bayer AG (3) 




















